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Panorama der Stadt Wald
(von Haan aus gesnhen ).

D
n der nodi gültigen Stüdteordnung liir die

Rheinprovinz vom 15 . Mai 1856 schreibt
§ 56 vor , daß in jedem Jahre , bevor sich die
Stadtverordneten - Versammlung mit dem

Haushaltsplan beschäftigt , der Bürgermeister
in öffentlicher Sitzung über die Verwaltung
und den Stand der Gemeindeangelegenheiten
einen vollständigen Bericht zu erstatten hat.
Diese Berichte wurden früher gewöhnlich
alljährlich in Druckform herausgegeben , ln
letzter Zeit ist man allenthalben der be¬
lastenden Arbeit und Rosten wegen davon
abgekommen . Man begnügt sich vielfach
mit einer mündlichen Berichterstattung oder
fallt die wichtigsten Geschehnisse einer län¬
geren Periode zusammen , so wie es die
Stadtverwaltung Wald im „Zehn Jahresbericht
1912— 1921 " getan hat . Der Wert gedruckter
Jahresberichte ist unverkennbar . In diesen
Zusammenstellungen steckt sehr viel Inter¬
essantes , das in einer späteren Zeit wert¬
vollen Aufschluß über vergangene Verhält¬
nisse geben kann . Neben diesem rein histo¬
rischen Motiv , dessen Bedeutung erst im
Laufe der Zeit in die Erscheinung tritt , bean¬
sprucht die Verpflichtung , die Oeffentlichkeit
über die Verwaltung und den Stand der Ge¬
meindeangelegenheiten aufzuklären , Gegen¬
wartsinteresse . Ein Rechenschaftsbericht soll
es sein , der den Gemeindemitgliedern von
ihrer Verwaltung erstattet wird.

Die Stadtverwaltung Wald wird aus
Gründen der Zeit , der Arbeit und des Geldes
vorab nicht wieder einen Verwaltungsbericht

in früherem Umfange erstatten . Sie wird
sich vielmehr darauf beschränken , in kür¬
zester Eorm das festzulegen , was seit dem
Erscheinen des „Zehnjahresberichts

“ die
Stadtverwaltung in gemeinsamer Arbeit mit
der Stadtverordnetenversammlung und den
übrigen zur kommunalen Selbstverwaltung
berufenen örtlichen Kollegien für das Ge¬
meinwesen geleistet hat , nicht ohne hier
und da , wo es angebracht erscheint , auch ein
Urteil über Problematisches , einen Hinweis
auf Zukünftiges abzugeben , also gewisser¬
maßen einen Ausblick in die nächste ßerichts-
periode zu tun.

Der aufmerksame Leser des hier folgen¬
den Berichts wird erkennen , daß die Stadt
Wald in den letzten Jahren große kommunal¬
wirtschaftliche Leistungsproben zu bestehen
hatte . Er wird auch einsehen , daß noch
manche wichtige Aufgabe zu erfüllen ist.
Dank der tatkräftigen Mitarbeit der vielen
ehrenamtlichen Kräfte in den städtischen
Körperschaften und der verständnisvollen viel¬
lachen Zusammenarbeit mit dem Landkreis
und den benachbarten Städten , dank aber
auch der gewissenhaften Arbeit der hiesigen
Beamten und Angestellten sind bisher die
gestellten Aufgaben erfüllt worden . Die
Stadt Wald hat in dem Bestreben , die
Schäden und zwangsläufigen Vcrsäumungtin
der Kriegszeit beschleunigt auszumerzen
und neuen Aufgaben und Problemen gerecht
zu werden , das Möglichste getan

im Interesse ihrer Bürgerschaft.

5



• •

iLtSä&i ■^ rrsamr.

■' tp * * »

" •• A :\- .

.4 -’
'* »inr-

•■* >
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ALLGEMEINES.
Die Stadtgemeinde Wald im Landkreise

Solingen umfaßt ausweislich der Kataster¬
bücher einen Flächenraum von 1042 ha , 60 ar,
72 qm , ist demgemäß in ihrer Größe unver¬
ändert gehliehen . Auch die Einwohnerzahl
ist die gleiche noch ; sie schwankt um rund
28 000 . Davon sind 65 % Protestanten , 20 %
Katholiken und 15 % Dissidenten . Der wirt¬
schaftlichen Struktur nach ist Wald eine
reine Industriestadt . Nur noch in geringem
Umfange wird Landwirtschaft betrieben.
Der weitaus größte Teil der Bevölkerung —
bis zu 10 000 Personen — wird in der Indu¬
strie , im Handel und Gewerbe beschäftigt.
Die Gesundheitsverhältnisse sind befriedi¬
gend.

Die Stadtgemeinde Wald gehörte zum
Brückenkopf Köln und war mit in den
Besatzungsrayon der ehedem feindlichen
Mächte gezogen . Mit der Räumung der so¬
genannten I . Rheinlandzone am 51 . Jan . 1926
wurde auch Wald wieder vollständig der
Souveränität des Landes Preußen und des
Deutschen Reiches unterworfen . Allerdings
wurde Wald schon früher von der Besatzung
geräumt . Die letzten hier einquartierten
französischen Truppen sind bereits am
5 . Sept . 1921 abgezogen . Bis zum 51 . 1 . 1926
befanden sich nur einzelne britische Kontroll¬
organe in Wald . Aus Anlaß der Befreiung
der Stadt und des Kölner Bezirks von fremd¬
ländischem Druck veranstaltete die Bürger¬
schaft am 1 . Februar 1926 in der Turnhalle
des Wald - Merscheider Turnvereins an der
Bergstraße eine eindrucksvolle Befreiungs¬
feier.

Die wirtschaftliche Lage , die während
der Inflationszeit ( abgesehen von der Zeit
des Ruhrkampfes — siehe unter Arbeits¬
amt ) ' äußerlich glänzend war , in Wahr¬
heit indessen auf einer fortdauernden
Kapital -Verschleuderung beruhte , nahm
bei Eintritt stabiler Währungs -Verhält¬
nisse sofort ein anderes Bild an . Neu¬

gründungen aus der Inflationszeit ver¬
schwanden in großer Zahl , und selbst alte,
angesehene Unternehmen hatten große
Schwierigkeiten , ihren Weiterbestand zu
sichern . Die Wälder Industrie , äußerst viel¬
fältig in ihren Produktionsrichtungen , hatte
mit riesigen Export - und Absatzschwierig¬
keiten zu kämpfen . Die Konkurrenz des
schutzzol (gebundenen Auslandes , die ungün¬
stigen heimischen Arbeits - und Fabrikations¬
bedingungen gegenüber dem kapitalkräf¬
tigeren Auslande ( Vereinigte Staaten und
Großbritannien ) bewirkten mehrfach im Zu¬
sammenhang mit allgemeinen Krisener¬
scheinungen hierorts Störungen , die zu
großen Arbeitslosigkeiten und zu früher nie
gekannten öffentlichen Fürsorge - und Wohl¬
fahrtsleistungen führten . Etwa von Ende
1925 bis Anfang 1927 beherrschte eine un¬
geheure Arbeitslosigkeit das Gebiet öffent¬
licher Tätigkeit . Das ganze gemeindliche
Leben und Wirken stand unter dem gewal¬
tigen Druck dieser wirtschaftlichen und
sozialen Notverhältnisse . —

Seit etwa Mai 1926 sind wieder einmal
Bestrebungen im Gange , die Stadt Wald mit
den Gemeinden Solingen , Ohligs , Gräfrath
und 1 löhscheid zu vereinigen . Die Städte¬
vereinigung war schon vor etwa 50 bis 55
Jahren ein aktuelles Thema und hat sich im
Laufe der Jahre von Zeit zu Zeit immer
wieder aufs neue behandeln lassen . Da die
Stadt Ohligs ihre Zustimmung zur Ver¬
einigung mit Solingen und den genannten
übrigen Gemeinden des oberen Landkreises
Solingen entschieden abgelehnt hat , war der
Anschlußgedanke in der Wälder Bürger¬
schaft zumindest sehr geteilter Beurteilung
unterworfen . Die Eingemeindungs - bezw.
Zusammenlegungsverhandlungen sind noch
nicht zum Abschluß gekommen . Es wird
gegebenenfalls in einem späteren Bericht
darüber ausführlicher geschrieben werden
müssen.
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A m 12 . Februar 1925 ist in Neuchätel ( Schweiz ) der Ehrenbürger der
Stadt Wald , Geheimer Kommerzienrat Carl Ruß - Suchard , Inhaber

der Suchard -Schokoladenfabriken , gestorben . Geheimrat Ruß -Sudiard , der

ein Alter von 8b Jahren erreidite , ist der Wälder Bevölkerung als der

Sohn des ehemaligen Ilauptlehrers der Sdiule Wald I , Carl Rull , bekannt.

Der Verewigte hat seiner Vaterstadt Wald namhafte Stiftungen genuidit,

.wofür ihm im Jahre 1908 der Titel eines Ehrenbürgers zuerkannt wurde.

Der Berichterstatter hat dem Verstorbenen folgenden Nachruf gewidmet.

der die hohe W ert-
schätzung kenn¬
zeichnet,deren sich
Carl Ruß -Suchard
in hiesigen K reisen
erfreuen durfte:

„Carl Ruft -Su-
chard war eine sel¬
tene Persönlich-
keit . GroßeGaben
des Geistes und
des I lerzens zeich-
neteuihnaus . Sein
Leben ist Arbeit
gewesen , ln ra-
sdiem , ehrenhaf¬
te mEnt wicklungs¬
gang hat er sidt,
der Lehrersohn,
zum bedeutungs¬
vollen Kaufmann
undFiihrergrolfer

Industrie - Werke
emporgearbeitet.

Carl Ruß - Su¬
chard war aber
mehr als ein wä¬
ge nde r K a u fm a n n;
er war Mensch von
Güte und Gerech¬
tigkeit , der seine
höchste Freude an
Werken herzlich¬
ster Nächstenliebe
empfand . In der
] ) Taktischen Ar¬
beite rwohlfali rt,
K i n d e r - F ii rso rge
und Jugendpflege
zeigte er die glei¬
che Schaffensfreu¬
digkeit wie in den
Dingen geschäft¬
licher Art.

Sein menschliches Wirkungsvermögen war gerecht verteilt auf geschäft¬

liche Arbeit und Handlungen am Menschenwohl . Der Verblichene war

mit seiner Heimatstadt Wald immer eng verbunden , lieber dem Tod

dieses Mannes , den unser Ehrenbürgerbrief auszeichnete , steht ein leuch¬

tendes Andenken in der ganzen Wälder Bevölkerung . Wir denken mit

tiefer Dankbarkeit an seine Stiftungen und Geschenke , die seine uneigen¬

nützige Hand uns zukommen ließ . Niemals wird der Name Carl Ruß-

Suchard aus der Geschichte der Stadt Wald verschwinden .
“ —

Das Leben Carl Ruß ’ ist von seinem Sohne Willi Ruß -Suchard in einem

1926 bei Paul Attinger A . -G . in Neuchätel erschienenen Werke eingehend

dargestellt . Die Schrift , die ins Deutsche übersetzt worden ist , befindet

sich auch in der hiesigen Stadtbücherei.

8



seinen
Wald,

der Be rieht-
A iii3 . April 1927 ist in Neuenahr , wo er nach der Pensionierung

Ruhesitz genommen hatte , der Altbürger meister von
Gottlieb Heinrich, plötzlich verstorben . Ihm widmete
erstatte! 1 den folgenden Nachruf:

„ Die Nachricht weckt allgemeine Teilnahme in der Wälder Bürgerschaft,
die sich ihres ehemaligen bewährten Stadtoherhauptes stets dankbar erinnert.

Der Verstorbene , mit grollen Gaben des Geistes ausgestattet , hat 32
Jahre lang — von 1888 bis 1920 — die Verwaltung der Stadtgemeinde W ald

neu.
geleitet . Ihn be¬
rief das damalige
Stadtverordneten-
kollegium von sei-
nerDienststelleals
Bürgermeister in
Sonnborn in der
gleichen Eigen -
schaft nach Wald.

Während sei¬
ner langjährigen
hiesigen Wirksam¬
keit , der längsten,
die bisherein Wäl¬
der Bü rgermeister
verzeichnen konn¬
te , hat die Stadt
Wald eine unge¬
ahnte Entwick¬
lung genommen.
Schwierige Auf¬
gaben erwuchsen
len Amtes als ein Vorbild zuverlässigster Pflichterfüllung,
war er der warmherzige Förderer ihrer Interessen , der erfahrene Berater
in allen Angelegenheiten . Ihm ist ein dauerndes , ehrendes Andenken sicher .

“
Bürgermeister Heinrich ’s sterblichen Ueberreste wurden am 6 . April 1927

nach Wald überführt , wo am gleichen Page die Beisetzung in der Familien¬
gruft auf dem neuen evangelischen Friedhof stattfand . Auf Veranlassung
der Stadtverwaltung wurde die Leiche auf der Bühne des Stadtsaals feierlich
aufgebahrt . Zahlreiche Kranzspenden legten Zeugnis davon ab , wie beliebt
und geachtet der Verstorbene war . Im Stadtsaal fand vor der Bestattung
eine schlichte Trauerfeier statt , der die Bürgerschaft teilnahmsvoll bei¬
wohnte . ""

du dem Verstorbe-
Vieles Neue
Fortschritt¬

hat er wäh-
jener Zeit

verständnis-
gemein¬

samer Arbeit mit
den städtischen
Kollegien geschaf¬
fen . Seine zwei¬
malige Wieder¬
wahl zum Bürger¬
meister legt be¬
redtes Zeugnis für
die Wertschützu ng
ab , deren er sich
hier stets erfreuen
durfte . Preu und
gewissenhaft wal¬
tete er seines ver-
antwortungsvol-

Seinen Beamten
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I. DIE ALLGEMEINE VERWALTUNG.
Die Stadt Wald wird im Bürgermeisterei-

system (Gegensatz zuin kollegialischen Ver¬
waltungssystem „Magistratsverfassung

“
) ver¬

waltet . Die Leitung der Verwaltung hat
seit 17 . Oktober 1921 Bürgermeister Seynsche.
Der Bürgermeister verwaltet sämtliche De¬
zernate außer ßauamt , Gas - und Wasserwerk
und Wohlfahrtsamt , die der besoldete Bei¬
geordnete Schneider leitet , und der Spar¬
kasse , die unter der Leitung des ehrenamt¬
lichen Beigeordneten Franzen steht . Der
kollegialische Gemeindevorstand , der hier
fast nur in Gewerbekonzessionsangelegen¬
heiten Befugnisse hat , setzt sich seit der am
4 . Mai 1924 erfolgten Neuwahl zusammen
aus

1 . dem Bürgermeister
2. dem ständigen Beigeordneten

Karl Schneider
3 . dem ehrenamtlichen Beigeordneten

Ernst Moritz Franzen
4 . dem ehrenamtlichen Beigeordneten

Wilhelm Haibach
5 . dem ehrenamtlichen Beigeordneten

Beruh . Sostmann

6 . dem ehrenamtlichen Beigeordneten
Karl Dültgen.

Das Stadtverorclnetenkollegium wurde
am 4 . Mai 1924 auf Grund des Gemeinde¬
wahlgesetzes vom 12 . Februar 1924 neu¬
gewählt . Der Wahl ging eine allseitig
starke Propaganda voraus . Durch Orts¬
satzung vom 31 . August 1923 wurde die
Zahl der Stadtverordneten von 36 auf 32
gemindert . Unter dem Titel „Bürgerblock“
reichten die bürgerlichen Parteien ( Deutsch¬
nationale Volkspartei , Deutsche Volkspartei,
Zentrumspartei , Deutsch - demokratische
Partei ) eine gemeinsame Wahlliste ein . Die
sozialdemokratische Partei stellte ebenso wie
die kommunistische eine besondere Wahl¬
liste auf . Das Ergebnis war nach heftigem
Wahlkampf:

1 . Bürgerblock 2 . Soz . Partei 3 . Kommunist.

7311 Stimmen 2268 Stimmen 5237 Stirn men

Stadtverordnetensitze:

Bürgerblock 16 ( bisher 9 ) , Sozialdemokraten 5
(bisher 12 ) , Kommunisten 11 ( bisher 15 ) .

Das Stadtverordnetenkollegium nach der Wahlfeststellung
1 . Wilh . Haibach , Angestellter
2 . Frau Anna Ohliger , Hausfrau
3 . Karl Klink , Kassengehilfe
4 . Ernst Gräf , Schleifer
5 . Karl Bestgen , Schmied
6 . Gustav Lange , Angestellter
7 . Wilh . Schüliler , Baukontrolleur
8 . Heinrich Engel , Schleifer
9 . August Jakob , Reider

10 . Frau Emma Rüttgers , Hausfrau
11 . Fritz Becher , Ausmacher

12 . Ernst Pauls , Fabrikarbeiter
13 . Eugen Krall , Lehrer
14 . Emil Schwarte , Rasiermesserschleifer
15 . Albert Forst , Angestellter
16 . Fritz Weingarten , Kriegsbeschädigter

Kommunistische
Partei

Sozialdemokratische
Partei

10



17 . Ernst Moritz Kränzen , Fabrikant ( D . V . P . )
18. Friedrich Meurer , Holzarbeiter ( Z . )
19 . Hubert Kurth , Kaufmann ( I ) . I ) . P . )
20 . Heinrich Pritschau , Landwirt ( I ) . N . V . P . )
21 . Wilhelm ßiill , Sehreinermeister ( D . V . P . )
22. Karl Schmitz , Lehrer ( Z .)

*)
23 . Ernst Klaas , Heftemacher ( I ) . I) . P . )
24 . Karl Meis , Gewerbetreibender ( D . V . P . )
23 . Max Rautenberg , Schneidermeister (Z.)
26 . Kuno Kiill , Heftemacher ( I ) . I ) . P . )
27 . Hugo Elscheid , Fabrikant ( D . V . P . )
28 . Adolf Diebschlag , Rektor ( D . V . P .)
29 . Wilhelm Müller , Heimarbeiter ( Z . )
30 . Ernst Herwick , Handlungsgehilfe ( D . V . P .)
31 . Eduard Henrici , Geschäftsführer ( D . V . P . )
32 . Ernst Kuttner , Postsekretiir ( D . N . V . P . )

Vereinigte Bürgerliste

Erklärung : D . V . P . = Deutsche Volkspartei ; Z . = Zentrumspartei ; D . D . P. = Deutsch-Demokratische Partei;D . N. V . P. — Deutsch-nationale Volkspartei.

Die Wahlbeteiligung ' war 84,3 % . Das
Verhältnis der bürgerlichen Stimmen zu den
sozialistischen und kommunistischen ist
16 -. 16. Nach diesem Verhältnis wurden die
einzelnen städtischen Kommissionen neu¬
gewählt . Aus Gründen der Vereinfachung
wurden verschiedene Kommissionen auf¬
gehoben oder zusammengefaßt.

Die Beamtenschaft.
Die Zahl der Beamten und Angestellten,

die im Laufe des Krieges und während der
ersten Nachkriegszeit erheblich vergrößert
werden mußte , wurde in den letzten Be¬
richtsjahren nicht unerheblich reduziert . Das
war möglich , weil sich die Verwaltungs¬
geschäfte nach der Inflation konsolidierten
und teilweise durch organisatorische Maß¬
nahmen vereinfachen ließen . Indessen ist
der Vorkriegsstand der Beamten - und Ange¬
stelltenschaft noch nicht wieder erreicht
worden . Das ist aber in erster Linie darauf
zurückzuführen , daß der allgemein gefor¬
derte Personalabbau vorläufig nicht in ein
richtiges Verhältnis zur sachlichen Arbeit
zu bringen ist . Mit anderen Worten : Ein
befriedigender Personalabbau kann nur dann
erfolgen , wenn auch die Aufgaben der Ver¬
waltung zuvor vermindert werden . Trotz¬
dem ist in möglichstem Umfange abgebaut

worden , was aus der hierunter verzeichneten
Uebersicht hervorgeht.

Das Verwaltungsgeschäft ist überwiegend
dezentral organisiert . Die persönliche Verant¬
wortlichkeit der einzelnen Abteilungsleiter
ist größer als früher . Der Berichterstatter
sieht aber in dieser Form einen Vorteil , da
Chef und Dezernent die notwendige Ver¬
bindung unmittelbar mit den Sachbearbeitern
haben und durch eine gewisse Selbständig¬
keit das Interesse und die Verantwortung
der Abteilungsleiter wächst.

Zum Vergleich : Beamte und Dauerangestellte

1921 . . . . . . . . 107
1922 . . . . . . . . 118
192,-1 . . . . . . . . 184
1924 . . . . . . . . 125
1925 . . . . . . . . 119
1926 . . . . . . . . 110

vorübergehend zahlreich
beschäftigte Hilfs¬

angestellte sind hier nicht
mltgezählt.

Gegenüber dem Jahre 1914, in dem die
Zahl der Beamten und Dauerangestellten 84
betrug , ist die Zahl aus 1926 um rund 28 %
höher . Auf je 1000 Einwohner entfielen
1914 : 3,3, 1926 : 4 Beamte bezw . Daueran¬
gestellte.

Die Eingruppierung der Beamten und
Dauerangestellten in die Besoldungsordnung
war am I . November 1926:

*) Ausgeschieden , dafür eingetreten Johann Müller , Händler (Z.).
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Gruppe
Stadt¬

verwaltung
Sparkasse

und Gaswerk
Summe

IV 9 8 17
V 4 4 8

VI 31 3 34
VII 8 4 12

VIII 18 5 22
IX 9 2 11
X 3 — 3

XI — i 1
XII 1 — 1

XIII 1 — 1

82 28 110

Bei der Stadtverwaltung besteht ein Be-
amtenausschuli , der sich aus gewählten Ver¬
tretern der Beamten - und Angestelltenschaft
zusammensetzt.

Während der Berichtszeit sind folgende
Beamten bezw . Dauerangestellten aus¬

geschieden :

Lfd.
Nr. Name Dienstgrad Dienststelle Ein¬

getreten
Ausge¬

schieden
Grund

1 Paul Ullendahl Verw .-Geh. Stadtkasse 1. 5 . 1912 31 . 1 . 1922 zur Industrie

2 Jakob Drensek Gasmeister Gas - u . Wasserwerk 1 . 7 . 1907 1 . 8 . 1922 t

3 Karl Butzmühlen 1. Stadtkassen - Buch- Stadtkasse 1 . 5 . 1896 31 . 6 . 1923 wurde Evangel.

haiter
Kirchenrendant

4 Friedr . Pfeiffer Vollziehungsbeamt. Steuerkasse 1 . 11 . 1913 31 . 6 . 1923 pensioniert

5 Wilh . Rockholz Polizeisekretär Polizei Verwaltung 27 . 4 . 1887 26 . 12 .1923 t

8 Dr .FranzScheurmann Verw .-Oberinspekt. Wohnu ngsamt 1 . 8. 1913 12. 2 . 1924 wurde Bürger¬
meister von
Schüttorf ln
Hannover

7 Friedr . Bartels Strafienmeister Bau amt 1 . 4 . 1897 31 . 3 . 1924 pensioniert

8 Emil Böhmer Polizeiinspektor Polizeiverwaltung 1 . 4 . 1904 31 . 3 . 1924 pensioniert , am
29. 11. 24 f

9 Johannes Heinemann Polizei -Oberwacht- Polizei Verwaltung 1 . 11 . 1897 31 . 3 . 1925 pensioniert

meister
10 August Noeres Armenkontrolleur Wohlfahrtsamt 1 . 6 . 1892 30 . 6 . 1925 pensioniert

11 Wilh . Heim Verw .-Inspektor Kriegsfiirsorgeamt 1 . 4 . 1910 15 . 2 . 1913 wurde Bürger*

1 . 7 . 1914 31 . 7 . 1925 Caub a . Rh.

12 Eugen Peters Krim .-Betr .-Assist. Polizei Verwaltung 15 .10.1911 30. 9 . 1925 pensioniert

13 Alfred Knyn Stadtobersekretär Standesamt 23 . 9 . 1911 30 . 9 . 1925 pensioniert , am
19. 10. 25 +

14 Karl Freund A rmen kontrolleur Wohlfahrtsamt 1. 12 . 1918 15 .12.1925 t

15 Annemarie Ballmann Verw . Anw. Arbeitsamt 1 . 4 . 1922 15 . 3 . 1926 freiwillig

18 Karl Wald Hochb au techn i ker Bau amt 15 . 4 . 1924 31 . 3 . 1926 freiwillig

17 Jodoc Kehrer Polizei - Betr .-Assist. Polizei Verwaltung 1 . 11 . 1920 31 . 3 . 1926 pensioniert

18 Friedr . Schulze Vollz . -Beamter Steuerkasse 25 . 7. 1905 31 . 3 . 1926 pensioniert

19 Heinrich Wender Stadtbauineister Bau amt 1 . 1 . 1897 31 . 3 . 1926 pensioniert , am
23. 2. 1927 f

20 Jos . Heiliger Spark .-Obersekretär Sparkasse 1 . 4 . 1919 20 . 7 . 1926 wurde Spar-

tor inLInza .Rh

Das Andenken dieser zum grollen Teil
langjährigen Dienstbeflissenen der Stadt

Wald , besonders das der Verstorbenen , wird

in Ehren gehalten.
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Städtische Arbeiter.

Lohn - und Tnrifang 'elegenheiten.

Im Jahre 1922 trat die Stadt Wuld dem
Arbeitgeberverband rheinischer Gemeinde-
und Koinmunalverl )ände (Sitz Bonn ) bei.
Spitzen - Organisation ist der Reichsarbeit-
geberverband deutscher Gemeinde - und
Kommunal verbünde in Berlin . Der Grund
des Beitritts zu dem Verbände war in der
Notwendigkeit einer Vereinheitlichung der
Lohn - und Tarifangelegenheiten zu sehen.
Der Verband der Gemeinde - und Staats¬
arbeiter hat mit dem Arbeitgeberverband
einen Tarifvertrag ( Reichsmanteltarif ) ab¬
geschlossen . Durch diesen Vertrag werden
alle Lohn - pp . Angelegenheiten der Arbeiter
geregelt . Bisher sind aus diesem Turifver-
tragsverhältnis in hiesiger Gemeinde fast
keine Schwierigkeiten entstanden.

Anzahl der städtischen Arbeiter:
1922 = 29
( 923 = 30
1924 = 26
1925 = 29
1926 = 34

Ruhegeld.
hn Herbst 1922 wurde für die städtischen

Arbeiter die im Tarif vorgesehene Ruhe-
geldordnung eingeführt . Die Arbeiter
zahlen 2 % ihres Lohnes als Beitrag . Die
Stadt übernimmt den Fehlbetrag . Die Zahl
der Ruhegeldempfänger beträgt 5 , die der
Witwen 4.
Fuhrpark , Schreinerei und Anstreicherei.

Nach Auflösung der Regiebetriebsver¬
waltung am 1 . Januar 1926 hat das Bauamt
den Fuhrpark ( I Leiter , 6 Fuhrleute ) , die
Schreinerei (4 Schreiner ) , die Anstreicherei
( 3 Anstreicher ) übernommen . Die Entloh¬
nung geschieht nach den geltenden Spezial¬
tarifen.



II . FINANZ^ UND STEUERWESEN.

Soll hier schon das Finanz - und Steuer¬
wesen der Stadt Wald während der Berichts¬
zeit einer Betrachtung unterworfen werden,
so geschieht das im Hinblick darauf , dal ? die
Finanz - und Steuerwirtschaft der Gemeinde
notwendig das A und O der Kommunal¬
politik geworden ist . Den finanzwirtschaft¬
lichen Lehrsatz , dal ? sich im Gegensatz zur
privatwirtschaftliohen Unternehmung bei
den öffentlichen Verbänden und dergl . die
Einnahmen nach dem Ausgabensoll des
Haushaltsplanes richten , ist man gewohnt,
heute stark zu beschneiden . Die Stadtver¬
waltungen haben nicht nur bei der Auf¬
stellung ihrer Haushaltspläne die Ausgaben-
notwendigkeiten , sondern in viel stärkerem
Malle als ehedem auch die Einnahmemöglich¬
keiten ab wägend zu prüfen ; denn die Be¬
lastung der Privatwirtschaft durch Steuern
und öffentliche Abgaben hat tatsächlich
einen Stand erreicht , der , je früher je besser,
sich ändern mul ? . Allerdings bleibt auch
hier einzuwenden , dal ? es eine grolle Anzahl

Gemeindeaufgaben und Probleme gibt , die

gelöst werden müssen . Man denke nur an
die Notwendigkeit der Bekämpfung der
Wohnungsnot , die durch den sich steigernden
Kraftfahrzeugverkehr erforderlichen Stra-
l ?enverbesserungen,W ohlfahrtsausgaben usw.

Als der „Zehnjahresverwaltungsbericht' 1

der Stadt Wahl im Frühjahr 1922 heraus¬
gegeben wurde , begann eine neue betrüb-
same Zeit für die Gemeinde und unser
Vaterland . Der Ruhreinmarsch der Fran¬
zosen und Belgier stand bevor , und mit ihm
kamen die ungeheueren Verwirrungen in
unser öffentliches Leben und insbesondere
in unsere Währung . Die Verhältnisse in
jenen Jahren sind noch allen Beteiligten in
lrisdier Erinnerung . Die deutsche Währung
brach restlos zusammen . Aus jenen kata¬
strophalen Zeiten ist ein Aktenheft vor¬
handen , das kaum etwas anderes enthält als
Noteingaben an Regierung und Staats¬
ministerium , um Kredite der Staatsbank

(meist kurzfristige Wechselkredite ) und Zu¬
schüsse zu erhalten . Die Stadtverwaltung
selbst war außerstande , von ihren Steuer-
und sonstigen ordnungsmäßigen Einnahmen
zu existieren und ihren Aufgaben gerecht zu
werden . Im Jahre 1923, besonders in den
letzten Monaten , ging die Entwertung der
deutschen Währung so schnell vor sich , daß
die Zeitspanne , die zwischen Steuerveran¬
lagung und Steuereinziehung lag , genügte,
um die einzuziehenden Beträge derartig
wertlos zu machen , dal ? sie kaum die Er¬
hebungskosten deckten , jedenfalls aber in

gar keinem Verhältnis zu den enorm an¬
gewachsenen gemeindlichen Ausgaben stan¬
den . Im letzten Stadium der schließlich in
rasendem Tempo fortschreitenden Geldent¬
wertung ging auch die Stadt Wald dazu über,
städtisches Notgeld zu drucken und in
Umlauf zu setzen , um sich über die zeit¬
weiligen Zahlungsschwierigkeiten hinwegzu¬
helfen . Auch Wald brachte es zu Billionen-
scheinen!

Deshalb war nach Eintritt stabiler Wäh¬
rungsverhältnisse zu Ende des Jahres 1923
die Finanzlage der Stadt äußerst schwierig
und die zukünftige wirtschaftliche Entwick¬
lung durchaus ungewiß und unübersehbar.
Damals galt es , zunächst für 178 814 Gold¬
mark städtisches Notgeld einzulösen . Um
die Währung zu stützen , führten Reichs - und

Staatsregierung die schärfsten Sparmaß¬
nahmen durch , denen sich die Kommunen
anschließen mußten , sollte die Währungs¬
stabilisierung von dauerndem Erfolge sein.
Die Stadtverwaltung sah sich veranlaßt,
sämtliche Ausgaben auf das äußerste Maß
zu beschränken und sogar die Bautätigkeit
vorübergehend gänzlich einzustellen . Der
Abbau des Personalbestandes der Verwal¬

tung wurde fortgesetzt , und auch ein Teil
der städtischen Arbeiter kam zur Entlassung.
Die Lage für die Gemeinde war um so
ernster , als der Reichsfinanzminister die Ge¬
haltszuschüsse für die städtischen Beamten
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Das Notgeld der Stadt Wald 1923.
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und Angestellten erheblich heruntersetzte
und die Weiterzahlung mit Ablauf des
Monats März 1924 gänzlich einstellte . Es
ergab sich , z .T . durch gesetzliche Maßnahmen
aus Gründen der Stabilisierung , eine Steuer¬
belastung . die für Handel , Handwerk , Indu¬
strie und Grundbesitz einschneidend wirkte
und dauernd nicht tragbar sein konnte . Das
Notgeld konnte bis Ende April 1924 ein¬
gelöst werden , und in das Rechnungsjahr
1924 wurde sogar ein Betriebsfonds von
205 727 Goldmark übernommen . Mit dem
Eintritt in das Rechnungsjahr 1924 wurde
zum erstenmale seit Jahren wieder ein Haus¬

haltsplan in fester Währung ( Goldmark)
aufgestellt , der jedoch vom letzten Vor¬
kriegshaushalt nicht unwesentlich .abwich.
Die Ausgaben waren durch das erweiterte
Aufgabengebiet der Gemeinde gewaltig ge¬
stiegen . Trotzdem gibt dieser Haushaltsplan
für 1924 noch kein richtiges Bild über die
tatsächlichen kommunalen Heistu ngsbedürf-
nisse nach der Markstabilisierung . Er war
ein Provisorium , und erst der Haushaltungs¬
plan für 1925 ist ein wirkliches Spiegelbild
lür die veränderten Verhältnisse . Wie sehr
sich diese geändert haben , geht aus folgenden
Zusammenstellungen hervor:

Die Rechnungsabschlüsse des ordentlichen Haushaltsplanes ( Ordinarinm)
t/jt£,

c "3■6 -

Ist-
Einnalime

4L

Ist-

Ausgabe

.Al. 4

Nach
dem Abschluß

Ü = Überschuß
F = Fehlbetrag

AL A

Der bestand des
Ordinariums der
Stadthauptkusse

betrug
.AL

Dazu Uber¬
schuß bezw.
Fehlbetrag

4L

Mithin bestund
des

Ordinariums

am 4L
1913*
1921
1922
192:i
1924
1925
192(1*

1 377 38(1 62 1 342 435 34 U 34 951 28 1 . 4 . 1913
24 675 448 63 20 895 019 — U 3 780 429 63 1. 4 . 1921

504 968 352 49 504 968 352 4t*
777 211 42 571 447 85 t ) 205 763 57 1 . 4 . 1923

2 924 268 65 2 923 808 44 U 460 21 1. 4 . 1924
3 028 872 96 2 987 998 24 U 40 874 72 1. 4 . 1925

*) Einschließlich Extraordlnarlum , das damals noch nicht besonders geführt wurde . — **) Abschluß liegt noch ntcht vor,

180 140
2 134 523

205 763
206 223

34 951
3 780 429

205 763
460

40 874

1 . 4 . 1914
1. 4 . 1922

1. 4 . 1924
1. 4 . 1925
1 . 4 . 1926

215 091
5 914 953

205 763
206 223
247 098
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reform eine Reichssteuer und dem Zugriff
der Gemeinden entzogen . Die Gemeinden
erhalten heute auf Grund der Finanzaus¬
gleichsgesetze nur einen Anteil aus der Ein¬
kommen - und Körperschaftssteuer . Es sind
ihnen nur die Real - (Grund - und Gewerbe¬
steuern ) und einige indirekte Steuern ver¬
blieben.

Die Rechnungsabschlüsse des außerordentlichen Haushaltsplanes ( Extraordinarium)

1CflbJj
® u Einnahme Ausgabe Einnahme - Vortrag Ausgabe -Vortrag

ö fl
u

(einschl . bestände) (einschl . Vor-
sch iisse) ( Bestand) (Vorsch uß)

PS M. /VS» ,1t. V) am M * am M. A*>

1921 35 847 176 46 32 674 242 09 1 . 4 . 1922 3 172 934 37 1. 4 . 1922 2 749 265 88

1922 677 275 636 42 677 275 636 42 — — — 1 . 4 . 1923 - —

1923 780 687 94 780 687 94 ■ — — — 1 . 4 . 1924 — —

1924 1 737 762 45 1 737 762 45 — — — 1 . 4 . 1925 — —

1925 2 118 061 55 2118061 55 — — — 1. 4 . 1926 — —

1926* *) Für 1926 liegt der
Abschluß noch nicht vor

Zu der vorstehenden Zusammenstellung
ict zu vermerken , daß der Barbestand des
Rechnungsjahres 1921 durch die Inflation der
Mark wertlos wurde . Einnahme und Aus¬
gabe im Rechnungsjahr 1922 sind der un¬
geheueren Geldentwertung wegen und aus
kassentechnischen Gründen beim Rechnungs¬
abschluß ausgeglichen worden . Im Iah re. 1923

zeigen die Abschlußzahlen die umSchluß dieses

Rechnungsjahres vorgenommene Umstellung
auf Goldmark , da mit Ausgang des Jahres
1923/24 . die Goldmarkrechnung eingefiihrt
wurde und die während der ersten drei¬

viertel Jahre 1923/24 verausgabten und ver¬

einnahmten Papiermarkbeträge nur einen

relativ geringen Goldmarkwert hatten.

Auch bei den Rechnungsabschlüssen des

außerordentlichen Haushaltsplanes sind im

Jahre 1922 Einnahmen und Ausgaben ( siehe
die vorstehende Zusammenstellung ) ausge¬
glichen worden . In den folgenden Jahren
mußte und konnte der Ausgleich aus ordent¬
lichen Haushaltsmitteln geschaffen werden,
da Anleihen nicht oder nur zu ungünstigen
Bedingungen zu haben waren.

Auf steuerlichem Gebiet wurde die kom¬
munale Finanzgebarung nach dem Jahre 1919
durch die Erzberger

’sche Finanzreform auf
eine ganz andere Grundlage gestellt . Wie
die in den früheren Jahresberichten ent¬
haltenen Zusammenstellungen zeigen , war
die Gemeindeeinkommensteuer fast die
Haupteinnahmequelle , Sie diente in erster
Linie als Balancierungsfaktor bei steigenden
Finanzbedürfnissen . Die Einkommensteuer
wurde durch die Erzberger ' sche Finanz-
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Zusammenstellung des Sollbetrages
der Gemeindeeinkommensteuer für die

Rechnungsjahre 1911, 1913 und 1914 sowie
Sollbetrag der Reichseinkommen - und

Körperschaftssteueranteile für 1922—1926

Jahr

Befrag der
Gemeinde¬

einkommen¬
steuer

Ji

Anteil der Gemeinde
an der Reichs-

einkoinmen - und
Körperschaftssteuer

M

Umgerechnet auf
den Kopf der Be¬
völkerung ergibt

sich
bei einer
Einwoh¬
nerzahl

ein Kopf
•betrag
von M

1911
1913
1914
1922
1923

1924
1925
1926

388148 .—

515708 —

580049 —
Eine Ge-

melndeein-
kommen-
sfeuer ge¬
langt nicht
mehr zur
Erhebung

60727 473 —

10270677951920444 . —
177733 .63
(ab 7. 1. 24)

610717 .47

446873 .06

397461 .93

26179
27 202
27179
27488

nicht
festge-
stellt

27360
27563
27 655

14 .82
18 .95
21 .34
nicht
umge¬
rechnet
da In-
flations
zahlen.
22.32
16 .21
14 .37

Deutet vorstehende Uebersieht schon an,
wie durch die Erzberger

'sche Finanzreform
bezw . den heutigen Einanzausgleich den
Gemeinden ihre Einnahmen erheblich ge¬
schmälert wurden , so ist ohne weiteres klar,
daß bei der durch die Aenderung der Ver¬
hältnisse hervorgerufenen Steigerung der



kommunalen Leistlingen eine bedeutende
Erhöhung der verbliebenen Realsteuern
(Grund - und Gewerbesteuer ) erfolgen mußte.
Das Landessteuergesetz vom >0 . März 1921
verwies die Gemeinden ausdrücklich auf die
Ausschöpfung dieser Steuern.

Die Gewerbesteuer.
Die Veranlagung und Erhebung der Ge¬

werbesteuer erfolgte bis 31 . Dezember 1923
auf Grund des Gewerbesteuergesetzes vom
24 . Juni 1891 (Ges . Slg . 20b ) in Verbindung
mit dem Kommunalabgabengesetz vom
14 . Juli 189V (Ges . Slg . 152 ) . Sie wurde ent¬
weder in Form von Zuschlägen zu den staat¬
lich veranlagten Sätzen erhoben oder auf
Grund besonderer von den Gemeinden er¬
lassener Gewerbesteuerordnungen veran¬
lagt . Vom Jahre 1920 bis Ende 1923 haben
hier derartige Gemeindegewerbesteuerord¬
nungen bestanden , die infolge der fort¬
schreitenden Geldentwertung wiederholten
Aenderungen unterworfen waren . Die bis
dahin bestehende Selbständigkeit der Ge¬
meinden , die Gewerbesteuerordnungen nach
den örtlichen Verhältnissen auszubauen , fand
durch die Novelle zum Landessteuergesetz
(Finanzausgleichsgesetz ) vom 23 . Juni 1923

eine Einschränkung . Die Steuermerkmale
wurden allgemein geregelt , und es wurde
der Grundsatz festgelegt , daß die Wirtschaft¬
lichkeit des Betriebes bei der Veranlagung
berücksichtigt werden müsse . Diesen Grund¬
satz mit dem Streben auf weitere Verein¬
fachung der Gewerbesteuerveranlagungen
brachte die preußische Verordnung über die
vorläufige Neuregelung der Gewerbesteuer
vom 23 . November 1923 zur Geltung . Zu
dieser Verordnung sind verschiedene ab-
ändernde Verordnungen und Gesetze er¬
gangen , die die Grundlage für die im Jahre
192b erstmalig nach der Inflation wieder
erfolgte regelrechte Veranlagung der Ge¬
werbesteuer bildeten . Neben der Gewerbe¬
ertragssteuer ist in Wald seit dem 1 . Jan . 1924
die Gewerbelohnsummensteuer erhoben
worden . Das Recht zur Schaffung autonomer
Steuerordnuiigen der Gemeinde ist mit vor¬
stehender Regelung gefallen . Die Gewerbe¬
steuer ist wiederum eine Staatssteuer ge¬
worden . Sie wird von staatlichen Aus¬
schüssen veranlagt , aber vom Staate selbst
nicht erhoben . Die Gemeinden erheben Zu¬
schläge zu den staatlich veranlagten Sätzen.
Eine vergleichende Darstellung mit den
Vorkriegsverhältnissen ergibt folgendes Bild:

Jahr

Staatl . Soll
an

a) Gev
b ) Gev

•H.

Höhe der
Zuschläge

verbeertragsteu
verbelohnsumm

Mithin für die
Gemeinde Soll

an
er
ensteuer

M.

Gesamt¬
summe der
Gemeinde¬
gewerbe¬

steuer
M

Zahl der
Gewerbe-

steuer¬
pflichtigen

Im Durch¬
schnitt proGewerbe-

steuer¬
pflichtigen

M.

1911 a) 39123
1») -

a) 220 %
b) -

a) 79 470
b) 79 470 885 89,80

1913 a) 42 221
b)

a) 220
b) -

a) 92 889
b) - 92 889 951 97.97

1914 a) 45 393
b) -

a) 220 %
b) -

a) 99 798
b) - 99 889 1053 94,80

1922
\ Nicht fest-

gestellt , dak ' Gemelnde-
gewerbesteuer-

a ' Ordnung mafe-
b) gebend

a) —
b) -

a) —
b) - — — —

1923 a) —
b) -

a)
b) - — — —

1924
> Eine Veran-

1
lagung hat

i v nicht statt-
' gefunden

700 v
ftl ab 1. 10 . 24

500
. , 1500 "/», ■
1>) ab 1. 10. 24

1000 °/o

a) 322 915

b) 174 142
497 057 1744 285,01

1925 a) 95 220
b ) 14 339

a ) 900 °/c*
b ) 800 %

a) 391 320
b ) 114 989 509 019 1748 289,47

192b a) 94 903 50
b ) 13 458

a ) 900 "/o*
b) 700 %

a) 389 421
b) 94 209 483 927 1595 309,—

*) In den Gewerbeertragsteuersuschlägen sind etwa 10o fl/0 für Berufsschul - und Gewerbegerichtsbeiträge enthalten . Als Schank¬gewerbesteuer wurde außerdem bei den betreffenden Betrieben Vs der Gewerbesteuerzuschläge erhoben.
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Die Gemeindegrund - und Gebäudesteuer.

Bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1923

wurde die Gemeinde -Grund - und Gebäude¬
steuer auf Grund einer besonderen Steuer¬

ordnung , die eine Veranlagung nach dem

gemeinen Wert vorsah , erhoben.
Im Jahre 1923 führte der Staat ebenfalls

eine auf dem Wert beruhende Grundsteuer

(die staatliche Grundvermögenssteuer ) ein

und berechtigte die Gemeinden zur Erhebung
von Zuschlägen . Da die Veranlagungsgrund¬
lugen der Gemeinde sich im großen und

ganzen mit den staatlichen decken , wurde

gelegentlich der Etatberatungen für das

Jahr 1924 vom Stadtverordnetenkollegium
die Aufhebung der eigenen Veranlagung
und die Erhebung von Zuschlägen auf die

staatlich veranlagte Steuer als Gemeinde¬

grundsteuer beschlossen , ln den Rechnungs¬

jahren 1924, 1925 und 1926 sind jeweils

150 % Zuschlag auf die Beträge der staat¬

lichen Grundvermögenssteuer als Gemeinde¬

grundsteuer erhoben worden.

Jahr
Gemeiner Werl
samJl. Grund'

stückeu .Gebaude

A Al

An
Steuer
wurden
erhoben

A

Mithin Soll¬
aufkommen

Mi. A'i

Zahl der
Steuer¬
pflichtig.

Aufden
Kopf der
Steuer¬
pflichtig.

.M,

1911
1913
1914

44182070
46744470
47968810

35/b%.
3 5/h°/o
3 'V«7«’

160149
169448
173887

1849
2171
1918

86 .60
78 .04
90.60

Jahr
Grundbetrag der
sfaafl . Grundver-

mögenssleuer
A 3

An Zu¬
schlägen
wurden
erhoben

Mithin Soll¬
aufkommen

.M. V

Zahl der
Steuer¬
pflichtig.

Auf den
Kopf der
Steuer¬
pflichtig

A

3924
1925
192H

340589
141224
140041

150%
150%
1507o

210883
211756
210061

50 2289
2272
2266

92 .13
93.24
92 .61

Indirekte
Gemeindesteuern — Gebühren —

Beiträge.
Den kreisangehörigen Gemeinden sind

an indirekten Steuern verblieben:

1 . ein Anteil an der Reichsumsatzsteuer,
2 . die Vergnügungssteuer,
3 . die Hundesteuer,
4 . die Getränkesteuer,
5 . die Ziegen abgabe.

Bis zum Ablauf des Jahres 1923 hatten

die Gemeinden noch Erträgnisse aus der

Wertzuwachssteuer und der Grunderwerb¬

steuer . Das Finanzausgleichsgesetz hat die

Ausschöpfung dieser Steuerarten den Kreisen

zugewiesen.
Der Anteil an der Reiehsuinsatzsteuer be-

mißt sich nach einer Schlüsselzahl , die nach

bestimmten Gesichtspunkten aus der Ein¬

wohnerzahl ermittelt wird . Diese Schlüssel¬

zahl war im Jahre 1924/25 : 41 266 und seit

dem 1 . 4 . 1926 : 44 142.

Auf dem Gebiete der Vergnügungssteuer,
der Hundesteuer und der Ziegenabgabe sind

im Berichtszeitraum keine nennenswerten

Aenderungen eingetreten.
Neu hinzugekommen ist die Getränke¬

steuer . Sie wurde am 23 . Januar 1924 vom

Kreistage für den Landkreis Solingen be¬

schlossen . Die Gemeinde war am Auf¬

kommen mit 75 % beteiligt . Inzwischen

haben Aenderungen des Finanzausgleichs¬

gesetzes wieder zur Aufhebung der Ce-

tränkesteuer ab 1 . April 1927 geführt . Es

ist nun nur noch die Einführung einer Bier¬

steuer zugelassen.

Zusammenstellung der Erträgnisse aus den indirekten Steuern pp.

Jahr
Anteil ari der
Umsatzsteuer

Vergnügungs¬
steuer

Hundesteuer Getränkesteuer Ziegenabgabe

3t. 4 M. 4 3t 4 3t. 4 31. 4

1911 — — 11 076 40 6 595 11 448 98 —

1913 - — 12 675 65 8 760 50 12 935 16 — —

1914 — — 5 702 85 8109 50 9 511 72 — —

1924 103 859 04 37 656 40 19 444 — 19 671 16 1 515 —

1925 93 343 68 33 957 08 18 872 95 39 235 81 820 —

1926*
* nach dem

Stande
vom 31. 3. 27

97 474 36 23 917 24 460 32 007 564
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Die Miillnbfuhrgebüliren betrugen:

1911

.11.
19 US

.11. V

C5

e“

_4 1924

.11.
1925

M.

192«
M.

a) fiir 1 geschossige Häuser 2 .50 2 .50 2 .50 0 .— 4 .50 4 .50
b ) „ 2 4 .— 4 . — 4 .— 0 . — 9 .— 9 —
C) ., 5 5 .50 5 .50 5 .50 9 . — 18 .50 13 .50
d ) „ 4 « .— « .— « .— 12 .— 18 .— 18 .—

1911

A
1913
■A

1914

4
1924

A
1925

A
192«

A
An Stralfenreinigungsbeiträgen wurden

pro cpn ileinigtiiigsflädie erhoben , und
zwar bei wödientl . 2nialiger Reinigung 1272 1272 1272 8 13 13

Bis 1914 wurde z . T . dreimal gereinigt.
Der beziigl . Beitrag betrug. 16 ' 7 167» 11) 72 — —

Verschiedenes.
Die am 1 . Oktober 1921 eingefiihrte A b -

g a I) e z u r F ö r ( 1 e r u n g d e s W o li -
n u n g s b a u e s hat keine lange Lebens¬
dauer gehabt . Auch sie wurde ein Opfer
der Geldentwertung . Die Abgabe betrug
bei der Einführung 5 % des Gebäudesteuer¬
nutzungswertes . stieg infolge der Geldent¬
wertung auf 25 % am 1 . 4 . 1922, auf 1500 %
am 1 . I . 1925 und betrug Ende 1925 : 45 000 % .
Die Gemeinden waren verpflichtet , Zuschläge
zu den staatlichen Sätzen zu erheben . Die
Zuschläge der Gemeinde Wald hielten sich
zunächst in mäßigen Grenzen . Sie betrugen
anfänglich 10 % des Gebäudesteuernutzungs¬
wertes , Ende 1925 dagegen 4 500 000 % , also
das hundertfache der staatlichen Sätze.
Trotz dieser gewaltigen Zuschläge betrug
das Soll bei Eintritt stabiler Währungsver¬
hältnisse nur einige Goldmark , weshalb
eine Einziehung nicht mehr lohnenswert war.
Das Gesetz über die Erhebung der Woh-
nungsbauabgabe wurde durch die dritte
Steuernotverordnung mit dem 51 . März 1924
außer Kraft gesetzt.

Nach den Bestimmungen der §§ 2b bis 52
der dritten Steuernotverord nung vom
14 . April 1924 sind die Länder gehalten , im
Zusammenhang mit der Regelung des Miet¬
wesens von dem bebauten Grundbesitz eine
Steuer zu erheben . Durch die preußische
Steuernotverordnung wurde in Preußen mit
dem 1. April 1924 die 11 a u s z i n s s t e u e r

eingeführt . Sie wird in einem Vielfachen der
staatlichen Grundvermögenssteuer erhoben
und hat bei Einführung am 1. 4 . 1924: 400 %
betragen . Bis zum Ablauf des Berichtszeit¬
raums ist sie bis auf 1000 % gesteigert
worden . Das Aufkommen muß zu 50 % zur
Herstellung neuer Wohnungen und zu wei¬
teren 50 % zur Finanzierung allgemeiner
Aufgaben , vornehmlich Wohlfahrtsausgaben,
verwendet werden.

Das örtliche Sollaufkonimen betrug
1924 = 584 724 RM.
1925 = 754 588 „
192b = 824 447 „

Die direkte Verwendung der Hauszins¬
steuer ist den Gemeinden im allgemeinen
nicht gestattet . Erst im W ege der zentralen
Ausschüttung fließen den Gemeinden aus
dieser Steuer Anteile zu . Nur für den
Wohnungsbau können Gemeinden mit mehr
als 10 000 Einwohnern einen gewissen Anteil
am Aufkommen zurückbehalten . Bei Grund¬
stücken , die am 51 . Dezember 1918 nicht
oder nicht hoch belastet waren , tritt eine
Ermäßigung ein . Neben sonstigen Ermäßi-
gungsniögliohkeiten sind besonders günstige
Bestimmungen für Einfamilienhäuser ge¬
schaffen . Die Bestimmungen über Nieder¬
schlagung der Steuer aus persönlichen
Gründen sind seit dein I . Juli 192b sehr weit
gehalten . Nur dadurch ist es zu erklären,
daß im Rechnungsjahr 192b bei einem Soll



von 812 000 RM . rund 88 000 RM . nieder¬

geschlagen wurden.
Die am 5 . November 1921 eingeführte

Verwaltungsgebühren - Or dnung
mußte infolge der Geldentwertung mehrfach

geändert werden . Das lassen die am

22 . Mai 1922, 5 . Okt . 1922 und 25 . Jan . 1923

erlassenen Nachträge erkennen . Die notwen¬

digen Änderungen konnten schließlich wegen
der rapide fortschreitenden Geldentwertung
nicht mehr so schnell beschlossen werden,
daß nennenswerte Erträge zu erzielen waren.
Die am 20 . April 1923 beschlossene Ge¬

bührenordnung war dann so beschaffen , daß

sich die Sätze der Geldentwertung auto¬

matisch anpaßten . Die Hohe der Gebühr

war in Einheiten festgesetzt . Der Wert einer

Einheit wurde der Geldentwertung angepafit
und stieg von 50 Mk . am 21 . April 1923 auf

30 Milliarden Mk . am 1 . Dezember 1923 . Nach

Festigung der Währung wurde am 22 . Okt.

1925 eine auf Golcbnark lautende Gebühren¬

ordnung beschlossen . Die Erhebung dieser

Gebühren wurde von dem Finanz - und Ver¬

waltungsausschuß ausgesetzt , einerseits mit

Rücksicht auf die schlechte Wirtschaftslage,
andererseits aus dein Grunde , weil die Er¬

hebung kaum lohnenswert war , da der Staat

inzwischen durch das Gesetz vom 29 . Sep¬
tember 1923 die Einführung von Verwal¬

tungsgebühren ungeordnet hatte . Diese

staatlichen Gebühren mußten auch von den

Selbstverwaltungskörperschaften für die Er¬

ledigung staatlicher Auftragsangelegenheiten
erhoben werden . Für die Erhebung von
Gebühren für Selbstverwaltungsangelegen¬
heiten blieb daher wenig Raum . Von den

staatlich festgesetzten Gebühren erhielten
die Gemeinden zuerst die Hälfte , jetzt
fließen sie ganz in die Gemeindekasse.

Eine Vermögensnachweisung
der Stadt Wald ist diesem Berichte deshalb
nicht beigefügt , weil die umfangreichen
Feststellungen dazu noch nicht zum Abschluß

gebracht werden konnten.

Bemerkt sei jedoch , daß sich der städtische

Vermögensbestand gegenüber der Vorkriegs¬
zeit , insbesondere durch den Wohnungsbau
und den Erwerb von Grundbesitz , bedeutend

vermehrt hat.
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III. WIRTSCHAFTLICHES.
Das Gaswerk.

Die Betriebsverwaltung sowohl des Gas¬
ais auch des Wasserwerks liegt seit 1918 in
Händen des Leiters Ernst Koller . Dezernent
ist Beigeordneter Schneider.

Der Gaskonsum , der bis Ende des Jahres
1922 sich auf ziemlich konstanter Höhe
halten konnte , erlitt durch den im Jahre 1923
einsetzenden Ruhrkampf einen ganz erheb¬
lichen Rückgang . Der Eingriff der franzö¬
sischen Besatzungsbehörden in die Berg¬
werke und Betriebe des Ruhrgebiets hemmte
die Gaserzeugung bei den Lieferzechen in
ganz e

.. er W' eise , und zwar derart,
dall das Gas nur in grollen Zeitabständen
von Wochen und Monaten abgegeben werden
konnte . Solche Unterbrechungen konnten

die Gasabnehmer , namentlich die Betriebe,
nicht erleiden , weshalb sich ein großer Teil
der Konsumenten auf elektrische Beleuch¬
tung und die Betriebe auf Koks - und Oel-
feuerung umstellen mußten . Es ist trotz
aller Bemühungen nicht gelungen , die Mehr¬
zahl der abgefallenen Konsumenten wieder
zurückzugewinnen . Der Verbrauch hat sich
allerdings in den letzten Jahren wieder
etwas gehoben . Um die herrschende Woh¬
nungsnot auch in etwa lindern zu helfen,
wurden im Jahre 1925 aus Ueberschußmitteln
je ein Doppel - Wohnhaus mit insgesamt
12 Widmungen an der Gas - und Eintracht-
stralie errichtet . Durch anderweitige Ver¬
mietung der im Jahre 1921 von der Wwe.
Natlmnael Clauberg erworbenen Wohnhäuser

1921 1922 1923 1924 1925 1920

Gcsumtubgubc ( in clnn ) .
Zunahme bezw . Abnahme gegenVor-

5837840 0082257 1 891 984 3151201 4450908 3351 054
jalir in % .
Art des Gasverbrauchs

1. Gasverbrauch für alle Verweil-

— 20,787.i 4- 4,197» — 08,907» + 00,007» + 41,437» — 24,79%

dungszwecke. 88,227« 93,007« 92,707» , 87,227» 89,437o 80,907u2. Oeffentliche Beleuchtung . . . 0,937» 0,907o 0,027» 2,087» 2,417» 5,827»5 . Selbstverbrauch. 0,137« 0,08 "/» 0,997» 0,077'.. 0,057'» 0,107»4 . Verlust und Kondensation . .
Verschiedene Angaben

Lange des Leitungsnetzes um Ende

10,727» 5,427» 0,537» 10,037» 8,117» 13,18%

des Jahres in Metern. 65 248 05248 05830 05905 00041 00041Zahl der Gasmesser.
Zahl der Straßenlaternen bis zu

5929 0120 0187 0482 0505 0518
3 Brennern.

Gnspreise
377 377 377 385 401 417

Gas für alle Verwendungszwecke

*) Die Preise wechselten infolge des veränderten
Valutestandes sehr häutig.

* * * bei einem monat¬
lichen Verbrauch
bis 500cbm 17 Pfg.
„ 1(KM) „ 15 „

2000 „ 14 „
„ 5000 „ 13 „
„ 10000 „ 12 „
.,20000 11 „

darüber hinaus besondere
Preisvereinbarung

ab 1. 7 . 26.
bis

500 cbm
20 Pfg.

im
übrigen
wie 1924



an der Hauptstraße konnte das Direktions¬

gebäude des Gaswerks zu Beginn des

Jahres 1923 als Bürgermeisterwohnung frei¬

gemacht werden . Die Leitung des Gaswerks

ließ es sich in den letzten Jahren besonders

angelegen sein , die Straße nbeleuch-
t u n g , die während des Krieges und in den

ersten Jahren der Nachkriegszeit infolge der

verworrenen Verhältnisse mangelhaft ge¬
worden war , systematisch zu verbessern und

durch Aufstellung neuer Laternen zu er¬

gänzen . Auch in der Verbesserung des vor¬
handenen Gasrohrnetzes und der Erweite¬

rung desselben wurde manches getan . Ueber

das gesamte Rohrnetz sind neue Uebersichts-

pläne angefertigt worden . Zur schnelleren

Ausführung notwendig werdender Repara¬
turen und Leistungen für die Gas - und

Wasserwerke wurde im Jahre 1924 ein

kleiner Kraftwagen angeschafft.

Das Wasserwerk.
Der Bedarf an Wasser im Versorgungs¬

gebiet wurde von Jahr zu Jahr größer , was

sich besonders an heißen Sommertagen be¬

merkbar machte , so daß zeitweise sogar nicht

mehr genügend Wasser gefördert werden

konnte und somit die Versorgung der Be¬

völkerung gefährdet war . Diese ungenü¬
gende Wasserförderung war darauf zu¬
rückzuführen , daß die auf der Pumpstation
vorhandenen Dampfkesselanlagen , Maschinen

und Pumpen , die seit ca . 30 Jahren fast un¬

unterbrochen Tag und Nacht in Betrieb

waren , das Ende ihrer Leistungsfähig¬
keit erreicht hatten . Eine gründliche In¬

standsetzung der gesamten Anlage und die

notwendige Beschaffung einer weiteren

Dampfpumpe erforderten aber ganz erheb¬

liche Kosten . Hierbei tauchte die Frage auf,

ob es nicht zweckmäßiger und wirtschaft¬

licher sei , den Dampfbetrieb aufzugeben und

dafür die Pumpen elektrisch anzutreiben.

Nach längeren Verhandlungen , die in Bezug

auf die Strompreise mit dem R . W . E . Reis¬

holz gepflogen wurden und zu einem be¬

friedigenden Resultat führten , entschied man

sich für den elektrischen Antrieb . Nach einer

im Mai 1924 erfolgten Besichtigung der

Pumpstation durch die Gas - und W' asser-
werkskommission mit anschließender fach¬

männischer Belehrung durch den Sachver¬

ständigen Zivil - Ingenieur E . Rutsatz aus

Köln wurde zunächst die Genehmigung für

Ein Teil der auf elektrisdien Betrieb umgestellten Wasserpumpstation
in Elb bei Hilden.

E.
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den Umbau der Pumpstation erwirkt . Mit
den Arbeiten wurde baldigst begonnen . Oer
Umbuu der Pumpstation wurde derart ge¬
fördert , daß die zuerst geschaffene proviso¬
rische elektrische Pumpanluge schon Ende
1924 in Betrieb gesetzt und dadurch die
Wasserversorgung ohne jegliche Störung
(hmhgefiihrt werden konnte . Nebenher
wurde auch die Notwendigkeit der Verlegung
einer zweiten Wasserdruckrohrleitung von
der Pumpstation Hilden bis zum Wälder
Wasserturm midi Anhörung des vorerwähn¬
ten Sachverständigen Rutsatz anerkannt und
hierfür die Genehmigung der Stadtverord¬
netenversammlung eingeholt . Mit Rücksicht
auf den hohen Druck in der Rohrleitung
wählte inan Mannesmann -Stahlmuffenrohre
von 325 bezw . 300 mm lichte Weite . Die Rohr¬
verlegung wurde im April 1925 begonnen
und trotz der teilweise recht schwierigen
Verhältnisse ohne Störung bis zur vor¬
läufigen Inbetriebnahme am 23 . März 1926
durchgeführt . Hierbei wurden die notwen¬
digen Verbindungen mit der vorhandenen
alten Druckrohrleitung hergestellt und
Schieber und Hydranten in ausreichendem
Maße eingebaut . Gleichzeitig mit der Ver¬
legung der Rohrleitung wurde die Ver¬
legung eines Fernsprech - und Fernmelde¬
kabels von der Pumpstation zu Hilden bis
zum Wasserturm und zum Büro der Gas-
und Wasserwerke vorgenommen , so daß in
jeder Beziehung größte Sicherheit in den
Fernverbindungen mit den in Frage kommen¬
den Stellen gegeben ist . Die Länge der
neuen Rohrleitung beträgt 14 352 Meter,

hiervon haben 12 231 Meter 325 mm Durch¬
messer und 2121 Meter 300 mm Durchmesser.
Das Fernsprech - und Meldekabel hat eine
Länge von ca . 15 200 Meter . Die gesamten
Neuanlagen , deren Kosten zum größten Teil
aus einer Ausländsanleihe in Höhe von
750 000 Goldmark aufgebracht werden muß¬
ten , konnten nach einer am 1 . Juli 1926 er¬
folgten Besichtigung durch das Stadtverord¬
netenkollegium endgültig in Betrieb ge¬
nommen werden . Das Stadtverordncten-
kollegium nahm mit Befriedigung von der
Zweckmäßigkeit und Zuverlässigkeit des Ge¬
schaffenen Kenntnis . Die Pumpstation mit
ihren stattlichen Gebäuden und den mit
allen technischen Neuerungen ausgestatteten
Anlagen ist ein Objekt , um welches die Stadt
Wald von vielen anderen Städten beneidet
wird . Auch im Stadtgebiet wurde in der
Verbesserung und Erweiterung des Rohr¬
netzes vieles geleistet . Die letzte größere
Arbeit stellte die Verlegung einer 200 mm-
Rohrleitung von Dültgenstal durch die Leh-
nerstraße bis zur Adlerstraße in Mangenberg
(Länge 1000 Meter ) dar , wodurch eine wirk¬
same Verbesserung in der Wasserversorgung
des Mangenberger Bezirks erzielt wurde.
Es wird auch fernerhin das Bestreben des
Wasserwerkes sein , die Berohrung des
Schlagbaum - Mangenberger Bezirks , der in
folge seiner Höhenlage naturgemäß einigen
Schwierigkeiten in der Wasserversorgung
ausgesetzt ist , systematisch zu verbessern
Ueber das gesamte Rohrnetz sind neue
Uebersichtsphine angefertigt worden.

1921 1922 1923 1924 1925 1926

Wasserförderung (in cbin ) . . . . 63« 933 639 604 550 555 698 967 * *
Zu - und Abnahme gegen das Vor-

jalir (in %) . -1- 0,01 o/o + 0,40% — 13,93% — 26,95% * *
Wasserabgabe (durch Wassermesser

gemessen ) . 407 796 437 976 371451 398 625 486 291 492 803
Gesamtlange derllauptleitung (in m) 66 174 66 174 67 906 67 990 68 055 82 850
Zahl der Wassermesser am Ende

des Jahres . . . 2 299 2 321 2 373 2 430 2 492 2 501
Zahl der öffentlichen Hydranten . 378 378 381 384 390 397

*) Die Angaben können infolge Umstellung des Dampfkraftantriebes in elektrlsdren Kraftantrieb nicht gemacht werden.
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Die übrigen Regiebetriebe:
Anstreicherei , Schreinerei , Fuhrpark,

Gut Gonrath usw.
13ie nach dem Kriege auf vielfachen Ge¬

bieten geschaffenen Regiebetriebe der Stadt

sind mit Ablauf des Jahres 1925 auf ein
Mindestmaß an Umfang und Tätigkeit her¬

abgesetzt worden.

Fuhrpark , Anstreicherei und Schreinerei
dürfen fernerhin nur noch ausschließlich für

die Stadt tätig sein . Größere Arbeiten leisten
sie nicht . Auch der Fuhrpark schaltet die

Privatbetriebe bei städtischen Fuhren nicht

aus.
Die städtische Schuhbesohlanstalt ist dem

Wohlfahrtsamt unterstellt worden und

arbeitet für Unterstützungsempfänger.
Der Fuhrpark , die Schreinerei und An¬

streicherei erzielten im Jahre 1924 einen

bilanzmäßigen Gewinn von 6393,32 RM ., im

Jahre 1923 einen bilanzmäßigen Gewinn von

1537,07 RM.
Das städtische Gut ,,Altenbergerhof“

hatte in den Jahren 1924/25 erhebliche Ver¬

luste , die zu der Entschließung führten , das

Gut nicht mehr selbst zu bewirtschaften , son¬

dern zu verpachten . Die Verpachtung er¬

folgte am 1 . März 1926.
Das städtische Nahrungsamt konnte am

1 . Juli 1925 endgültig abrechnen . Im Gegen¬
satz zu gleichen Einrichtungen anderer

Städte erzielte es seit der Stabilisierung einen

Ueberschuß in Höhe von 5892,35 RM . Das

letzte Tätigkeitsgebiet des Nahrungsamtes
war die Sicherstellung der Milch Versorgung.

Die übrigen kriegswirtschaftlichen Ein¬

richtungen , wie das Kohlen - und das ßeklei-

dungswirtschaftsamt sind vor Jahren schon

aufgehoben worden.

Die Sparkasse.
Die Jahre 1922 und 1923 standen für die

Sparkasse im Zeichen der Geldentwertung
mit ihrer Aufblähung im gesamten Geldver¬

kehr . Ins Riesenhafte wuchsen die Zahlen.

Es hieß , mit Millionen , Milliarden und zum

Schluß gar mit Billionen zu rechnen . Bis

im Herbst 1923 dem tollen Wirbel mit Ein¬

führung der Rentenmark ein Ziel gesetzt
wurde . Schrecklich war die Ernüchterung,
nachdem die riesenhaften Zahlen auf ihren

wirklichen Wert zurückgeführt waren . Der

Einlagenbestand , der im Jahre 1914 : 17 Milli¬

onen Mark und im Jahre 1918 : 30 Millionen

• üs?
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Mark betrug , war auf nicht ganz 5000 RM.
zusammengeschrumpft . Nichts konnte unsere
Armut wohl besser durtun als diese Zahlen,
aus denen hervorging , wie unser Volksver-
mügen dahingeschwunden war . Für die
Sparkassen schien es der Ruin . Das Ver¬
trauen der Bevölkerung zu den Sparkassen
war zum grollen Teil dahin . Man verkannte,
daß die Ursachen der Verluste irgendwo
anders zu suchen waren . Doch die Spar¬
kassen verzagten nicht . ln engem Zu¬
sammenschluß sorgten sie fiir Aufklärung
der Bevölkerung , sowohl über die .wahren
Ursachen der Geldentwertung , wie auch
über die Notwendigkeit , aufs neue das
Sparen zu beginnen und mit Vertrauen in
die Zukunft zu sehen . Die Bemühungen
haben einen ungeahnten Erfolg gehabt.

auch sämtliche Sparkonten auf ihren Gold¬
wert umzurechnen . Die Zahl der aufzu¬
wertenden Hypotheken beträgt etwa 1000,
die der Sparkonten etwa 14 500 . Die Auf¬
wertung der Sparguthaben ist gesetzlich auf
12 'A % festgesetzt . Wedche Summe durch die
Aufwertung der Vermögenswerte der Spar¬
kasse eingehen wird , steht noch nicht fest,
da besonders bei den Hypotheken mit Aus¬
fällen gerechnet werden muß . Es kann aber
jetzt schon mit Bestimmtheit gesagt werden,
daß die 12 % prozentige Aufwertung der
Spareinlagen sicher hereinkommt , so daß ein
Zuschuß seitens der Stadt als Garantie-
gemeinde nicht in Frage kommt.

Die Entwicklung der Sparkasse seit dem
Jahre 1925 geht aus der folgenden Nach¬
weisung hervor.

Uebersicht über die Entwicklung der Sparkasse.

am
Kinlagen - ßestand Zahl der Konten Anlegu ng

31 . Dez. Sparabtlg.
,7U(

Scheekabtlg.
:tui

Spar¬
abteilung

Scheck¬
abteilung

in
Hypotheken

-r/U

in häuf¬
le rechten

3L -U

bei
banken

WJl
1923 4 844 1051 75.-5 249 401 — 117 785 22 907
1924 472 055 881 472 921 811 — 1 087 032 140 800
1926 1 207 224 890 884 1 807 872 222 458 1 537124 231 700
1920 2 229 811 1 084 450 2 889 907 780 841 1 333 052 503 470

in
Wechseln

3Ui.

in Wert¬
papieren

■JUl

Anlegung

geg . Schuldsch.
u . Faustpfand

.« ,//

an Gern , und
Körperschaft.

in sonstig.
Anlagen

SfLil

Rein¬
gewinn

Bestand
der

Sicherheits¬
rücklage

JU
1923 — 11 949 — — 20 987 8 900 8 900
1924 104 747 — 20 290 1000 42 919 40 121 49 027
1925 151 270 27 815 27 008 2000 03 393 43 097 92 124
1920 218 541 394 812 53 300 102 901 93 890 33 711 125 837

.Stiegen die Spareinlagen doch bei unserer
Kasse im Jahre 1024 von etwa 5000 RM.
auf 472 000 RM . Ende 1926, also nach nur
’ Jahren , waren schon wieder 2% Mill . RM.
erreicht.

Das Aulwertungsgesetz vom 16 . Juli 192 '»
brachte den Sparkassen eine Unmenge Ar¬
beit . Galt es doch , nicht nur die Aufwertung
der Vermögensanlagen , vor allen Dingen
der Hypotheken , durchzuführen , sondern

Seit dein Jahre 1922 unterhält die Spar¬
kasse in Mangenberg eine Filiale , die sich
sehr bewährt hat . Durch diese Einrichtung
ist der Mangenberger Bezirk mit in den
Sparkassenverkehr Wald eingeschlossen
worden.

Am 7. Februar 1927 starb in Wald der
Sparkassenrendant i . R . Ernst Engels . Der
Verstorbene trat im Jahre 1872 in städtische
Dienste , wurde 1880 zum Stadt - und Spar-



kassen -Rendant ernannt und verblieb nach
der durch die Entwicklung der Stadt Wald

bedingten Trennung der Stadt - und Spar¬
kasse im Jahre 1890 in der Stellung eines

Sparkassenrendanten . Aus Gesundheits¬
rücksichten trat er am 1 . April 1913 in den
Ruhestand.

Während seiner langen Dienstzeit hat
sich der Verstorbene stets als ein schaffens¬
freudiger , gewissenhafter und in jeder Be¬

ziehung vorbildlicher Beamter erwiesen,
dem ein dauerndes , ehrenvolles Andenken
sicher ist.

Die Elektrizitätsversorgung,
Die Versorgung der Stadt Wald mit elek¬

trischer Energie gründet sich, wie dies schon
im „Zehnjahresverwaltungsbericht

“ ausge¬
führt ist , auf den Vertrag der Stadt Wald
mit dem Rheinisch - Westfälischen Elektrizi¬
tätswerk vom 1 . Januar 1922.

Durch diesen Vertrag ist die einheitliche
Versorgung des Gemeindebezirks mit elek¬
trischer Energie gesichert . Die Stadt erhält
für die Benutzung der öffentlichen Straßen
usw . durch das Rheinisch -Westfälische Elek¬

trizitätswerk eine Abgabe , die bei Groß - und
Kleinkonsum verschieden ist.

Die Abgabe betrug nach der Mark¬
stabilisation

im Jahre 1924 29 042,64 RM.

„ „ 1925 28 896,80 „
„ „ 1926 35 092,21 „

Außerdem hat die Stadt nach einem Son-
derabkominen das Recht , einen 15 prozent.
Stromaufschlag zu erheben , der vom Liefer¬
werk von den örtlichen Konsumenten zu¬

gunsten der Stadt eingezogen wird . Von
diesem Recht hat die Stadt gemäß den Be¬
schlüssen der Stadtverordnetenversammlung
zeitweise Gebrauch gemacht . Der Strom¬

aufschlag brachte nach Eintritt stabiler
Währungsverhältnisse ein

im Jahre 1924 79 517,06 RM.
„ „ 1925 6 006,82 „
„ „ 1926 29187,64 „

Im Rechnungsjahre 1924 wurde derStrom-
aufschlag während 12 Monaten , im Jahre 1925
nur im Monat April und im Jahre 1926 vom
1 . Juli bis Schluß des Rechnungsjahres
erhoben.
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IV . DAS VERKEHRSWESEN.
Die allgemeine Verkelirslage der Stadt

Wald ist nicht als besonders günstig zu be¬
zeichnen . Das gilt vor allem hinsichtlich der
Eisenbahnverbindung . Wald hat zwar Bahn¬
anschluß , aber nur an die Züge der Strecke
Solingen — Vohwinkel . Dem Durchgangs¬
verkehr der Eisenbahn ist es nicht an¬
geschlossen . Selbst die benachbarten Groß¬
städte Köln , Düsseldorf und Elberfeld-
Barmen sind nicht in direkter Fahrt zu er¬
reichen . Dieser Umstand ist für die Stadt
Wald immer schon ein Nachteil gewesen , der
auch fernerhin wohl bestehen bleibt . Darum

ist es sehr wohl verständlich , daß die Be¬
strebungen der Stadtverwaltung , Wald an
den interlokalen Verkehr des Bergischen
Landes , an Straßenbahn - und Autobuslinien
anzuschließen , stets mit Sorgfalt gepflegt und
mit Nachdruck vertreten worden sind.

Der Eisenbahnverkehr.
Hinsichtlich des Eisenbahnverkehrs hat

sich gegenüber der früheren Berichtszeit
kaum etwas geändert . Zur Zeit befahren
6 Personenzugpaare die Strecke Solingen —
Wald — Vollwinkel . Etwa im Frühjahr 1926

Tt u

l )us Verkehrs -Zentrum.
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ging das Gerücht uni , daß die Reichsbahn¬
direktion Elberfeld den Personenverkehr auf

der Strecke Solingen — Vohwinkel wegen
Unrentabilität einstellen wollte . Doch ist es

nach energischen Anstrengungen der inter¬
essierten Stadtverwaltungen und hiesiger
VVirtschäftskreise nicht dazu gekommen.

Ueber die Verkehrsverhältnisse am hie¬

sigen Bahnhof gibt die nachstehende Ueber-
sicht Auskunft:

sogenannte Stoßen der Wagen abgestellt
worden ist . Die Strecke Schlagbauin —

Central ist im Jahre 1926 zweigleisig aus¬

gebaut worden . Es ist in Aussicht genommen,
die Strecke nach Vohwinkel und da auch die

Strecke Central —Wald ebenfalls zweigleisig
auszubauen , um den Verkehr reibungsloser
zu gestalten und allmählich den Uebergang
zu kürzeren Verkehrszeiten zu ermöglichen.

1922 1923 1924 1925 1926

Verkaufte Fahrkarten. 184 22« 141 262 80 643 51 235 40 135

Angekommenes Stückgut. . Tonnen 5 155 1 826 3 28« 5 324 4 705

Abgegangenes Stückgut. • 7 773 1 583 3 751 8 251 7 207

Angekommene Wagenladungen . . . ■ 149 393 90 460 115 900 132 505 124 315

Abgegangene Wagenladungen . . . . • 10 267 10 378 10 636 10 458 9 939

Groß- und Kleinvieh , Versand u . Empfang , Stück 1 460 1 630 2 822 4519 20 271
einschi. etwa
1803üTauben

Abgefertigte Frachtbriefe , Empfang . • • * 34 777 13 662 34 743 45 843 47 935

Abgefertigte Frachtbriefe , Versand . • • „ 40 058 7 727 36 933 56186 5« 168

Die Solinger Kreisbahn.
An der Solinger Kreisbahn , die seit dem

1 . April 1920 in die Verwaltung der be¬

teiligten Städte Solingen , Ohligs , Wald und

Gräfrath und nachher auch Vohwinkel über¬

gegangen ist ( Verwaltungsgemeinde ist

Solingen ) ist die Stadt Wald mit 25 % be¬

teiligt . Das Kapital der Städte , also auch

der Anteil der Stadt Wald , wird von der

Kreisbahn mit 5 % verzinst.

Die Gesamtstreckenlänge der Kreisbahn

nach dem Stande von 1926 beträgt 20 730 m.

Die Gesamtgleislänge ist 23 238 m . Auf

Wälder Gemeindegebiet entfallen 7620 m

Gleise.

ln der Berichtszeit ist der Kreisbahn¬

betrieb wesentlich verbessert worden . Das

gilt besonders hinsichtlich des Wagenmate¬
rials , wie auch hinsichtlich der systematischen
Erneuerungen und Erweiterungen des Schie¬

nennetzes . Insonderheit ist zu erwähnen,
daß auf der Gesamtstrecke die alte Laschen-

verbindung der Schienen beseitigt und durch

Verschweißung der einzelnen Schienen das

Die Fahrpreise haben naturgemäß noch
nicht w' ieder auf den Vorkriegsstand gesenkt
werden können.

Sie betrugen:
1914
A

1924
A

seit 1. 2 . 25.
A

fiir 1 Teilstrecke . . . 10 20 \

„ 2 Teilstrecken . . . 15 25 j 20

„ 3 „ . . . 20 30 25
„ 4 „ . . . 25 35 30
„ 5 „ . . . 30 40 40
„ 0 * . . . 35 50 50
„ 7 „ . . . 40 60 60

„ 8 „ . . . 45 \ 70 ) 70
„ 9 „ . . . 50 / /

Das Sfrafjenbahnprojekt
Solingen — Wald — Haan.

Die schon vor dem Kriege projektierte
Straßenbahn Solingen — Wald — Haan ist

bis heute noch nicht zur Ausführung ge¬
kommen . Zunächst verhinderte das der

Krieg , wie es im „Zehnjahresverwaltungsbe¬
richt “ der Stadt Wald eingehend dargestellt
ist . Ende des Jahres 1924 griff die Stadtver¬

waltung Haan das Projekt wieder auf . Sie

stützte sich in der Befürwortung des Straßen-
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bahnbaues auf die Rentabilität der im Jahre
1924' eingerichteten Autobuslinie Solingen —
Wald — Haan . Die Stadtverwaltung Wald
teilte diesen Standpunkt vollkommen und
wandte skh mit einer entsprechenden Auf¬
forderung an die Stadt Solingen . Erst im
Jahre 1926, und nachdem aus Wälder Biirger-
k reisen erneut lebhaft das Verlangen nach
der beabsichtigten Bahnverbindung gestellt
worden war , gab die Stadt Solingen der
berechtigten Forcierung nach und leitete die
Verhandlungen ein . Wunschgemäß wurden
diese von der Kreisbahnverwaltung geführt,
wie denn auch neuerdings beabsichtigt ist,
die Kreisbahngemeinschaft zur Ausführung
und zum Betrieb der Bahn Solingen — Wahl
— Haan zu veranlassen . Inzwischen haben
mehrere Besprechungen in dieser Angelegen¬
heit und verschiedene Streckenbesichtigungen
stattgefunden . Das Projekt ist insofern recht
schwierig , weil die Bestimmung der Träte
erheblichen Hemmnissen begegnet . Das gilt
insbesondere für den Mangenberger Bezirk,
dann aber auch für das Ittertal , wo die
Boden - und Straßenverhältnisse für die Bahn
sehr ungünstig sind und es zweifellos Hin¬
unter Einsatz größerer Mittel gelingen wird,
der Bahn die allseitig befriedigende Träte
zu geben . Mit Rücksicht auf diese Schwierig¬
keiten sind die Verhandlungen über den
Bahnbau auch heute z . Zt . der Niederschrift
dieses Berichts kaum über das Wiederan-
fangsstadium hinweggekominen.

Der Autobusverkehr.
Etwa Mitte des Jahres 1924 wurde hier

im Bergischen Lande allgemein von Privat¬
unternehmen Kraftomnibusverkehr einge¬
führt . Der Wähler Fabrikant August Piel
richtete mit einem Wagen die Linie Solingen
— W' ald — Haan ein , die Firma Schellscheidt
& Bielicke , Solingen , stellte ebenfalls einen
Wagen in den Dienst dieser Linie . Ein
anderer Solinger Unternehmer gründete die
Linie Solingen — Mangenberg — Löhdorf —
Ohligs und eine Linie Pfaffenberg —Solingen
— Ketzberg , die Wälder Gebiet im Schlag-
baumer Bezirk berührte . Diese regelmäßige
Auiobuspersonenbefürderung geschuh ohne
die erforderliche Konzession . Der Betrieb
wurde im öffentlichen Interesse eine Zeit¬
lang stillschweigend geduldet . Bidd machten
sich aber bei den einzelnen Unternehmungen |

Mängel bemerkbar , die je länger je stärker
den Verkehr ungünstig beeinflußten . Die
Regierung erteilte die zur Fortführung des
Autobus Verkehrs erforderliche Genehmigung
nicht , konzessionierte vielmehr im Sommer
1921 die inzwischen gegründete Rheinische
Kraft wagen - Betriebsgesellschaft , Sitz Düssel¬
dorf , an der auch die Stadt W' ald bis zum
Januar 1927 mit 11000 RM . Kapital beteiligt
war . Die Gesellschaft eröffnete den Betrieb
mit der Durchgangslinie Remscheid —
Solingen — Wald - Mangenberg — Ohligs —
Düsseldorf und übernahm gleichzeitig die
Wahl berührenden Linien Solingen — W' ald
— Haan und Solingen — Mangenberg —
Löhdorf — Ohligs . Die Durchgangslinie
Remscheid — Düsseldorf wurde auf W' unsch
und Drängen der Stadt Wald vorübergehend
im W' echselverkehr über Wald - Mangenberg
und Wahl - Zentrum geleitet , um auf diese
Weise wenigstens eine unmittelbare Ver¬
kehrsgelegenheit mit Düsseldorf bezw . Rem¬
scheid zu schaffen . Leider hat nach einigen
Monaten die Rheinische Bahngesellschaft
diese Regelung wieder aufgehoben und die
Düsseldorf — Remscheider Omnibusse aus¬
schließlich über Wald - Mangenberg einmal
stündlich in jeder Richtung fahren lassen.
Die Autobuslinie Solingen — W' ald — Haan
erfreut sich starken Zuspruchs . Sie ist jeden¬
falls eine der frecpientiertesten Linien des
Bergischen Omnibus Verkehrsnetzes . Daher
auch der verständliche W' unsch , die Straßen-
bahnverbindung Haan — W' ald — Solingen
zu schalten , um den Verkehr zwischen den
genannten Orten noch intensiver zu gestalten.

Postamt Wald.
Die verhängnisvolle Zeit des Währungs¬

verfalls ist auch an der Reichspost nicht
spurlos vorüber gegangen . Die Bewältigung
des Geldverkehrs in den Jahren 1922 und
1921 stellte an die Leistungsfähigkeit des
Personals ganz ungeheure Anforderungen.
Dazu kam die durch den Tiefstand unserer
Währung außerordentlich große Nachfrage
nach hiesigen Industrieerzeugnissen und der
damit verbundene starke Postversand . Als
dieser infolge Einführung der Rentenmark
nachließ , erfolgte Anfang 1924 ein einschnei¬
dender Personalabbau , der drei Beamte und
fünf Hilfskräfte betraf . Infolge Zurruhe¬
setzung des damaligen Leiters des Postamts,



Postdirektors Förster , wurde dem hier be¬

reits als Postinspektor tätig gewesenen

jetzigen Postmeister Jäkisch auf Verfügung
des Reichspostministeriums ab 1 . März 1924

die Leitung des Postamtes übertragen . Hier¬

bei sei erwähnt , daß seit dem Jahre 1924 die

Bezeichnung der Postämter nach solchen I .,
II . und III . Klasse weggefallen ist . Seitdem

gibt es nur Postämter großen , mittleren und

geringeren Umfanges . Wald mit seinen

37 Postbeamten gehört zu den Aemtern mitt¬

leren Umfanges . Es feierte am 1 . Mai 1927

sein hundertjähriges Bestehen . Seit 1827

sind hier 9 Postamtsvorsteher tätig gewesen.

Fünfmal wechselte während der 100 Jahre
das Postamt seine Unterkunftsräume.

Um dem sich seit Jahresfrist wieder merk¬
lich belebenden Verkehr und damit den Be¬

langen der Wälder Einwohner gerecht zu
werden , wurden seit Dezember 1926 folgende
Verbesserungen eingeführt : Verlängerung
des Schalterdienstes bis 12 >2 Uhr , des Tele¬

gramm - und Eilzustelldienstes bis 22 Uhr,
Benutzung des 22 Uhr -Abendzuges , Später¬
legung der dritten Kastenleerung , Einfüh¬

rung einer vierten Kastenleerung zwischen
20 und 21 Uhr . Ferner wird in allernächster
Zeit eine weitere Vergrößerung der Schließ¬

fachanlage stattfinden.



V . POLIZEI-, MELDE -,
In den Jahren 1922 und 1923 waren 29, im

Jahre 1924 : 28 , im Jahre 1925 : 25 und im
Jahre 1926 : 23 Polizeibeamte (einschließlich
Kriminalisten ) beschäftigt . Am 25 . Dez . 1923
starb der Polizeisekretär Wilhelm Rockholtz,
dessen Pensionierung nach 36jähriger treuer
Pflichterfüllung zum 1 . April 1924 beschlossen
war . Am 1 . April 1924 wurde der langjährige
Leiter , Polizeiinspektor Emil Böhmer ( 1904 b.
1924) , pensioniert . Am 29 . November 1925 ist
er in Wald gestorben . An die Stelle Böhmers
wurde der bisherige Vorsteher des II . Poli¬
zeibezirks , Polizeioberkommissar Jona Nau¬
mann , berufen . Die Beförderung zum Polizei¬
oberinspektor war damit verbunden . Dem
zweiten Polizeibezirk Mangenberg steht seit
jener Zeit Polizeisekretär Leineweber vor.

Die Tätigkeit der Polizei wird hierunter
in einigen Zusammenstellungen geschildert.

Das Meldeamt
hat eine wichtige Aufgabe zu erfüllen.
Die planmäßige Sammlung der Personen¬
nachweise bietet die Grundlage wichtiger
staatlicher und gemeindlicher Arbeiten . Der
Verkehr im Einwohnermeldeamt drückt sich
in Ab - , Um - und Anmeldungen aus . Ferner
werden dort Staatsangehörigkeitsangelegen¬
heiten bearbeitet und die Legitimierung
ausländischer Arbeiter veranlaßt.

Jahr Anmeldungen Abmeldungen

1922 2171 1874
1923 1728 1822
1924 1713 1842
1925 1902 1835
1926 1745 1979

FEUERLÖSCHWESEN.

Ausländernachweis

Staats¬
angehörigkeit

Besta
31 . 12
mfinnl.

ad am
1921
weibl.

Besta
31 . 12

männ ).

nd am
. 1926

welbl.

Vereinigte Staaten . 5 2 i i
Belgien. 5 6 7 6
Großbritannien . . 1 3 1 4
Frankreich. — 1 1 3
Italien. 6 3 15 12
Niederlande . . . . 55 52 59 72
Oesterreich -Ungarn 56 39 25 32
Tschecho-Slowakai .
Rußland )
Polen . /

— — 24 17

4 2 2 4

Schweiz. 12 10 13 10
Sonstige. 4 3 5 7

Insgesamt. 148 121 153 168

269 321

Die Strafpolizei.
Die Nachkriegsjahre haben eine bedeu¬

tende Steigerung der Straftaten gebracht.
Eine Vermehrung der Polizeiorgane gegen¬
über der Vorkriegszeit ist schon aus diesem
Grunde gerechtfertigt . In welchem Umfange
die Delikte zugenommen haben , wird durch
einen Vergleich mit den beiden letzten Vor¬
kriegsjahren deutlich . Zur strafrechtlichen
Verfolgung wurden angezeigt : 1912 : 389,
1913 : 418 , 1922 : 562, 1923 : 674 , 1924 : 638,
1925 : 576 , 1926 : 628 Fälle . Danach wurde
der höchste Stand im Jahre 1923 erreicht , in
jener Zeit , in der durch Unruhen und Streiks
wochenlange Bereitschaft , verstärkte Wachen
und Streifen notwendig waren . Auch das
Jahr 1926 hat wieder eine Zunahme der
Delikte gebracht . Vor allen Dingen waren
Diebstähle und Einbrüche , Betrug und Un¬
treue , Gewerbevergehen , Körperverletzung
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and Mißhandlung , auch Sittlichkeitsdelikte
festzustellen . Alles Symptome unserer Zeit!

Ein großer Teil dieser Vergehen und Ver¬

brechen ist zweifellos durch die ungeheure
soziale Not in weiten Kreisen verursacht
worden . Uebertretungen , Straffälle , die in

der Hauptsache durch polizeiliche Strafver¬

fügungen geahndet werden können , sind
ebenfalls in großer Zahl begangen und fest¬

gestellt worden . Insgesamt wurden 1922:

1861 , 1923 : 2230 , 1924 : 1587, 1925 : 1381,
1926 : 1020 diesbezügliche Strafverfügungen
erlassen , die im Jahre 1922 : 349 893 Papier¬
mark , 1923 : 2282,02 RM . , 1924 : 8315,80 RM„
1925 : 9200 RM . und 1926 : 5609 RM . ein¬

brachten.

Das übrige Tätigkeitsgebiet
der Polizei , das sich auf die ' Durchführung
der Impfungen , gewerbepolizeilicher Be¬

stimmungen , Seuchenbekämpfung , Obdach¬

losenfürsorge usw . usw . erstreckt , kann in

diesem notgedrungen kurzen Abriß nicht

zahlenmäßig dargestellt werden . Es fällt

auch nicht aus dem Rahmen des bisher be -.

kannten Umfanges heraus.

Dagegen hat die im Sommer 1924 und

1925 hauptsächlich in der Nordstadt Solin¬

gens verbreitete T y p h u s e p i d e in i e

durch ihre Ausdehnung auf Wälder Gebiet

erhöhte polizeiliche Aufmerksamkeit und

Sicherheitsmaßnahmen begründet . Vermut¬

lich ist die Ursache dieser Epidemie in ver¬
seuchter Milch zu sehen , doch ist das nicht

klar erwiesen . Die Leitung der Bekämp¬
fungsmaßnahmen lag in Solinger Händen,
ln Wald waren im Jahre 1924 : 19 Personen
und im Jahre 1925 : 26 Personen an Typhus
erkrankt . An dieser Krankheit starben
1924 : 1 , 1925 : 5 Personen aus Wald.

Die Verkehrspolizei
entwickelte sich mehr und mehr zu einem

ganz besonders wichtigen Arbeitsgebiet der

Polizei . Die erhebliche Zunahme des Kraft¬

fahrzeugverkehrs und die mit ihm verbun¬
denen höheren Gefahren auf den Straßen
lassen es gerechtfertigt erscheinen , daß sich
die Polizei mehr und mehr auf dem Gebiete
der Verkehrsregelung und - Überwachung
betätigt . Kraftfahrzeugkontrollen haben sich
als ein wirksames Mittel gegen unbot¬

mäßiges Fahren erwiesen . So wurde denn

auch in Wald mit stets steigendem Erfolge
diese polizeiliche Notwendigkeit gefördert.
Im Jahre 1922 wurden 8 Kontrollen aus¬

geführt und 600 Fahrzeuge auf polizeiliche
Zulassung , Geschwindigkeit usw . geprüft,
1923 waren es 15 Kontrollen , die 1125 Fahr¬

zeuge erfaßten , 1924 : 22 bezw . 1650, 1925 : 25

bezw . 1725 und 1926 : 24 bezw . 1800.

Das Vereins- und Versammlungswesen
war längere Zeit nach dem Kriege in seiner

verfassungsmäßigen Entwicklungsfreiheit
durch die englische Besatzung beengt , die

jede Versammlung einer besonderen Ge¬

nehmigungspflicht unterwarf . Da diese Ge¬

nehmigungen durch die örtliche Polizei¬
behörde vermittelt wurden , läßt sich die Zahl
der Versammlungen in den Jahren 1922 bis
1925 statistisch nach weisen.

Organisation 1922 1923 1924 1925 1926

Deutschnat.
Volkspartei — — 2 2 Infolge Ab-

Kommunist. zuges der

Partei 68 113 99 127 britischen

Sozialdemokr.
Partei 17 22 25 18

Besatzung
war die Ge¬
nehmigung

DeutscheVoIks- von Ver-
partei 20 34 45 28 Sammlungen

Zentrumspartei 4 3 8 3 nicht mehr

Deutschderno- nötig , auch

krat . Partei 1 4 7 1 eine Kon*

Sonstige Ver-
trolle er-

Sammlungen f>3 103 238 68

Zur Zeit der Abfassung dieses Berichts
bestanden in Wald 173 Vereine mit 12 607
aktiven Mitgliedern . Darunter waren 11

politische Parteien und ähnliche Organisati¬
onen mit 2698 Mitgliedern . Die im ßergischen
Lande sprichwörtliche Vereinsfreudigkeit ist
demnach auch in der Wälder Bevölkerung
festgestellt.

Das Feuerlöschwesen.
Die Wälder städtische freiwillige Feuer¬

wehr hat in der Berichtszeit höchst bedeu¬
tende organisatorische Aenderungen er¬
fahren . Diese liegen teils auf persönlichem,
teils auf sachlichem Gebiet.

Am 31 . Dezember 1923 legte Brand¬
direktor Hermann Vollmar sein Amt als
Führer der Gesamtwehr nieder . Brand-
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Kine Braniliihung um Steigerturin auf dein Hofe lies Feuerwelirsiedlungslieimes
un der Lessingstralle.

Direktor Vollmar stand I 1) Jalire an der
Spitze der Wälder Feuerwehr . Seine Ver¬
dienste um die Entwicklung des Feuerlösch¬
wesens in Wald rechtfertigten in vollem Um¬
fange die von der Wehr und dem Stadtver-
ordnetenkollegium einmütig beschlossene Er¬
nennung zum E li r e n b r a n d direkt o r.

In das Amt Vollmars rückte der bisherige
1 . Brandmeister des -Löschzuges III ( Kveuz-
weg - Mangenberg ) , Fabrikant Paul Dirlain,
ein . Branddirektor Dirlain hat sich bis
heute in 27jähriger Mitgliedschaft der Wäl¬
der städtischen freiwilligen Feuerwehr durch
Umsicht , ( jeschick und iatkraft besonders
ausgezeichnet . Zum 1 . Brandmeister des
Löschzuges III wurde das Mitglied Wilhelm
Noll und zum 2. Brandmeister dus MitgliedCarl Weck ernannt . Ende des Jahres 1924
schieden aus dem aktiven Feuerwehrdienst
die* beiden Brandmeister G . Eischeidt ( Lösch¬
zug IV/Schlagbauiu ) und II . Schmidt ( Lösch¬
zug l/inneres Stadtgebiet ) aus . In Anbe¬

tracht ihrer hervorragenden Verdienste im
Feuerlöschwesen wurden beide zu Ehren-
b r a n d m e i s t e r n ernannt . An die Stelle
Eischeidts trat das Mitglied WL Wundes,
dessen Stellvertreter das Mitglied H . Klaas
wurde . Die Stelle Schmitz als stellvertreten¬
der Brandmeister des Löschzuges I nahm das
Mitglied B . Qliliger ein.

Der Mitgliederbestand der Gesamtwehr,
die nach wie vor aus 4 Liischziigen besteht,
umfaßte 192 ) : 209 , ( 924 : 220 . 1925 : 210,
1920 : ( “8 Personen einschl . der Ehrenmit¬
glieder . Durch verschiedene höchst wert¬
volle Verbesserungen in der Ausrüstung und
Ausstattung der W'elir , die hierunter dar¬
gestellt sind , konnten die Mitgliederzahlen
einzelner Löschzüge herabgesetzt und da¬
durch Kosten ermäßigt werden.

Zur Erhöhung der Schlagfertigkeit der
Feuerwehr wurde im Herbst 1924 auf dem
Dache des Rathauses eine lauttönende Sirene
angebracht , die von der Polizeiwache aus



bedient wird . Die Sirene dient zur Alar¬

mierung des Löschzuges I ( inneres Stadt¬

gebiet ) . Sie wird in Ausnahmefällen bei

Großfeuer auch zur Alarmierung der Ge¬

samtwehr verwendet.
Im selben Jahre richtete die Wehrleitung

in sämtlichen Löschzügen sogenannte Stoß¬

trupps ein , die bei kleineren Bränden mittels
Minimax - Apparaten Löschdienst leisten.
Diese Einrichtung hat sich bewährt.

fm Jahre 1925 erbaute die Stadt in den
Außenbezirken Mangenberg und Westers¬

burg je ein Wohnhaus ; beide Häuser wurden

Mitgliedern des Löschzuges III bezw . 11 zur

Verfügung gestellt . In jedem dieser Feuer¬

wehrhäuser haben 6 Wehrleute mit ihren
Familien Wohnung genommen . Auf den

Höfen dieser Häuser sind Arbeitsräume ge¬
schaffen worden , in welchen die Wehrleute
als Heimarbeiter ihrem Erwerb nachgehen.
Die Depots liegen nebenan . Von der Rat¬

hauswache ist telefonische Verbindung mit
diesen Feuerwehrsiedlungen hergestellt
worden.

Durch die im Jahre 1926 erfolgte An¬

schaffung einer Motorspritze , zu der sich in

einigen Monaten noch ein Motormannschafts¬

wagen gesellen wird , hat die Feuerwehr hin¬

sichtlich ihrer technischen Ausrüstung einen

solchen Grad der Vollkommenheit erlangt,
wie man ihn nicht in allen Städten von der

Größe und Bedeutung Walds finden wird.

Es ist in Aussicht genommen , im Mittel¬

punkte der Stadt ( auf dem alten Schützen¬

platz ) ein Zentraldepot einzurichten , in

welchem die Motorspritze und der anzu-
schaffende Motormannschaftswagen statio¬

niert werden . Gleichzeitig soll , wie das be¬

reits in den Außenbezirken mit Erfolg

geschehen ist , mit diesem Depot eine Feuer-

wehrsiedlung verbunden werden . Selbst¬

verständlich wurden in der Berichtszeit die

übrigen erforderlichen Hilfsmittel der Feuer¬
wehr ergänzt und verbessert . Der städtische
Zuschuß zum Feuerwehretat betrug im

Jahre 1924 12 000 IIM . , 1925 15 000 RM . und

1926 9500 RM . Durch systematische Schu¬

lung und Ausbildung der Wehrleute wurde
auch in persönlicher Hinsicht die Wehr ge¬
festigt und gestärkt . Sie trat im Jahre 1922
in 5 Fällen , 1923 in 5 , 1924 in 11 , 1925 in 32
und 1926 in 25 Fällen in Tätigkeit.
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VI. SCHUL - UND BILDUNGSWESEN.

Die Volksschule.
Auf dein Gebiete des Volksschulwesens

ist in den letzten 5 Jahren eine merkliche
Besserung gegenüber den Kriegsjahren zu
verzeichnen . Der Unterricht konnte im
großen und ganzen in allen Schulen lelir-
plamnäßig durchgeführt werden . Durch die
am 1 . 10 . 1922 erfolgte Einrichtung der so¬
genannten Sammelschulen ist auch das heiß
umstrittene Problem „ konfessionelle oder
weltliche Schule “ nach Ueberwindung nicht
geringer Schwierigkeiten zur Zufriedenheit
sowohl der freien Schulgemeinde als auch
der Anhänger der Konfessionsschule gelöst
worden . Dadurch ist eine gewisse Ent¬
spannung der bis dahin bestehenden Gegen¬
sätze eingetreten . Von den im Jahre 1922
eingerichteten 23 Sammelschulklassen , die in
4 Schulsystemen ( Wald 1 : 8 Klassen,Westers¬
burg : 4 Klassen , Eintrachtstraße : 8 Klassen,
Dingshaus : 3 Klassen ) untergebracht waren,
bestehen heute noch 16 Klassen , und zwar
9 Klassen in Wald 1 und 7 in Eintrachtstraße.
Die Verminderung der Klassenzahl ist in
der Hauptsache auf den Rückgang der Schul-
kinderzahl zurückzuführen , der in den
letzten 5 Jahren als Folge des Geburtenaus¬
falles während der Kriegs - und Nachkriegs¬
jahre bei den Volksschulen allgemein in Er¬
scheinung getreten ist . In welchem Ausmaße
sich der Geburtenrückgang bei den Volks¬
schulen ausgewirkt hat , geht aus nach¬
folgender Uebersicht hervor:

Schul¬
jahr

Zahl
der
Ge¬

burt.

Zahl der
Schul¬
kinder

Zahl der Klassen
bezw.Sdiulstellen

(unter Nlchtberü
Hilfsschulen u. te

Durchschnittl.
Klassenfrequenz

Besichtigung der
chn . Schulstellen

1915 337 4607 75

— TJn

(4 + 8) 61,4
1916 280 4587 75 (4 + 8) 61,1
1917 233 4315 75 (4 + 8) 57,5
1918 261 4286 75 (4 + 8) 57,1
1919 491 4103 75 (4 + 8) 54,7
1920 531 3920 77 (4 + 8) 50,9 ’

*) Hilfsschulstellen . **) Techn. Schulstellen.

Schul¬
jahr

Zahl
der
Ge¬

burt.

Zahl der
Schul¬
kinder

Zahl der Klassen
bezw.Sdiulstellen

(unter Niditberü
Hilfsschulen u. te

Durchschnitt).
Klassenfrequenz

dcsichtlgung der
chn . Sdiulstellen)

1921 477 3682 80
* **

(4 + 8) 46.
1922 353 3331 80 (4 + 7) 41,6
1923 361 2972 77 (4 + 7) 38,5
1924 341 2620 74 (4 + 7) 35,4
1925 359 2412 67 (4 + 7) 35,9
1926 347 2471 62 (4 + 7) 39,8

*) Hilfsschulstellen . **) Techn. Schulstellen.

Angesichts des gewaltigen Schulkinder-
rückgangs und der hiermit verbundenen
außerordentlich hohen Belastung des Schul¬
verbandes war ein Schulabbau nicht zu um¬
gehen , zumal die Regierung einen solchen
immer wieder forderte , ln den Jahren 1922
bis 1926 wurden insgesamt 19 Schulstellen
bezw . Klassen (darunter eine technische
Schulstelle ) abgebaut , was für die Stadt eine
jährliche Ersparnis von rd . 100 000 M . be¬
deutet . Der Abbau vollzog sich reibungslos
und beschränkte sich im allgemeinen auf die
im Laufe der letzten Jahre durch natürlichen
Abgang (Tod , Pensionierung und Entlassung
von Lehrkräften ) freigewordenen Schul¬
stellen . Bei der Durchführung des Abbaues
wurde allgemein der Grundsatz verfolgt,
die Vollsysteme nach Möglichkeit zu er¬
halten , dafür die Rumpfsysteme vollständig
zu beseitigen . Durch entsprechende Um¬
gruppierung der Schulbezirke in der ße-
richtszeit gelangten folgende Rumpfsysteme
zur Auflösung : am 1 . 10 . 1921 die vierklassige
evgl . Volksschule Rosenkamp , am 1 . 4 . 1923
die beiden vierklassigen Schulen ( evgl . und
weltlich ) Westersburg und am 1 . 4 . 1926 die
beiden zweiklassigen Schulen (evgl . und
weltlich ) Dingshaus.

Die übrigen ebenfalls nicht ausgebauten
Schulen Luisenstraße und Kamperstraße
haben je 2 Klassen und Delle 1 Klasse einge¬
büßt , so daß heute Luisenstraße 4 Klassen,
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Kamperstraße 5 und Delle "5 Klassen um¬
faßt . Die iin Jahre 1919 unter großen
Schwierigkeiten als Vollsysteme ausgebauten
Schulen Schlagbauni , Kreuzweg , Wald 1,
Wald 11 und Wittkulle sind als achtklässige
Systeme bestehen geblieben . Nur die frühere
achtklassige Schule Eintrachtstraße verlor

infolge Rückgangs der Kinderzahl eine
Klasse und wurde am 1 . 4 . 1926 siebenklassig.
Heute kann der Abbau an den Volksschulen
im großen und ganzen als abgeschlossen be¬
trachtet werden , obschon die durchschnitt¬
liche Klassenfrequenz unter 40 liegt . Die
durch den Abbau freigewordenen Schul¬

gebäude konnten restlos zur Befriedigung
anderer kultureller Bedürfnisse der Ge¬
meinde Verwendung finden . So wurde das
frühere Schulgebäude Rosenkamp der Be¬
rufsschule überwiesen , die bis dahin in den
verschiedensten Volksschulsysteinen unter¬
richtete . Die zweiklassige Hilfsschule Wald,
die lange Jahre hindurch mit der Volksschule
Rosenkamp bezw . zuletzt mit der Berufs¬
schule zusammen in einem Gebäude unter¬
gebracht war , fand ein eigenes Heim in dem
alten Mädchenschulgebäude an der Alten¬
hoferstraße . Der höheren Mädchenschule
wurde das Gebäude der früheren Volks¬
schule Westersburg zur Verfügung gestellt
und in dem Gebäude des aufgelösten Schul¬

systems Dingshaus soll demnächst das
städtische Waisenhaus eine neue und modern
eingerichtete Unterkunftsstätte erhalten.

Nunmehr gilt es , die noch vorhandenen
Schulsysteme zu modernisieren . Hierzu ge¬
hört in erster Linie die Schaffung von Turn-

zimmern bezw . Turnhallen , Erneuerung der
Schulbänke , soweit sie den hygienischen
Ansprüchen nicht genügen , Verbesserung der

lleizungsverhältnisse sowie bessere Ausge¬
staltung der Schulen mit Lehrmitteln . Der

Anfang ist bereits in einigen Punkten ge¬
macht . So wurde im letzten Berichtsjahre
für die Schulen des Schlagbaum - Mangen-
berger Bezirks eine modern ausgestattete
Turnhalle errichtet , wodurch einem seit

Jahren empfundenen dringenden Bedürfnis

wenigstens in diesem Bezirk abgeholfen ist.
Für das Schulturnen der übrigen Schulen
wurde die Turnhalle des Wald - Merscheider
Turnvereins sowie die Turnhalle der Spiel-
und Sportvereinigung im C zernitzki sehen

Saale zu Westersburg gemietet . Zur För¬

derung des für die körperliche Ertüchtigung
unserer Schuljugend so überaus wichtigen
Turnsports wird weiter erwogen , auch für

die Schulen des inneren Bezirks eine Turn¬
halle zu errichten , bezw . leerstehende
Klassenräume als Turnziminer einzurichten.



Frequeiiziibersicht der Volksschulen nach dem Stande vom 1 . 4 . 192 ?.

llezeiehnung
der Schule

i

Zahl

II

der K

lli

oder i

IV

a den

V

Jahrgi

VI

ngen

VII Vlll

Ge¬
samt¬
zahl

Schul¬
stellen¬

zahl

Mithin
dureh-

schnittl.
Frequ.

Evang . Volksschulen:
Wald 11. 87* 91* 48 88 27 28 88 89 396 10 39,6
Wittkulle. 101* 82* 8 (i 86 86 85 48 80 404 10 40,4
Kreuzweg. 68* 08 89 28 29 29 28 28 312 8 39
Schlagbauin . . . . 66* 60* 87 25 26 80 8! 25 300 8 37,5
Itterbruch. 19 8 5 8 6 4 9 1 55 2 27,5

Knthol . Volksschulen: 841 809 165 125 124 126 154 128 1467 38 38,6

Kumperstrußc . . . 84 88 82 28 18 17 29 17 208 5 40,6
Delle . 19 21 10 16 5 11 9 12 108 8 34,3
Luisenstraße . . . . 22 25 14 18 12 14 21 17 138 4 34,5

Sammelsehulen: 75 79 5fl 52 85 42 59 46 444 12 37
Wald 1. 52 55 25 85 36 35 56 84 328 8 41
Eintrachtstraße . . 52 49 21 26 29 27 86 26 266 7 38

Hilfsschulen: 104 104 46 61 65 62 92
Kl . I

60
Kl . II

594 15 39,6

Wald . 19 22 41 2 20,5
Mangenberg . . . . 12 18 25 2 12,5

81 85 66 4 16,5

Gesamtzahl 2571 76 33,8

*) geteilt

einschl. 7
technischen

Lehrerinnen

Wie aus vorstehender Uebersicht hervor¬
geht , haben die Schulneulingszahlen Ostern
1926 und 192 “ eine enorme Erhöhung er¬
fahren . Dies ist eine Allgemeinersdicinung
und auf die in den Jahren 1920 und 1921 ein¬
getretene vorübergehende Steigerung der
Geburtenziffer zurückzuführen . Da derart
hohe Klassenfre <| uenzen namentlich in den
untersten Grundschulklassen nicht zugelassen
werden konnten , wurden Ostern 1926 und 2?
mit Genehmigung der Regierung in Wald 11
und Wittkulle vorübergehend je eine Paral¬
lelklasse geschaffen . Die an sich notwendige
Einrichtung weiterer Parallelklassen für die
besonders stark frequentierten beiden unter¬
sten Grundschulklassen in den Schulen
Kreuzweg und Schlugbuum konnte durch
Zusammenlegung älterer , sch wach besuchter
Jahrgänge vermieden werden . Vom Jahre

1928 ab wird die Zahl der Schulneulinge ent¬
sprechend der verminderten Geburtenziffer
wieder sinken , so daß sich dann voraussicht¬
lich nicht mehr die Notwendigkeit zur Pei¬
lung überf requentierter Schulneulingsklassen
und Schaffung besonderer Parallelklassen
hierfür ergeben wird . Zur Unterbringung
der beiden Parallelklassen Wald II , wo nur
8 Klassenräume zur Verfügung stehen , soll
mit Rücksicht auf die zu Page getretenen
Schwierigkeiten ein Anbau mit 2 Klassen¬
räumen nebst je einem Lehrer - und Lehr¬
mittelzimmer , sowie einem besonderen Trep¬
penhaus an dem westlichen Flügel des Schul¬
gebäudes errichtet werden . In Wittkulle
haben sich keine besonderen Schwierigkeiten
hinsichtlich der Unterbringung der beiden
Parallelklassen ergeben , da an dieser Schule
einschl . des Zeiehensaales , der als Klassen-
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raum eingerichtet wurde , insgesamt 9 Klas¬

senräume vorhanden sind , in denen 10

Klassen unterrichtet werden können.

Die im Jahre 1922 ins Leben gerufene
städt . Lichtbildstelle , die durch den Lehrer

Adrion verwaltet wird , erfreut sich einer
immer regeren Inanspruchnahme durch die
Schulen , die nunmehr auch sämtlich mit

Lichtbildapparaten ausgestattet sind . In den

letzten beiden Jahren veranstaltete die

städt . Schulverwaltung in Verbindung mit

dem Leiter der Bildstelle für die Volks¬
schulen im Stadtsaal mehrere Kinovor¬

stellungen . Zur Vorführung gelangten ledig¬
lich ausgesprochene Lehrfilme , wie „Das

große weiße Schweigen
“

(Südpolexpedition
des Kapitäns Scott ) und „Biene Maja “

. Der¬

artige städt . Kinovorführungen , die sowohl
bei der Lehrerschaft als auch bei den Schul¬

kindern besonderen Anklang gefunden
haben , und die vor allen Dingen ein wirk¬

sames Mittel zur Bekämpfung des Schund¬
films darstellen , sollen alljährlich wiederholt
werden . Auf die Anregung des Ortslehrer¬
ausschusses fand am 26 . 3 . 192 “ im Stadtsaal

aus Anlaß des 100 jährigen Todestages Lud¬

wig van Beethovens eine gemeinsame Beet¬

hoven -Gedenkfeier für die beiden oberen

Jahrgänge der Volksschulen sowie für die

Schüler und Schülerinnen der Berufsschule

und höheren Mädchenschule statt . Bei dieser

Feier wirkten mit ein Streichquartett , ein

Kinderchor sowie einige Solisten aus der

Lehrerschaft . Die Veranstaltung , die zu¬

gleich als Schülerkonzert gedacht und unter¬

richtsmäßig aufgebaut war , stellte einen
Versuch dar , der angesichts des Erfolges im

nächsten Jahre fortgesetzt werden soll , um
die Schulkinder mit den Werken unserer

großen Meister bekannt zu machen . Da¬

durch würde gleichzeitig der Schule ein wert¬

volles Kulturgut mehr als bisher dienstbar

gemacht und das Musik - und Konzertleben

unserer Stadt eine Belebung erfahren.

Aus dem hiesigen Volksschuldienst sind
in der Berichtszeit infolge Tod , Pensio¬

nierung , Versetzung usw . folgende Lehr¬

personen ausgeschieden:
Am 1 . 4 . 1923 : Rektor Piegeler , Lehrerinnen

Möller und Kohnen;

„ 3 . 7 . 1923 : Lehrer Steinmeyer;

, , 1 . 11 . 1923 : Lehrer Schnitzler;
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Am 1 . 4 . 1924 : Rektor Fischer , Rektor Schä¬
fer , Lehrer Knapp;

„ 1 . 11 . 1924 : Lehrer Kalb;

„ 1 . 12 . 1924 : techn . Lehrerin Sina;

„ 1 . 4. 1925 : Rektor Diekmann , Lehrer
Llövels , Hoppe und Hor-
winski , sowie Lehrerin Gräve,
Schulamtsbewerber Pape und
Rosenkaimer;

„ 1 . 10 . 1925 : techn . Lehrerin Tetzlaff;

„ 1 . 2 . 1926 : I . Lehrer Schmitz;

„ 1 . 4 . 1926 : Hauptlehrer Balke u . Wigge,
Lehrer Kotten und Schulamts¬
bewerber Fels;

„ 1 . 1 . 192 "
: Konrektor Kniebes.

Außerdem sind in den letzten 5 Jahren
eine Reihe weiterer Schulamtsbewerber
ausgeschieden , die lediglich als Vertreter und
nur für kurze Zeit im hiesigen Schulverband
beschäftigt waren.

Als Nachfolger der ausgeschiedenen Schul¬
leiter wurden von der Schuldeputation ge¬
wählt und von der Regierung bestätigt:
Am 1 . 5 . 1923 : Lehrer Rix als Hauptlehrer

der katholischen Schule Lui¬
senstraße;

Am 1 . 7. 1924 : Lehrer Strerath als Rektor der
katholischen Schule Kainper¬
straße;

Am 1 . 7 . 1924 : Lehrer Huffert als Rektor der
Sammelschule Eintrachtstraße;

Am 1 . 7 . 1926 : Lehrer Pohl als Hauptlehrer
der katholischen Schule Delle;

Am 29 .9 . 1926 : Lehrer Juffernbruch als Leiter
der Hilfsschule Wald.

Infolge der Auflösung der Schulen

Westersburg und Dingshaus kam eine Be¬

setzung der freigewordenen Schulleiter¬
stellen an diesen beiden Schulen nicht mehr
in Frage.

Für die übrigen ausgeschiedenen Lehr¬

personen sind , soweit deren Stellen nicht zur
Einziehung gelangten , in den hiesigen Schul¬
dienst neu eingetreten : Lehrer Gorski und

Leinberger , die Schulamtsbewerber Koch,

Wupper , Bruchhaus , Gerdesmann , Diedert
und Theis , sowie die Schulamtsbewerberin-
nen Buchholz und Nachtsheim.

Rektor Diebschlag , der im Jahre 1921

zwecks kommissarischer Verwaltung der



neueingerichteten Schul ratsstelle in Ohligs
von der Regierung beurlaubt wurde , kehrte
um 1 . 10 . 1922 in den hiesigen Volksschul-
dienst zurück und iibernulnn wieder seine
ulte Stelle . Für die Dauer der Beurlaubung
Diebschlags beauftragte die Regierung den
Rektor Unger aus Ohligs mit der Führung
der Leitergeschäfte an der evangelischen
Schule Kreuzweg.

Die im Volksschullehrer - Dienstein-
kommensgesetz vorgeschriebenen Konrektor¬
stellen gelangten ebenfalls zur Einrichtung,
und zwar wurde je eine Konrektorstelle an
den Schulen Wahl II , Wald I , Wittkulle,
Schlaglmuin , Eintrachtstraße und Kreuzweg
eingerichtet . Die Stellen wurden wie folgt
besetzt : Wald 11 : durch Lehrer Kniebes , an
dessen Stelle zum 1 . 4 . 1927 Lehrer Eick ge¬
treten ist : Wald I : durch Lehrer Krall ; Witt¬
kulle : durch Lehrer Joeres : Schlagbaum:
durch I . Lehrer Achinger , an dessen Stelle
Lehrer Ceorgi zum I . Lehrer der zvvei-
klussigen Schule Itterbruch gewählt wurde;
Eintrachtstraße : die Stelle ist noch nicht be¬
setzt ; Kreuzweg : durch Lehrer Rabe.

Lieber die finanzielle Belastung der Ge¬
meinde durch die Volksschulen sei noch kurz
folgendes bemerkt : Die Aufwendungen für
das gesamte Volkssehulwesen betrugen im
J all re
1924 '507 405 \ 1. = 117,35 M . pro Schulkind
1925 293 541 M . 121,68 M . „
1926 293 682 M . 118,85 M . . ,

Trotz des Rückgangs der Schulkinderzahl
sowie des im Laufe der Berichtszeit durch¬
geführten Schulstellenabbaues haben sich die
Volksschulausgaben in den letzten Jahren
auf ungefähr gleicher Höhe gehalten . Dies
ist in erster Linie darauf zurückzuführen,
daß die Gesetzgebung auf diesem Gebiet eine
Entwicklung angenommen hat , die sich zu
einer unerträglichen Belastung insbesondere
der kleineren Schul verbände gestaltet.

Die Berufsschule.
Der letzte Verwaltungsbericht , der die

Jahre 1912 —21 umfallt , behandelt u . a . in
einem Abschnitt die R f 1 i c: h t f o r t bil-
cl u n g s s ch u I e . Diese hat im Jahre 1921
den Namen „ Berufsschule " erhalten , um den
Beginn eines neuen Stadiums ihrer Entwick¬
lung zu kennzeichnen . Die heutige Berufs¬
schule soll zwar die Bildungsarboit der Fort¬

bildungsschule fortsetzen , aber nicht mehr
wie die frühere Fortbildungsschule eine Er¬
weiterung und Vertiefung der sogenannten
Allgemeinbildung mit den Lehrstoffen der
Volksschule und der anderen allgemein¬
bildenden Schulen anstreben , sondern die
Jugendlichen durch Ergänzung und Ver¬
tiefung ihrer beruflichen Ausbildung in der
leistungsfähigen Teilnahme am Arbeitsleben
des Volkes fördern , ihnen Hilfe für ihre
spätere Anteilnahme am staatlichen und
kulturellen Leben des Gesamtvolkes geben
und an der körperlichen Ertüchtigung mit-
wirken . Um dieser Aufgabe gerecht zu
werden , war eine möglichst weitgehende be¬
rufliche Gliederung der Berufsschule not¬
wendig , die sich aber angesichts der bis¬
herigen räumlichen Unterbringung der Schule
praktisch nicht durchführen ließ . Erst seit¬
dem im Jahre 1921 die Berufsschule , die bis
dahin noch in mehreren Volksschulsystemen
untergebracht war , in dem früheren Volks-
schulsystem Rosenkamp ein eignes Heim er¬
halten hat , konnte der weitere Ausbau der
Schule planmäßig erfolgen . Vor allen Dingen
war es möglich , die durch den Berufsschul-
gedunken bestimmte berufliche Gliederung
durchzuf ähren . Die Jugendlichen wurden,
soweit es ihre Zahl zuließ , nach ihrer Be¬
rufszugehörigkeit in Fachklassen zusammen¬
gefaßt . Die Durchschnittszahl der eingerich¬
teten Fachklassen betrug für die Knaben 34
und für die Mädchen 16 . Wenn auch den
allenthalben auf dem Gebiete des Berufs¬
schulwesens vertretenen Forcierungen —
hierzu gehören in erster Linie die Schaffung
reiner Berufsklassen mit stufenmäßigem
Aufbau sowie Einrichtung von Lehrwerk¬
stätten — nicht in vollem Umfange ent¬
sprochen werden konnte , so liegt dies in den
örtlichen Verhältnissen begründet . Reine
Berufsklassen mit ansteigenden Jahrgängen
können auch in Zukunft lediglich für ganz
vereinzelte Berufe eingerichtet werden , da
die Zahl der den einzelnen Berufen unge¬
hörigen Schüler und Schülerinnen angesichts
der Mannigfaltigkeit der hiesigen Industrie
und der verschiedenen Handwerkszweige in
den meisten Fällen für die Bildung reiner
Fachklassen zu gering ist . Aus den gleichen
Gründen mußte auch bisher von der Ein¬
richtung besonderer Lehrwerkstätten abge¬
sehen werden.
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Die städtische Berufsschule am Rosenkamp.

ln Anbetracht der schlechten wirtschaft¬
lichen Lage der heimischen Industrie , wo¬
durch sich die Berufswahl für die Jugend¬
lichen recht schwierig gestaltete , fand in den
letzten Jahren mehr oder weniger eine Alw

Wanderung einzelner Industrieberufe , so z . ß.
der Schleifer , Beider , Ausmacher usw . , zu den
handwerksmäßigen Berufen statt . Während
im Schul jahr 1921/22 an der Schule noch ins¬
gesamt 12 Industrieklassen (3 für Beider,
b für Schleifer und 6 für ungelernte Berufe)
eingerichtet waren , konnten Ostern 1926 nur
noch deren 3 , und zwar 4 Klassen für
Schleifer und 1 Klasse für ungelernte Berufe,
gebildet werden . Mit Beginn des Schul¬
jahres 1927 kommen voraussichtlich 2 weitere
Schleiferklassen in Fortfall . Die Vermin¬
derung der Industrieklassen hatte eine ent¬
sprechende Erhöhung der Handwerker-
klassen und gleichzeitig eine Vermehrung
der Unterrichtsstunden zur Folge , da für die
1 landwerkerklassen außer den wissenschaft¬
lichen Fächern das Zeichnen vorgesehen ist.

Die Stundenzahl betrug für die Berufs¬
gruppen mit Zeichnen , für die allgemeinen
Klassen und Hilfsschüler 8 , für die Industrie¬
klassen 6 und für die kaufmännischen
Klassen 8 bezw . 10 Stunden in der Woche.
In der Mädchenberufsschule waren für die

Hand Werkerinnen , hauswirtschaftlichen Klas¬
sen und 2 Stufen der Kontoristinnen und
Verkäuferinnen 8 Wochenstunden vorge¬
sehen und für die Unterstufe der Konto¬
ristinnen 10 Unterrichtsstunden in der Woche.

Frequenzverhältnisse der Knubenberufssdiule
in den Ja iren:

‘
22/23 23/24 24/25 25/26 26/27

Kontorlelirlinge . . 45 44 44 45 47

Pabrikationsleh Hinge 39 37 48 36 26

Verwaltu ngslehrlinge 3 5 4 — —

Verkäufer. 1 5 3 - —

Handwerker . . . . 98 97 91 130 156

Industrielehrlinge . 405 359 329 229 212

Ungelernte Arbeiter 194 152 155 126 127

785 699 574 556 568

Frequenzverhiiltnisse der Mädchenberufsschule
in den Jahren:

22/23 23/24 24/25 25/26 26/27

Kontoristinnen . . . 52 74 88 84 81

Verkäuferinnen . . 19 16 28 45 46

Handwerkerinnen . 36 27 23 19 45

Fabrikarbeiterinnen 242 200 161 143 165

Freiw . Schülerinnen 22 23 26 16 6

371 340 326 307 343
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Um allen kreisen der Bevölkerung ein
Bild von der Tätigkeit der Schule zu gehen,
wurden im Jahre 1925/24 anläßlich der Ent¬
lassung Schüler - und Schülerinnenarbeiteil
im Zeichensaale der Berufsschule ausgestellt.
Von dieser Ausstellung berichtete eine
Zeitung:

„ Im Zeichensaule der Berufsschule Wald
fand am Sonntag und Montag eine Aus¬
stellung von Arbeiten der Schüler und
Schülerinnen der Berufsschule statt . Die
Ausstellung , die von vielen Personen be¬
sucht wurde , legte ein glänzendes Zeug¬
nis ab von der Durch - und Ausbildung
der Schüler und von dem Riesenlleiß , mit
dem sowohl die hehrer als auch die
Schüler gearbeitet haben . Einzelne Ar¬
beiten ragten dabei durch die Sauberkeit
ihrer Ausführung besonders vorteilhaft
hervor .

“

Ostern 1924 zeigte eine Ausstellung von
Schülerinnenarbeiten der 1 landWerkerinnen
und I Iauswirtsohaftsklassen den zahlreichen
Besuchern , in welcher Weise die Ausbildung
der Mädchen für ihren späteren Beruf als
Hausfrau und Mutter erfolgt . Um den Ge¬
schmack der Schülerinnen zu bilden , war
gleichzeitig eine kunstgewerbliche Ausstel¬
lung damit verbunden . Auch diese Aus¬
stellung fand in der Presse allgemeine An¬
erkennung . Der Erfolg dieser beiden Aus¬
stellungen ist nicht allein der eigentlichen
.Schularbeit , sondern z . T . auch der jugend-
pflegerischen Tätigkeit der Berufsschule zu¬
zuschreiben . Das Kollegium , das zwar die
Berufsschularbeit als eine ständige Jugend¬
pflege betrachtet und in derselben eine
jugendpflegerisch erzieherische Tätigkeit zu
entfalten sucht , ist seit Jahren in uneigen¬
nütziger Weise in der sogenannten freien
Jugendpflege tätig . Im letzten Berichtsjahre
wurden 5 Kurse für Schneidern und Nadel-
arbeiten veranstaltet , ferner besondere
Kurse für Kurzschrift , Englische Sprache,
Itadiobastelei und Literatur , außerdem
landen wöchentlich Lichtbildervorträge statt.

Zur besseren Ueberwachung der Ausbil¬
dung der Lehrlinge veranstaltete die Schrei-
nerzw ' angsinnung im Jahre 1925 erstmalig
Zwischenprüfungen . Durch diese Prüfungen,
in Verbindung mit den Ausstellungen von
Lehrlingsarbeiten , wurden sowohl der Lern¬
eifer der Lehrlinge angespornt als auch die

Beziehungen der Innung zur Berufsschule
gefestigter.

Infolge der schlechten wirtschaftlichen
Lage trat in den letzten Berichtsjahren über¬
all Arbeitslosigkeit ein . Massen von Ar¬
beitern , die sonst in angestrengter produk¬
tiver Tätigkeit standen , wurden zur Untätig¬
keit verdammt , und für manche Knaben und
Mädchen , die die Volksschule verließen,
konnten keine Lehr - bezw . Arbeitsstellen
gefunden werden . Lin nun letztere wenig¬
stens theoretisch mit den Arbeiten eines
selbst gewählten Berufes bekannt zu machen
und sie für einige Stunden den Gefahren der
Straße zu entziehen und unter körperliche
und erziehliche Einwirkung zu stellen , wur¬
den die erwerbslosen Knaben nach den Be¬
stimmungen des Ortsstatuts eingeschult und
die Mädchen zum freiwilligen Schulbesuch
herangezogen . Außerdem fanden noch fol¬
gende Kurse statt , die zum 'Peil von älteren
Erwerbslosen besucht und geleitet wurden:
Zw'ei Kurse für Sport , getrennt für Knaben
und Mädchen , ein Zeichenkursus für Knaben,
ein Niihkursus für Jungmädchen , ein Kursus
über Einführung in das Kraftfahrwesen so¬
wie autogenes Schweißen und je ein Kursus
in Buchführung und Kurzschrift.

Für das Jahr 1927 werden voraussicht¬
lich weitere Maßnahmen zur Fürsorge der
erw ' erbslosen Jugendlichen und sonstigen
Erwerbslosen nicht in Betracht kommen , da
sich in den letzten Monaten eine immer mehr
fortschreitende Verminderung der Erw rerbs-
losenzahl bemerkbar macht.

Der in der Berichtszeit durchgeführte
Ausbau der Berufsschule erforderte logischer¬
weise die Einrichtung neuer Schulstellen . So
mußten am 1 . 4 . 1922 durch die Angliederung
des 3 . Jahrganges der Mädchenberufsschule,
die Ostern 1920 mit der Unterstufe ein¬
gerichtet wurde , zw' ei weitere Gewerbe¬
lehrerinnenstellen geschaffen werden . Am
I . April 1922 erfolgte die Einrichtung einer
I landelslehrerstelle , und Ostern 1923 erfuhr
der Lehrplan durch die Aufnahme des
Grundfaches „ Maschinenschreiben “ eine Er¬
weiterung . Die Unterrichtsstunden der Lehr¬
personen wurden Ostern 192b von 24 auf 2b
in der Woche erhöht . Eine weitere Erhöhung
der Stundenzahl auf 28 in der Woche ist in¬
zwischen beschlossen . Um den Sparsinn der
Jugendlichen wieder zu wecken , richtete die
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Schule mit Ende des Schuljahres 1926 eine

Schulsparkasse ein . Nach einer Umfrage

meldeten sich 41 Schüler und Schülerinnen.

Mit dem 1 . 4 . 1926 ist eine neue Ortssatzung

nebst Schulordnung eingeführt worden , da

die bisherige , aus dem Jahre 1913 stammende

Satzung veraltet war und namentlich in

Bezug auf den Umfang der Berufsschulpflicht
Lücken aufwies , die im Interesse eines ge¬

ordneten Unterrichtsbetriebes unbedingt be¬

seitigt werden mußten . Die Satzung für die

Erhebung von Berufsschulbeiträgen hat im

Laufe der Berichtszeit ebenfalls eine Aende-

rung insofern erfahren , als die Schulgeld¬

beiträge , die bis zum Jahre 1924 nach der

Kopfzahl der beschäfigten Jugendlichen zur

Erhebung gelangten , in Zukunft auf die Ge¬

werbesteuer umgelegt werden , wodurch

nicht nur eine gerechtere Verteilung der Be-

rufsschullasten , sondern auch eine bedeu¬

tende Vereinfachung des ganzen Veran¬

lagungsverfahrens erzielt worden ist . Nach¬

dem im Jahre 1926 die von der Schule bean¬

tragte Ausdehnung der Berufsschulpflicht auf

die sog . Haustöchter und weiblichen Haus¬

angestellten für ein Jahr zurückgestellt

worden war , wurde bei der Etatsberatung

für 1927 deren Durchführung zum 1 . 4 . 1928

beschlossen.
In der ßerichtszeit waren folgende Lehr¬

personen an der Schule tätig:
a ) hauptamtlich : Rudolf Allard , Hugo

Bergmann , Jacob Knapp , Ernst Ruck,

Heinrich Schumacher , Heinz Simons,

Willi Storch , Sibille Dahmen , Cäcilie

Godeck , Hedwig Köster , Emilie Mann,

Gertrud Stapelfeld , Else Wolff;

b ) nebenamtlich : Rektor Hinzen , die

Lehrer Juffernbruch , Kotthaus , Kranen,

Kronenberg , Mengel , Strerath und

Malermeister Remscheid.
Dem heutigen Kollegium gehören an:

Direktor Storch , Diplom - Handelslehrer

Knapp , Gewerbeoberlehrer Schumacher und

Simons , die Gewerbehilfslehrer Bergmann

und Ruck , ferner Diplom -Handelslehrerin

Dahmen und die Gewerbeoberlehrerinnen
Köster , Mann und Wolff als hauptamtliche

Lehrpersonen , die Lehrer Juffernbruch und

Kranen sowie Fachlehrer Remscheid als

nebenamtliche Lehrpersonen.
Die Schule besitzt ein eigenes Gebäude

mit 4 Räumen für den wissenschaftlichen
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Unterricht , je einen Raum für Maschinen¬
schreiben und Handarbeit , einen Zeichensaal,
eine Kochküche und einen Raum für Haus¬

wirtschaft , ferner eine Brausebadanlage und

einen Schulgarten.
Die hiesige Berufsschule hat in der Be¬

richtszeit einen erfreulichen Aufschwung

genommen . Mögen die folgenden Jahre , die

wahrscheinlich eine grolle Verminderung
der Schülerzahl mit sich bringen , es ihr er¬

möglichen , die eingangs gestellte Aufgabe
restlos zu erfüllen.

Die Fachschule.
Die am 1 . 10 . 1904 ins Leben gerufene

„Fachschule für die Stahlwarenindustrie “ in

Solingen , deren Trägerin die Stadt Solingen
ist , wurde in den ersten Jahren ihres Be¬

stehens gemeinsam durch die Stadt Solingen,
die Provinz und den Preußischen Staat unter¬
halten . Im Jahre 1906 hat der Landkreis

Solingen einen Teil der Unterhaltungskosten
übernommen . Zweck der Schule ist , den

Schülern aus der Solinger Stahlwarenindu¬
strie Gelegenheit zur geschmacklichen , prak¬
tischen und theoretischen Weiterbildung in

ihrem Berufe zu bieten . Der Unterricht in

der Fachschule ist besonders berechnet für

Graveure , Ziseleure , Damaszierer , Galvani¬

seure und Gerätschaftsschlosser , außerdem

in geeigneten Fächern für Modelleure , Zeich¬

ner , Lithographen , Setzer , Bau - und Maschi¬
nenschlosser , Monteure und verwandte ße-

ruftsarten . Neben dem eigentlichen Tages¬
unterricht wird zur Förderung derjenigen
Schüler , denen es unmöglich ist , ihre Be¬

rufstätigkeit bei Page zu unterbrechen , in

allen Fächern Abend - und Sonntagsunterricht
erteilt.

Der Besuch der Fachschule durch .Wälder

Schüler hat sich in den Berichtsjahren

immer mehr gesteigert . Zu Beginn des

Schuljahres 1926/27 besuchten die Fachschule

aus Wald 8 Vollschüler , 8 Tagesschüler , 33

Abendschüler.
Der anteilige Zuschuß der Stadt Wald

betrug in den Jahren
13/14 24/25_ 25/26_ 26/27

470 .47 .AL 4766 .68 -UM 4306 .65 :HJl 8706 .7 ! £RJi

Die Aufbringung des Gesamtzuschusses
für die Fachschule (ausschließlich der Aus¬

gaben für Unterhaltung des Gebäudes,
des Inventars und einiger Nebensächlich-



keitcn ) erfolgt auf Grund eines besonderen
Abkommens , das zwischen der Stadt

Solingen und dem Landkreis Solingen ge¬
troffen ist , in der Weise , daß % des Gesamt-
zuschusscs auf den Stadtkreis und K auf den
Landkreis verteilt werden . Von dem hier¬
nach auf den Landkreis entfallenden Anteil
übernimmt der Kreis vorab 8000 HM . ; der
dann noch verbleibende anteilmäßige Zu¬
schuß verteilt sich auf die Gemeinden des
oberen Kreises nach Maßgabe der Steuer¬
kraft ( Kreisabgaben ) . Neuerdings hat der
Kreistag eine Aenderung des bisherigen Ver¬
teilungsschlüssels beschlossen , wonach mit
Wirkung vom I . 4 . 1927 ab der auf den Kreis
entfallende ki -Anteil nach Abzug des auf
8000 HM . festgesetzten Betrages , der vom
Gesamtkreis aufzubringen ist , je zur Hälfte
nach der Steuerkraft und der Stundenzahl
der Fachschüler der einzelnen Schulgemein¬
den auf die Gemeinden des oberen Kreises
umgelegt werden soll . Wenn auch der neue
Verteilungsschlüssel angesichts der Tatsache,
daß die aus Wald stammende Sthülerzahl
fast so hoch ist , als die aus den drei übrigen
Landkreisgemeinden zusammen , für die
Stadt Wald eine weitere Belastung bedeutet,
so kann hierin keine ungerechte Verteilung
erblickt werden , wenn man dem allgemein
herrschenden Grundsatz , Zuschußleistungen
möglichst nach dem Grade der tatsächlichen
Benutzung zu bemessen , gerecht werden will.

Im Jahre 1926 hat das Kuratorium der
Fachschule eine Erweiterung der Schule
durch Bau und Einrichtung eines Labora¬
toriums beschlossen , dessen Kosten auf
160 000 HM . veranschlagt werden . Von diesen
Kosten hat der Kreis einen Betrag von
"50 000 HM . übernommen , der je zur Hälfte
vom Gesamtkreis und den Gemeinden des
oberen Kreises aufgebracht werden soll.

Städtische höhere Mädchenschule.
Durch die von Jahr zu ) ahr gestiegene

Schül erinnenzahl an der städtischen höheren
Mädchenschule , die zu Ostern 1924 mit 157
ihren Höchststand erreichte , gestaltete sieh
zu Beginn der Berichtszeit die Unterbrin¬
gung einzelner Klassen , namentlich der¬
jenigen , die am stärksten frequentiert
waren , immer schwieriger . Wiederholt muß¬
ten schwächere Jahrgänge in einem Klassen¬
raum vereinigt werden . Die mit jedem

Jahre stärker gewordenen Aufnahmeziffern
vergrößerten die bestehenden Schwierig¬
keiten . Vorübergehend mußte daher der in
der Nähe des Schulgebäudes gelegene Kon¬
firmandensaal der evgl . Kirchengemeinde
am Wiedenhof , der zwar für Unterrichts¬
zwecke durchaus ungeeignet war , zur Un¬
terbringung einer Klasse in Anspruch
genommen werden . Dadurch stellten sich
neue Schwierigkeiten in schultechnischer
Beziehung ein , so daß Elternschaft und
Lehrerkollegium den Ausbau der Schule
immer dringender forcierten . In Erkenntnis
der Notwendigkeit der Schaffung einer voll¬
wertigen Bildungsanstalt auch für die weib¬
liche Jugend , die an sich schon bei dem

starken Ueberwiegen des weiblichen Ge¬
schlechts und der Schwere des gegenwärtigen
Lebenskampfes für eine vorwiegend aus
Industriebevölkerung bestehende Stadt von
rd . 28 000 Einwohnern für durchaus berech¬
tigt anerkannt werden mußte , hat der Schul¬
vorstand wie auch die Stadtverordnetenver¬
sammlung im Mai 1925 beschlossen , die
höhere Mädchenschule in ein Lyzeum aus¬
zubauen . Die dieserhalb mit dem Provin¬
zialschulkollegium in Koblenz eingeleiteten
Verhandlungen haben leider zu keinem
positiven Ergebnis geführt , scheiterten viel¬
mehr an der Kostenfrage . Inzwischen
konnte die höhere Mädchenschule Ostern
1925 in dem durch Auflösung freigewordenen
Volkschschulgebäude Westersburg unterge¬
bracht werden , wodurch wenigstens vor¬
läufig die Haumfrage eine zufrieden¬
stellende Lösung fand . Nachdem vom Jahre
1925 ab die Schülerinnenzahl als Folge
des Geburtenausfalles der Kriegs - und Nach¬
kriegszeit zu sinken begann und auch mit
einem weiteren Hückgang der Frequenz in
den folgenden Jahren gerechnet werden
konnte , mußte von der geplanten Errichtung
eines eigenen Lyzeums vorläufig Abstand

genommen werden . Statt dessen tauefite er¬
neut das vor dem Kriege schon in Aussicht

genommene , aber nicht zur Durchführung
gelangte Projekt der Errichtung eines ge¬
meinsamen Lyzeums mit Oberlyzeum mit
der Nachbarstadt Ohligs auf . Die dieser-
hulb mit Ohligs geführten Verhandlungen
haben sich zu einem fest umrissenen Plane
verdichtet , dem uueh die beiderseitigen
Stadtverordnetenversammlungen im Prinzip



Städtische liöhere Mädchenschule.

zustimmten . Neuerdings ist in Anbetracht
der hohen Bau - und Unterhaltungskosten
die Uebernahine der geplanten gemeinsamen
Vollanstalt in staatliche Unterhaltung bean¬
tragt . Da feststeht , daß ein eigenes Lyzeum
für Wald in absehbarer Zeit nicht in Betracht
kommt , wäre es im Interesse der Stadt und
auch besonders derjenigen Schülerinnen,
die in Zukunft das Lyzeum und Oberlyzeum
zu besuchen wünschen , zu begrüßen , wenn
der Plan der Errichtung eines gemeinsamen
Lyzeums mit Oberlyzeum in Erfüllung gehen
würde ; denn schon einmal hat sich der Zu¬
sammenschluß der beiden Gemeinden zur
Erfüllung kultureller Aufgaben als sehr vor¬
teilhaft erwiesen , ln dem Ohligs - Wälder
Realgymnasium besteht eine derartige ge¬
meinsame Institution , mit der die beiden
Städte recht gute Erfahrungen gemacht haben.

Neuerdings ist die Stadt Solingen an
Wald mit dem Vorschläge herangetreten , sich
an dem Bau eines Oberlyzeums gemeinsam
für die Städte Solingen und Wald zu be¬
teiligen . Das Solinger Oberlyzeum soll in
staatliche Unterhaltung übernommen wer¬
den . Die Stadt Wald würde im Falle
eines Zusammengehens mit Solingen ledig¬
lich mit der Verzinsung und Tilgung des
investierten Kapitals belastet werden.

Um den von der höheren Mädchenschule
abgehenden Schülerinnen den Uebergang
auf Vollanstalten zu erleichtern , wurde
während des Schuljahres 1924/25 der Unter¬
richtsplan der Schule auf den neuen sechs¬
stufigen Lyzeallehrplan umgestellt . Mit der
Umstellung des Lehrplanes , der die Errich¬
tung einer weiteren Sprach lehrerstelle er¬
forderte , war eine teilweise Akadeinisierung
des Lehrkörpers notwendig . Auf Grund des
Erlasses des Unterrichtsministeriums vom
26 . Mai 1926, der die Eingliederung der so¬
genannten „höheren Mädchenschule “ in den
einheitlichen Aufbau des höheren Schul¬
wesens bezweckte , beschloß der Schulvor¬
stand am 16 . 6 . 1926, die bisherige Bezeich¬
nung „höhere Mädchenschule “ sowie die an
der Schule eingeführten Lehrpläne für
höhere Lehranstalten beizubehalten . Ein
von der Schule gestellter diesbezügl . Antrag
fand die ausdrückliche Genehmigung der
Regierung.

Ostern 1926 wurde auf Antrag der Ver¬
waltung seitens des Provinzialschulkollegi¬
ums dem Direktor des Ohligser Lyzeums die
schultechnische Beratung der höheren Mäd¬
chenschule übertragen , und zwar unter gleich¬
zeitiger Bestellung als staatlicher Kommissar
für die Uebernahine der Abgangsprüfungen.
Für die Uebergangszeit ist den aus der ober-
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steil Klasse der Mädchenschule abgehenden
Schülerinnen , die auf andere höhere Lehran¬
stalten überzutreten wünschen , nunmehr die
Möglichkeit gegeben , an der Mädchenschule
selbst sieh einer Abgangsprüfung zu unter¬
ziehen , auf Grund deren sie die Aufnahme¬
berechtigung an den Lyzeen der Nachbar-
städte wie auch an allen anderen gleich¬
artigen höheren Lehranstalten erwerben
können.

ln den letzten beiden Jahren veranstal¬
tete die Schule in ihren Räumen bezw . im
Stadtsaal Zeichen - und Handarbeitsaus-
stellungen der Schülerinnen , um der Oeffent-
lichkeit und namentlich den Eltern der
Schülerinnen zu zeigen , was in der Schule
auf diesem Gebiete geleistet wird . Für die
Schülerinnen selbst ist eine derartige Aus¬
stellung von besonderem pädagogischen Ein¬
fluß , der sich in einem stärkeren Anreiz zu
freudigem und ernstem Schaffen aiiswirkt.
Die Ausstellung fand in der Presse all¬
gemein lobende Anerkennung.

Die Frequenz der Schule , die z . Zt . die
Klassen VI— 11 nebst einer Parallelklasse als
Förderklasse umfaßt , ist aus folgender
Uebersicht zu ersehen:

Klasse II Ul IV V VI VII zu¬
sammen

1922 9 10 24 27 37 23 130
1923 9 15 19 30 22 40 141
1924 10 9 32 23 83* — 157
192:5 7 15 19 70* 20 — 137
192« 12 11 02* 25 19 — 129

* 8eteilt •

Die Aufwendungen für die Schule be¬
trugen in den Jahren
1924 28181,88 M . - 180,77 M . pro Schulkind
1925 55 490,59 M . 259,05 M . „
192b 57 000,— M . -- 291,47 M . „

Die Erhöhung der Kosten pro Kind ist
in der Hauptsache auf die Verminderung
der Schülerzahl zurückzuführen.

In der Berichtszeit hat die Schule wieder¬
holt unter Lehrerwechsel zu leiden gehabt.
Am 1 . 4 . 1925 schied die Mittelschullehrerin
Frau Luise Hombach infolge Pensionierung

aus dem hiesigen Schuldienst aus . An deren
Stelle wurde der frühere Volksschullehrer
Albrecht Hoppe angestellt . Die zu Ostern
1924 neu eingerichtete Sprachlehrerstelle
wurde am 10 . 0 . 1924 durch Stud .Ass . Dr.
Tesche besetzt , der zum 15 . 4 . 1925 eine Be¬
rufung nach Bremen erhielt . An seine Stelle
trat am 1 . 1 . 1920 Stud .-Ass . VVilh . Voos . Zum
50. 0 . 1925 beantragte die Stud .- Rätin Klara
Drießen ihre Entlassung aus dem hiesigen
Schuldienst , um einem Rufe als Studienrätin
nach Sterkrade zu folgen . Nachdem diese
Stelle mehrere Monate hindurch unbesetzt
geblieben war , wurde als Nachfolger der
beim Ohligs - Walder Realgymnasium beschäf¬
tigte Stud .- Ass . Emil Ruckes gewählt , der am
10 . 10 . 1925 seinen Dienst antrat . Am
1 . 11 . 1925 mußte die langjährige verdienst¬
volle Leiterin der Schule — Fräulein Emma
Frohwein — ihr Amt aus Gesundheitsrück¬
sichten niederlegen . Die Leitung übernahm
die älteste Lehrerin des Kollegiums , Kon¬
rektorin Elisabeth Strunk . Nur kurze Zeit
hat Fräulein Strunk ihres Amtes als stell¬
vertretende Leiterin gewaltet ; denn schon
zum 1 . 2 . 1920 sah auch sie sich infolge ihres
Gesundheitszustandes gezwungen , ihre Pen¬
sionierung nachzusuchen . Die Schulstelle
Strunk gelangte angesichts des Kinderrück-
ganges der letzten Jahre zur Einziehung.
Mit der kommissarischen Verwaltung der
Schulleitergeschäfte wurde mit Wirkung ab
1 . 2 . 1920 Stud .-Ass . Ruckes beauftragt.

Zur Vertretung erkrankter und beur¬
laubter Lehrkräfte waren in der Berichts¬
zeit folgende Lehrpersonen vorübergehend
an der Mädchenschule beschäftigt : Stud . -
Assessorin Dr . Puhlmann , Mittelschullehre¬
rin Maria Quade und Mittelschullehrerin
Magdalena Weustenfeld , sowie Turnlehrer
Servos.

Das heutige Kollegium besteht aus
folgenden Lehrpersonen : Stud .- Ass . Emil
Ruckes , kommissarischer Leiter , Stud .-Ass.
Dr . Willi . Voos , Mittelschullehrerin Elisabeth
Scholle und Toni Wytces , Mittelschullehrer
Albrecht Hoppe , Zeichenlehrerill Julia Wiek
sow' ie Volksschullehrer Adolf Sasse.

Ferner werden , an der Anstalt nebenamt¬
lich beschäftigt : Pfarrer Rosenkranz , Vikar
Hambiichen und die technische Lehrerin
Schlapka.
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Das Oldigs -Walder Realgymnasium mit Realschule.
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Ohligs -Wälder
Realgymnasium mit Realschule.

Die wichtigsten Veränderun¬

gen im Unterrichtsbetrieb wäh¬

rend der Berichtszeit sind folgende:

1 . Infolge der Neuordnung der höheren
Schulen wurde Ostern 1925 der Beginn des
Lateinunterrichts im Reformrealgymnasium
von U III nach U II verlegt ; dafür beginnt
der englische Unterricht schon in Ulli statt
in U II . Somit umfallt jetzt der gemeinsame
Unterbau des Realgymnasiums und der
Realschule die Klassen VI—Olli ; die Eltern
brauchen sich also erst nach fünfjährigem
Besuch der Anstalt durch ihre Söhne zu ent¬
scheiden , ob diese das Realgymnasium oder
die Realschule besuchen sollen.

2 . Ferner wurde in der Berichtszeit ein¬
geführt freiwilliger spanischer Unterricht in
den Klassen U Ilr — Ol , sowie freiwilliger
Werkunterricht ( Abteilung 1 : Holz - und
Metallarbeiten , Abteilung 2 : Papierarbeiten
und Buchbinden ) .

3 . Die durch die neuen Lehrpläne gefor¬
derten freien Arbeitsgemeinschaften für die
Schüler der Oberklassen wurden Ostern 1926
eingerichtet . Im ersten Schuljahre waren
dies:
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Französische und englische Handelskorre¬
spondenz für O 1 und O II , Ober-
studiendirektor Prof . Dr . Weyel;

Westeuropäische Kultur und Wirtschaft
für Ol und O 11 , Oberstudienrat Dr.
Leihener;

Naturwissenschaftliche Arbeitsgemein¬
schaft für O I , Studienassessor Erkens;

Naturwissenschaftliche Arbeitsgemein¬
schaft für U 1, Studienrat Dr . Mihr;

Naturwissenschaftliche Arbeitsgemein¬
schaft für O II , Studienrat Horn;

Englische Arbeitsgemeinschaft für O II,
Studienrat .Schmitz.

Ferner wurde
1 . im September 1926 eine Schülermarsch¬

kapelle und ein Trommler - und Pleiferkorps
gegründet;

2 . an der Anstalt ein ständiger Ausschuß
zur Abhaltung der Prüfung für die Reife
der OII einer Oberrealschule eingerichtet
( frühere Einjährigen - Prüfung an der Regie¬
rung zu Düsseldorf ) . Diesem Ausschuß
werden die Nichtschüler aus der weiteren
Umgebung zugewiesen . Zum ersten Mal
waren es 31 Prüflinge , von denen 20 in die
schriftliche Prüfung eintraten und 8 am
9 . März 1927 für reif erklärt wurden.



Veränderungen im Lehrkörper.
Infolge eines Unglüeksfalles starb am

27 . I . 1924 Studienrat Prof . Dr . C apelle (an
der Anstalt tätig seit 1 . 4 . 1907) .

In den Ruhestand traten:
1. Oberschullehrer von Bergh am 1 .4 . 1924,

(an der Anstalt tätig seit deren Grün¬
dung ) ;

2 . Studienrat Prof . Schulze am 1 . 10 . 1924,
(tätig seit 1 . 4 . 1900) .

Es schiede n aus:
Studienrat l ) r . Wolff am 1. 10 . 1924 als

Studienrat an das Gymnasium und
Realgymnasium in Elberfeld ( 1 .4 . 1911 ) ;

Studienrat Giesing am 1. 4 . 1925 als Ober-
studiendirektor an das Gymnasium und
Realgymnasium in lYl.-Gladbach

( 1 . 4 . 1906) ;
Studienassessor Gertz an das Gymnasium

in Wipperfürth am 1 . 4 . 1925.
Studienassessor i ) r . Weingärtner an das

Lyzeum III in küln - Lindenthal am
4 . 9 . 1925;

Studienassesor Ruckes an die höhere
Mädchenschule in Wahl am 4 . 9 . 1925;

Studienassessor Schauerte - Lücke an das
Real progymnasium in Wiesdorf am
I . 4 . 1926;

Studienassessor Pompetzki an die Ober¬
realschule in Neuß am 1 . 4 . 1926;

Studienassessor Nilges an das Realgym¬
nasium mit Realschule in Duisburg-
Meiderich am 1 . 11 . 1926.

Als O b erst u d i e n r a t wurde bestätigt
zum 1. 10 . 1925 : Studienrat Dr . Leihener.

Als S t u d i e n r ä t e der Anstalt wurden
bestätigt : Studienassessor Kemper am 1 . 4.
1925; Studienrat Rehorn vom Städtischen
Lyzeum in Ohligs , Studienassessor Standke
und Studienassessor Neef am 1 . 4 . 1926.

Zur Deckung des Unterrichts-
b e d ü r f n i s s e s wurden in der Berichts¬
zeit überwiesen die Studienassessoren : Pom¬
petzki , Kemper , Standke am 1 . 4 . 24, Gertz
und Erkens am 1. 9. 24 , Schauerte - Lücke,
Dr . Jentgens , Nilges am 1 . 11 . 25, Dr . Rei-
nartz am 1. 11 . 26 , Dr . Intrau am 9 . 5 . 27.

Uebersiclit über den Sdiiilerstniid
zu Beginn der einzelnen Schuljahre ( 1922— 1926) .

Jahr
O

Ol

herb;

UI

U

( ) II Ull
rg

Uli
r

Mitt

OII1
rg

eibau

Olli
r

um
rg

Ulli
r

IV
a

deine

IV
b

nsam

V
a

er Ui

V
b

terba

VI
a

u

VI
b

Zu¬
sammen

1922 1« 14 17 21 18 28 30 23 38 33 34 37 36 44 45 434
1923 12 13 10 21 40 25 29 25 . 29 29 32 43 41 44 43 436
1924 12 8 15 23 29 24 35 27 34 39 43 45 39 37 37

c ) 36
483

1925 8 15 11 17 32 28 25 a ) 38 b ) 41 39 31 35 32
c) 3fi

41 41 470

192« 13 10 17 27 24 a ) 29 b ) 32 38 30 32 31
e ) 33

41 34 30 30 453

Es erhielten im Schuljahre 1922 1923 1924 1925 1926

Das Sehlu ßzeugnis . . . . 44 37 46 43 44
(früher Einjähriges)

Auswärtige Nichtsduiler . . — — — — 15

Das Zeugnis der Reife . . . 16 11 11 8 12
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Im übrigen wird auf die besonderen
Schuljahresberichte Bezug genommen , die
seit 1924/25 wieder gedruckt werden.

In der Berichtszeit geleistete Zuschüsse
der Stadt Wald für die Unterhaltung der
Anstalt:

1924 1925 1929

72999 .30 ffLK. 70 658 .61 66 169 .30 ^

Hinsichtlich der Aufbringung der laufen¬
den Unterhaltungskosten des Ohligs -Wälder
Realgymnasiums ist mit Wirkung ab 1 . 4 . 1926
insofern eine Aenderung eingetreten , als der
nach Abzug der eigenen Einnahmen der An¬
stalt verbleibende Zuschuß nicht mehr wie
früher ausschließlich nach Maßgabe der Ein¬
wohnerzahl , sondern in Zukunft zu K nach
der Einwohnerzahl und % nach der Schüler¬
zahl auf die beiden Städte umgelegt werden.
Dieser neue Verteilungsschlüssel stellt eine
nicht unwesentliche Minderbelastung der
Stadt Wald dar.

Das Volksbildungswesen.
Die Volkshochschule.

Die Volkshochschule begegnete in der
Berichtszeit einer sich ständig steigernden
Interesselosigkeit , der sie schließlich erliegen
mußte . Selbst den kräftigsten Anstren¬
gungen der Stadtverwaltung und rühriger
Privatpersonen gelang es nicht , durch¬
schlagende Erfolge zu erzielen . Begann eine

Vortragsreihe noch unter angemessener Be¬
teiligung , so konnte doch in der Regel von
Vortrag zu Vortrag eine bedauerliche Ab¬
nahme der Teilnehmerschaft festgestellt
werden . Schließlich — im Frühjahr 1925 —
lohnte es sich nicht mehr , weitere Volkshoch¬
schulkurse zu veranstalten.

Das städtische Theaterwesen.
Mit der Fertigstellung des Stadtsaals er-

öffneten sich für das Kulturleben der Stadt
Wahl ganz andere Perspektiven . Den Volks¬
hochschulkursen folgte ein städtisches Thea¬
terprogramm . Am 23 . Jan . 1925 wurde aus
Anlaß der Eröffnung des Stadtsaals von
Mitgliedern des Kölner Opernhauses im
Gastspiel Mozarts Oper „Die Entführung
aus dem Serail “ gegeben . Diesem ersten
Gastspiel folgte ein zweites . Ein Ensemble
von Mitgliedern des Elberfelder Stadt-
theaters führte das Lustspiel „ Das Konzert“

von Hermann Bahr auf . Durch das vorzüg¬
liche Spiel in beiden Veranstaltungen und
den guten Besuch , den sie aufzuweisen
hatten , entschloß sich der Volksbildungsaus-
schuß , im Winterhalbjahr 1925/26 ein
größeres Theaterprogramm zur Durch¬
führung zu bringen . Eine Abonnenten¬
werbung des Volksbildungsamtes hatte über
200 Einzeichnungen zur Folge . Das war ein
erfreuliches Ergebnis . Leider ließ die
Theaterleitung , die in den Händen eines
auswärtigen Schauspielers lag , sehr zu wün¬
schen übrig . Die Engagements erfolgten
nicht mit der vom Amt gebilligten Sorgfalt,
und die Folgen waren sinkendes Interesse
und vorzeitiger Abbruch des Programms.
Nur drei der vorgesehenen Veranstaltungen
kamen zur Aufführung . Es waren dies 1.
ein Gastspiel der Kölner Opernhauskräfte
„Der Barbier von Sevilla “

( Oper von
Rossini ) , 2 . ein Gastspiel erster Kräfte des
Kölner Schauspielhauses „ Der Wettlauf mit
dem Schatten “

(Schauspiel von Willi , von
Scholz ) und 3 . ein Kammermusikabend (Gre-
vesmühl -Quartett , Duisburg ; Solistin Kon¬
zertsängerin Emmi Hammesfahr , Wald ) .

Erst durch die Gründung des Rheinischen
Städtebundtheaters , Sitz Neuß , und die Be¬
teiligung des Landkreises an dieser Wander¬
bühne ließ sich auch in Wald wieder eine
festere Grundlage für das Theaterwesen
schaffen . Erfreulicherweise hat sich das
Rheinische Städtebundtheater vorteilhaft
entwickelt . Es sichert Theatervorstellungen
zu angemessenen , festen Preisen und enthebt
die Stadt durch die Zurverfügungstellung
der jeweilig erforderlichen Dekoration der
Sorge und Lasten für die spezielle , mit
hohen Kosten verbundene Erweiterung des
Bühnenfundus . Außerdem garantiert der
Landkreis Solingen für jede programmäfiige
Vorstellung des Städtebundtheaters eine
Ausgahendeckung in Höhe von 501) RM . Auf
dieser Basis war es möglich , die junge
Theaterkultur in Wald zu pflegen und zu
entwickeln . Der ausgezeichnete Bühnen¬
apparat des Stadtsaals , vor allen Dingen die
prächtige ßiihnenbeleuchtungsmaschinerie,
trugen wesentlich zum Erfolge mit bei . Der
Eigenart des Rheinischen Städtebundtheaters
entsprechend wurden allerdings bislang nur
Schauspiele gegeben . Im Winterhalbjahr
1926/27 gastierte das Städtebundtheater hier
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mit „Dame Kobold “
( Lustspiel von Calde-

ron ) , „Schneider Wibbel “
(Schwank von

Müller -Schlösser ) , „Die Journalisten “
(Lust¬

spiel von G . Freytag ) , „ Das Grab des unbe¬
kannten Soldaten “

( Tragödie von Paul
Raynal ) , „ Der Kreidekreis “

(Spiel nach dem
( Chinesischen von Klabund ) . Außerdem gab
durch die Mithilfe des städtischen Volks-
bildungsamtes das Großrussische Balalaika-
Orchester ein ansprechendes Konzert . Darin
erschöpften sich die Bestrebungen des Volks-
bildungsamtes keineswegs . Belehrende Film¬
vorführungen für Erwachsene und Schul¬
kinder und manches andere mehr wären noch
zu nennen , wollte es der Raum gestatten.

Für die kommende Spielzeit 1927/28 ist
ein neues Theaterprogramm in Vorbereitung,
das neben einigen Schauspielen auch wieder
Opern und Operetten vorsieht.

Die Stadtbücherei.
Die Stadtbiicherei war bis zum Jahre 1922

in einem Klassenraum der Schule Wald 11
untergebracht , siedelte dann aber , als dieser
Raum anderweitig benutzt wurde , in ein
Zimmer des Rathauses über . Der Buch¬
bestand , der damals 4126 Bände betrug und
während des Krieges nicht hatte ergänzt
werden können , erfuhr in den folgenden
Jahren die so notwendige Erneuerung und
Bereicherung , so daß er im Jahre 1924/25 auf
5155, im Jahre 1925/26 auf 6500 Bände an-
wuchs . Die rege Inanspruchnahme der
Bücherei seitens der Bevölkerung und die
dadurch hervorgerufene und sich recht unan¬
genehm bemerkbar machende Unzulänglich¬
keit des Raumes im Rathaus veranlaßten die
Verwaltung , dem Gedanken der Beschaffung
eines eigenen Lleimes für die Bücherei näher¬
zutreten . Der Plan wurde im Herbst 1926
durch Ankauf des dem Barmer Bankverein
gehörenden Hauses an der Ecke Haupt - und
Steinstraße verwirklicht , in dem sich mit
wenig Mitteln etwas Vorbildliches schaffen
ließ . Im September 1926 bezog die Bücherei
die für ihre Zwecke sehr gut geeigneten
Räume . Dem Publikum stehen zwei an¬
heimelnd ausgestattete Leseräume , in denen
Tageszeitungen und bekannte Zeitschriften
in großer Zahl zur Einsicht aufliegen , zur
Verfügung . Erfreulicherweise wächst die
Inanspruchnahme der Bücherei ständig . Der
Buchbestand betrug im Jahre 1926 7000
Bände , die Leserzahl 1100, die Zahl der aus¬

geliehenen Bücher 28 800 , eine relativ außer¬
ordentlich hohe Zahl.

Während der Wintermonate veranstal¬
tete die Bücherei eine Reihe von Lese-
abenden , die sich großer Beliebtheit er¬
freuten und sich einen beachtenswerten Platz
im Kulturleben der Stadt Wald gesichert
haben . Sie sollen regelmäßig jeden Winter
fortgesetzt werden . Die Stadtbiicherei be¬
teiligte sich auch an den vom Jugendamt mit
gutem Erfolge veranstalteten Jugendbuch¬
wochen , die im Zeichen des Kampfes gegen
Schmutz - und Schundliteratur standen.

Heimatmuseum — Stadtarchiv.
Auf ein besonderes Gebiet hat die Ver¬

waltung das Stadtverördnetenkollegium und
die Bürgerschaft durch die Veröffentlichung
einer kurzen Denkschrift über die Schaffung
eines Heimatmuseums und Stadtarchivs hin¬
gewiesen . In dieser Schrift heißt es u . a . :
„Heimatschutz und Heimatpflege sind zwar
zwei Schlagworte , die bei mancher Gelegen¬
heit angewandt werden . Sie verbinden aber
mit sich nicht nur eine Idee , sondern auch
eine Tat , die längst zu vollführen begonnen
worden ist . . . . Von Heimatschutz zu
Heimatpflege ist es ein kleiner Schritt . Aus
diesem entwickelt sich jenes ganz organisch.
Und unter Heimatpflege begreift inan nicht
nur das Streben , die Heimat und alles , was
uns an ihr lieb und wert ist , im alten natür¬
lichen Gewände neu erstehen zu lassen , wir
ordnen auch darin ein die Sammlung der
Kräfte und Ideen , die im Leben unserer Alt¬
vorderen Bedeutung gehabt haben . Viel
häufiger , als man gemeinhin annimmt , ist
unser Wirken und Streben von Dingen be¬
einflußt , die herkömmlicher Natur sind.
Wir würden mit der Vergangenheit brechen
und wertvolles Kulturgut erinnerungslos be¬
graben , wollten wir nicht bei der üblichen,
uns liebgewordenen Heimatarbeit an die
Schaffung eines Heimatmuseums denken.
Je früher diese Idee zur Tat wird , um so
besser , größer und schöner wird der Erfolg
sein . Nach sorgfältiger Ueberprüfung
der Angelegenheit kann man wohl sagen,
daß das Bedürfnis für ein Heimatmuseum
und das Interesse daran zweifellos allgemein
vorhanden ist . . . .

“

Das Stadtverordnetenkollegium hat sich
von den in der Vorlage enthaltenen An-
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Ittertaler Heimatmuseum
(ehemals Schleifkotten iln der Itter).

regungen leiten lassen , mul im Haushalts¬
plan für 1927 erscheint zum ersten Male ein
Betrag von 1009 Mk . , der zum Beginn einer
Sammlung wertvollen lleimatgutes dienen
soll . Hs ist einleuchtend , ( lall das Museum
nicht sofort geschaffen werden kann . Daran
hat niemand , auch die Stadtverwaltung
nicht , gedacht . Der Anfang dazu aber , die
successive Sammlung , ist unternommen wor¬
den . Mit dieser heimatkundlichen Sammlung
soll gleichzeitig die Einrichtung eines Stadt¬
archivs verbunden werden , in dem die wert¬
volleren Akten der Stadtverwaltung und
andere wichtigen Dokumente vor der Ver¬
nichtung geschlitzt werden.

Eine originelle Ileimatschau hat der Ver¬
ein für Naturschutz und Heimatpllege

„ Ittertal “ im Herbst 192b veranstaltet . Er
hat zum ersten Male in aller Oeffentlichkeit
gezeigt , dall solche Bestrebungen in der Tat
recht fruchtbar sind . Das Interesse an dieser
Ausstellung ist sehr groll gewesen , und der
Verein hat hieraus den Mut geschöpft , eine
ständige Heimatschau im Ittertal zu schaffen.
Im alten Schäfers Kotten am Strandbadein¬
gang entwickelt sich durch die fleißige , un¬
eigennützige Arbeit der Vereinsmitglieder
ein sogenanntes Schleifermuseum , das in ur¬
wüchsiger Art die alte , heute kaum noch an-
zutreflende Kottenschleiferei demonstrieren
soll . Die Stadt Wald und auch der Land¬
kreis Solingen haben zur Einrichtung dieses
Museums je einen Zuschuß von 1000.— Mk.
bewilligt.



VII . WOHLFAHRTSWESEN.

Am i. April 1921 wurde das städtische
Wohlfahrtsamt gebildet , dessen grundsätz¬
liche Bedeutung in programmatischen Aus¬
führungen der „Zehn - Jahresbericht

“ der Stadt
Wald ( 1912— 1921 ) schildert . Der durch die
Einrichtung des städtischen Wohlfahrts¬
amtes unternommene Versuch einer Verein¬
heitlichung des gesamten sozialfürsorge¬
rischen und wohlfahrtspflegerischen Wir¬
kens in der Stadtgemeinde Wald hat sich
gelohnt . Mit dem größten Teil der privaten
Wohlfahrtseinrichtungen und -Organisati¬
onen unterhält das städtische Wohlfahrts¬
amt gute Verbindung . Es weiß die wertvolle
Arbeit der verschiedenen privaten Wohl¬
fahrtsorganisationen zu schätzen . Das Amt
arbeitet in 8 selbständigen Unterabteilungen:
1 .Zentralamt , 2 . Unterstützungsamt , 3 .Kriegs¬
fürsorgeamt , 4 . Gesundheitsamt , 5 . Jugend¬
amt , 6 . Arbeitsamt , 7 . Wohnungsamt ( das
Wohnungswesen ist im Kapitel „Der Hoch¬
bau und das Wohnungsproblem “ geschildert ) ,
8. Volksbildungsamt ( das Volksbildungs¬
wesen ist dem Abschnitt Schulwesen
( Kapitel VI ) angegliedert ) . Die Zuständig¬
keit der einzelnen Aemter ist im wesent¬
lichen dieselbe geblieben , wie sie im „Zehn-
Jahresbericht “ geschildert wurde.

Die Rechtsauskunftsstelle , die
seit 1924 nicht mehr räumlich mit dem Zen¬
tralamt verbunden ist , hat eine steigende
Bedeutung erlangt . Sie erteilte unentgeltlich
eine große Zahl mündlicher Auskünfte und
fertigte kostenlos Schriftsätze an . Ihrer zu¬
nehmenden Bedeutung entsprechend , hat der
Landkreis Solingen den bisher jährlichen
Zuschuß zur Rechtsauskunftsstelle von 50 RM.
auf 410 RM . im Jahre 1926 erhöht.

Die Fürsorge für Sozial - und
Kleinrentner, seinerzeit ein Haupt¬
arbeitsgebiet des Zentralamtes , hat , nachdem
die Fürsorgepflichtverordnung am 1 . 4 . 1924
in Kraft getreten ist , das Unterstützungsamt
übernommen.

Dem Zentralamt wurde im Februar 1926
die städtische Schuhsohlerei zuge¬
teilt , die bis dahin in der Verwaltung der
Regiebetriebe stand . Die städtische Schuh-
sohlerei führt billige Reparaturen an Schuh¬
zeug von Wohlfahrts - und Unterstützungs¬
empfängern aus . Die Preise liegen etwa
20 Prozent unter der üblichen Höhe.

Im November 1926 wurde auf Anregung
der Gerichte beim Zentralamt die Ge¬
richtshilfe für Erwachsene einge¬
richtet . Sie hat sich in der Hauptsache über
persönliche Verhältnisse Strafverurteilter zu
äußern , insbesondere bei der Genehmigung
von Strafaussetzungen mitzuwirken.

Zur Unterstützung Bedürftiger , die dem
Unterstützungsamt nicht zur Last fallen
sollen , sind in den letzten Jahren jährlich
5000 Mk . vorgesehen gewesen . Eine neue
Einrichtung ist die Wanderer - Fürsorge¬
stelle.

Die Gewährung von Vorzugsrenten an
die Altbesitzer von Reichs - und Staatsan¬
leihen wurde durch das Zentralamt ver¬
mittelt.

Das Unterstützungsamt.
Am 1 . April 1924 trat an Stelle des Unter¬

stützungswohnsitzgesetzes die Fürsorge¬
pflichtverordnung . Diese neue Verordnung
schaffte gegenüber dem bisherigen Recht
eine vollständige Aenderung in Bezug auf
die behördliche Zuständigkeit bei Wohnsitz¬
wechsel der Bedürftigen . Hatte das alte
Gesetz nur Gültigkeit für die Armenfür¬
sorge , also die engste sächliche Bedürfnis¬
befriedigung , so schaffte die neue Verord¬

nung , dem Gedanken folgend , die Armen¬
pflege zur erweiterten Wohlfahrtsfürsorge
zu machen , einen größeren Kreis öffentlich
rechtlicher Fürsorgeaufgaben:

a ) die soziale Fürsorge für Kriegsbe¬
schädigte und Kriegshinterbliebene
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und die diesen auf Grund der Ver¬
sorgungsgesetze Gleichstehenden;

1>) die Fürsorge für Rentenempfänger der
Invaliden - und Angestelltenversiche-
rung , soweit sie nicht den Versiche¬
rungsträgern obliegt;

c) die Fürsorge für die Kleinrentner und
die ihnen Gleichstehenden;

d ) die Fürsorge für Schwerbeschädigte
und Schwererwerbsbeschränkte durch
Arbeitsbeschaffung;

e ) die Fürsorge für hilfsbedürftige Min¬
derjährige;

f ) die Wochenfürsorge;
g ) die bisherige Armenfürsorge.
Die neugebildeten Fürsorgeverbände ( für

Wald ist zuständig der Bezirksfürsorgever-
band Landkreis Solingen in Opladen ) über¬
tragen allenthalben die Durchführung der
Fürsorgeaufgaben gemäß § 15 der Aus¬
führungsverordnung vom 17 . 4 . 1924* den Ge¬
meinden über 10 000 Einwohnern und er¬
statten ihnen 70 Prozent der reinen Wohl¬
fahrtsausgaben.

Von den oben aufgezählten Aufgaben er¬
ledigt das Unterstiitzungsamt die unter b , c
und g genannten Fürsorgepflichten . Auf den
Kreis der darin einbezogenen Unter¬
stützungsempfänger beziehen sich die hier
gegebenen Darstellungen . Die Fürsorge zu
a und d liegt dem Kriegsfürsorgeamt , die zu
e und f dem Jugendamt ob.

Die wirtschaftliche Not der Nachkriegs¬
zeit hat auch in Wald ein stetes Anschwellen
der Zahl der Unterstützten wie auch der
Sozialausgaben nach sich gezogen . Es wurden
1 a u f e n d unterstützt:

Ende 1922 151 Personen
„ 1925 94
„ 1924 228
„ 1925 249

1926 598
Ab 1 . 4 . 1924 sind in

unterstützten Sozial - und
enthalten . ( Ueber diese
Abschnitt . )

diesen Zahlen die
Kleinrentner init-
siehe besonderer

Vorübergehend unterstützte Familien und
Einzelpersonen sind in diesen Zahlen nicht
berücksichtigt.

Rechnungs¬
jahr

Gesamt¬
ausgabe

Gesamt-
einnahme
(Erstattun¬

gen)

Nach Abzug der Ein¬
nahme von der Gesamt¬
ausgabe ergibt sich eine
Nettoausgabe pro Kopf
der Bevölkerung von

1922 Inflationszeit Die Zahlen ergeben kein richtiges Bild.
1923 desgl.

1924 98 249 .35 17 2 .88
1925 166 371 .87 24 413 . 75 5 .07
1926 344 328 .95 55 710 . 11 10 .31

Ueber Heinipflege , Pflege der Geistes¬
kranken , Idioten , Blinden , Taubstummen und
Krüppel ist zu sagen , daß die Zahl der in
1 leimen untergebrachten sich mehrte , daß
überhaupt das Bedürfnis der Heinipflege
sich in den letzten Jahren vergrößerte . Dem¬
gegenüber besteht die Schwierigkeit der Un¬
terbringung , da die vorhandenen Heime
innerhalb und außerhalb Walds überfüllt,
sind.

Die bisherigen anteilmäßigen Kosten für
die Pflege der Geisteskranken pp . wurden
den Gemeinden genommen . Die Bezirks-
fiirsorgeverbände tragen die gesamte Last
dieser F ürsorge . Nur auf indirektem Wege
über die Kreisumlagen werden die Gemein¬
den an der Aufbringung dieser Kosten be¬
teiligt.

Sonderaktion.
Der Ende 1925 einsetzende Wirtschafts-

kampf zwischen Arbeitgebern und Arbeit¬
nehmern erhöhte die Wohlfahrtsausgaben.
An die Familien der Streikenden wurde
unter Ausschluß der streikenden Personen
vom 25 . 1 . bis 22 . 5 . 1924 Unterstützung ge¬
währt . Hüchstzahl : 6196 Köpfe , Gesamtaus¬
gabe : 15 662,69 Mk . , erstattet : 5190,55 Mk.
Der Rest wurde wegen Bedürftigkeit nieder¬
geschlagen . Infolge einer Krisis konnte im
April 1926 eine größere hiesige Firma ihre Ar¬
beiter nicht entlöhnen . Da bei diesen tatsäch¬
liche Bedürftigkeit vorlag , weil seit Wochen
kein Lohn gezahlt wurde , mußte an 85 FAi-
milien fiir die Zeit vom 24 . 4 . bis 4 . 5 . 1926
1454,75 Mk . Unterstützung gezahlt werden.

Vorübergehend mußten die von der Er¬
werbslosenfürsorge „ Ausgesteuerten “ vom
Unterstützungsamt versorgt werden . Mit
dem 21 . 11 . 1926 übernahm diese jedoch auf
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Grund des Gesetzes über die Krisenfürsorge
wieder das Arbeitsamt . Die Hälfte der Aus¬
gaben für die Ausgesteuerten wurde vom
Reich erstattet , aber nur für die nach dem
1 . 10 . 1926 Ausgesteuerten . Die Fürsorge für
die Ausgesteuerten hielt sich in den Grenzen
der Erwerbslosenunterstützungssätze.

Arbeitsanweisung.
Vorteilhaft für die Unterstützten und

auch für das Wohlfahrtsamt hat sich die seit
1925 betriebene Arbeitsanweisung derjenigen
Wohlfahrtsempfänger erwiesen , die leichtere
Arbeit leisten können . Durch diese Beschäf¬
tigung wird neben der ordentlichen Unter¬
stützung evtl , noch eine außerordentliche
entsprechend der Arbeitsleistung gewährt.
Auf diese Weise wird auch erreicht , daß
Arbeitsscheue vom Wohlfahrtsamt fern
bleiben.

Sozial - und Kleinrentnerfürsorge.
Die durch Reichsgesetz vom 7 . 12 . 1921

eingeführte Unterstützung der Renten¬
empfänger der Invaliden - und Angestellten¬
versicherung wurde in der im „Zehn - Jahres¬
verwaltungsbericht “ näher erläuterten Weise
fortgeführt . Inzwischen sind auch die Klein¬
rentner und solche Personen , die diesen
gleich zu stellen waren , in die Unter¬
stützungsmaßnahmen einbezogen . Audi hier
ist die gleidie Regelung wie bei den Sozial¬
rentnern getroffen worden . Aditzig Prozent
der Unterstützung wurde durch das Reich
erstattet . Dieser Zustand währte bis zum
Inkrafttreten der Fürsorgepflichtverordnung
vom 13 . 2 . 1924. Die Unterstützung der
Sozial - und Kleinrentner erfolgt nunmehr
nach dieser . Die genannten Kategorien der
Wohlfahrtsempfänger befinden sich in ge¬
hobener Fürsorge , d . h . die Unterstützungs¬
sätze sind gegenüber denjenigen der Armen¬
fürsorge um 25 Prozent höher . 70 Prozent
der reinen Ausgaben erstattet clör Landkreis
als Bezirksfürsorgeverband . Die Zahl der
unterstützten Sozialrentner betrug Ende
1922 : 195 , Ende 1923 : 268 , Ende 1924 : 74,
Ende 1925 : 88 , Ende 1926 : 120 ; der Klein¬
rentner Ende 1922 : 58 , Ende 1923 : 65 , Ende
1924 : 19 , Ende 1925 : 28 , Ende 1926 : 77.

Kriegsfürsorge.
Reichs -F ürsorge.

Die Reichsversorgung der Kriegsbeschä¬
digten und Kriegshinterbliebenen hat durch
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das Reichsversorgungsgesetz vom 12 . 5 . 1920
in der Fassung vom 30. 6 . 1923 und 31 . 7 . 1925
eine grundsätz liehe Aenderung erfahren . So
wurden z . B . sämtliche Kriegsbeschädigten
unter 30 Prozent im Jahre 1923 abgefunden.
Sie erhielten als einmalige Abfindungssumme
den Betrag von 600 000 Papiermark , sowie
für jedes Kind 60 000 Papiermark ausgezahlt.
Es sind infolgedessen heute nur noch 30 bis
lOOprozentige Kriegsbeschädigte in Fürsorge.
Desgleichen hat man bei den Kriegerwitwen
den prozentualen Maßstab für die Versor¬
gungsbemessung festgelegt . Eine Witwe er¬
hält 40 Prozent der Vollrente , die dem Ver¬
storbenen im Falle der Erwerbsunfähigkeit
bei Lebzeiten zustehen würde , 50 Prozent,
sofern sie für ein Kind sorgt oder sobald sie
das 45 . Lebensjahr vollendet hat . Als er¬
werbsunfähig (60 Prozent ) gilt die Witwe,
die infolge körperlicher oder geistiger Ge¬
brechen dauernd erwerbsunfähig ist . Die
Voll - und Halbwaisen beziehen bis zur Voll¬
endung des 18 . Lebensjahres die Waisen¬
rente . Sie kann bis zum 21 . Lebensjahre
weiter gewährt werden , wenn sich die Waise
in Berufsausbildung befindet oder wenn sie
infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen
einem Erwerbe nicht nachgehen kann . Die
Elternrente wird gewährt für die Dauer
der Bedürftigkeit , wenn der Verstorbene der
Ernährer war oder es nach seinem Aus¬
scheiden aus dem Militärdienste geworden
wäre . Zu allen diesen Renten werden im
Falle der Bedürftigkeit Zusatzrenten ge¬
zahlt . Die Zahlung der Zusatzrenten wird
von den örtlichen Fürsorgestellen im Auf¬
träge des Reiches durchgeführt . ln den
letzten Jahren wurden solche Zusatzrenten
in dem durchschnittlichen Monatsbetrage von
9 bis 10 000 Mark an 121 Witwen , 19 Voll¬
waisen , 309 Halbwaisen , 14 Elternpaare,
63 Elternteile , 5 Empfänger von Witwenbei¬
hilfe und 52 Kriegsbeschädigte mit insgesamt
65 Kindern gezahlt . Die Mittel hierzu
werden von der Hauptfürsorgestelle für
Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene
in Düsseldorf ( Landeshauptmann ) monatlich
überwiesen.

Die monatlichen Bezüge eines lOOprozen-
tigen Kriegsbeschädigten mit 1 Kinde betragen

an Rente 84,66 M.
an Zusatz reute 65,50 M.

150,16 M.zusammen



Die monatlichen Bezüge einer krieger-
witwe mii einem Kinde Betrügen

an Rente 54,50 M.
an Zusatzrente 4*3,25 M.
zusammen 97,75 M.

Im Laufe der letzten Jahre sind zahlreiche
Kriegerwitwen durch Wiederverheiratung
aus der Reichsversorgung uusgeschieden . Als
Abfindungssumme wurde ihnen der 56fache
Monatsrentenbetrag ausgezahlt . Während
die wiederverheiratete Witwe ausschied,
blieben die vorhandenen Waisen in der
Reichsfiirsorge bis zum vollendeten 18. bezw.
21 . Lebensjahre . Es wurden ferner noch
einige Kriegsbeschädigte zum Erwerb von
Eigenheimen von dem Hauptversorgungsamt
Koblenz auf die Dauer von 5 Jahren abge-
funden.

Durch Auflösung des Versorgungsamtes
Solingen am 1. April 1926 wurde die hiesige
Fürsorgestelle in den Verwaltungsbereich
des Versorgungsamtes Barmen einbezogen.
Das Versorgungsamt Barmen untersteht dem
Ilauptversorgungsamt Koblenz.

Soziale Fürsorge aus Gemeindemitteln.
Die örtliche Fürsorgestelle für Kriegs¬

beschädigte und Kriegshinterbliebene er¬
gänzt die Reichsversorgung in nicht geringem
Umfange . Nach Feststellung der Bedürftig¬
keit werden aus städtischen Mitteln über¬
nommen Kosten für Schuhe , Kleidungsstücke,
Wäsche , Kohlen , Kartoffeln , Milch für
kranke und alte Kriegsopfer , Arzt und Arz¬
nei , ebenso Kosten für Heim - und Haus¬
pflege , außerdem werden Barunterstützun¬
gen an alte alleinstehende Kriegereltern
und Elternteile mit eigenem Haushalt ge¬
währt . Gesundheitlich gefährdete Krieger¬
waisen werden in Sol - und Seebäder , zum
Landaufenthalt und in Heilstätten ausge-
sandt . Derartige Aussendungen sind mit
gutem Ergebnis vorgenommen worden.

Der Anteil der Kriegsbeschädigten an
den allgemeinen fürsorgerischen Vergünsti¬
gungen aus Cemeindemitteln ist verhältnis¬
mäßig gering , da die meisten Kriegsbeschä¬
digten beruflich tätig sind und besonders
krasse Bediirftigkeitsfälle nur bei den voll¬
erwerbsunfähigen Schwerbeschädigten fest¬
zustellen sind , die nicht in Arbeitsstellen
untergebracht werden können.

Eine weitere Aufgabe des Kriegsfürsorge¬
amtes ist die Fürsorge für Altveteranen.
Diesen wird liebender staatlichen Veteranen¬
beihilfe von monatlich 20 Mk . ein städtischer
Ehrensold von 10 bis 20 Mark , je nach der
Bedürftigkeit , gezahlt . Den städtischen
Ehrensold erhalten auch die noch lebenden
Witwen der Altveteranen . Außerdem über¬
nimmt die Stadt im Falle der Bedürftigkeit
noch Arzt - und Arzneikosten.

Die Instandhaltung der Kriegergräber,
soweit dies nicht durch Angehörige geschah,
war ebenfalls Aufgabe des kriegsfürsorge-
amtes . Im Jahre 1924 hat sich jedoch eine
Ortsgruppe Wald des Volksbundes Deutsche
Kriegsgräberfürsorge gebildet , die sich die
würdige Instandsetzung und Erhaltung der
Kriegergräber im In - und Auslände zur Auf¬
gabe gemacht hat . Die Ortsgruppe hat auch
die Pflege der hiesigen 45 Kriegergräber
übernommen . Aus Etatmitteln erhält sie
dazu einen städtischen Zuschuß . Die Gräber,
die bis 1924 mit einem Holzkreuz versehen
waren , tragen nunmehr Kunststeine in Form
des eisernen Kreuzes . In die Vorderseite
sind Name , Truppenteil , Geburts - und
Sterbedatum eingehauen . Im Frühjahr und
im Herbst werden die Gräber instandgesetzt
und neu geschmückt.

Eine genaue Uebersicht über die gesamten
städtischerseits geleisteten Kriegsfürsorge¬
maßnahmen läßt sich der Inflation wegen für
die Jahre 1922 und 1925 nicht geben . Die Ge¬
samtausgaben an städtischen Beihilfen be¬
trugen im Jahre 1924 unter Abzug der Ein¬
nahmen 10 556,93 Mk . und 1925 : 15 586,99 Mk.
Auf den Kopl der Bevölkerung ist das eine
Belastung von 0,37 Mk . bezw . 0,55Mk . gewesen.

Die in früheren Jahren bestandenen
Fonds aus freiwilligen Spenden und privaten
Sammlungen ( Ludendorfspende , später
Volksspende genannt , Nationalstiftung für
Kriegshinterbliebene , Fonds der Kriegs¬
patenschaften für Kriegerwaisen und die
Fonds für Kriegsblinde ) sind der Geldent¬
wertung zum Opfer gefallen und mußten
aufgelöst werden.

Durch die mittlerweile restlos zurück¬
gekehrten kriegsgefangenen Wälder Bürger
wurde auch die der Kriegsfürsorge an¬
gegliederte Fürsorge für Kriegsgefangene
überflüssig , desgleichen die Flüchtlingsfür¬
sorge.
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Der evangelische Ehrenfriedhof.

ÄtS, .o

Das Kriegsfürsorgeamt steht in enger Zu¬

sammenarbeit mit der am Ort bestehenden

Kriegsbeschädigten - und Hinterbliebenen¬

organisation . Aus dieser gemeinschaftlichen
Arbeit ist manch ersprießlicher Vorteil
erwachsen.

Gesundheitsfürsorge — Gesundheits¬
pflege.

Durch die Einrichtung einer kreiskommu¬
nalen ärztlichen Fürsorgestelle in Wald im

Herbst des Jahres 1921 hat das gesundheits-
fürsorgerische und -pflegerische Wirken
einen kräftigen Antrieb erfahren . Die ärzt¬
liche Fürsorgestelle , nach anfänglichem Be¬
helf in den umgewandelten Räumen des
früheren Stadthallenrestaurants am Schüt¬

zenplatz untergebracht , erfreut sich des Ver¬
trauens der Bürgerschaft . Der Leiter der

Fürsorgestelle ist Kreiskommunalarzt Dr.
Gauinitz . Ihm stand zunächst eine Kreisfür¬
sorgeschwester zur Seite . Seit 1925 ist der

umfangreichen Arbeit wegen eine zweite
Schwester angestellt.

In intensiver Weise ist die Fürsorgestelle
bestrebt gewesen , in allen Kreisen der Be¬

völkerung ihren krankheitsvorbeugenden
Einfluß geltend zu machen . Nach anfäng¬
licher Zurückhaltung setzte eine sich mehr

und mehr steigernde Inanspruchnahme ein.
ln der Hauptsache erstreckt sich die Tätig¬
keit der Fürsorgestelle auf die Säuglings¬
und Kleinkinderfürsorge , die Schulkinder¬

fürsorge , Untersuchung und Betreuung
Tuberkulöser und Tuberkuloseverdächtiger.
Außerdem beschäftigt sich die ärztliche Für¬

sorgestelle mit Fragen praktischer Ge¬
schlechtskranken - , Krüppel - , Nervenkranken-
und Alkoholikerfürsorge . Sie handelt dem¬
nach in Uebereinstimmung mit dem Pro¬

gramm , das bei der Bildung des Wohlfahrts¬
amtes aufgestellt und im „Zehnjahresverwal¬
tungsbericht “ der Stadt Wald näher erläutert
worden ist . Durch die rege Arbeit der Für¬
sorgestelle werden viele Personen erfaßt,
die sonst vielleicht nie mit einem Arzt in

Verbindung kommen oder schließlich nur
dann , wenn es zu spät ist.
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Die ärztliche Fürsorgestelle arbeitet Uaiicl
in Hand mit dem städtischen Gesundheits¬
amt , das die sich aus der Tätigkeit der Für¬
sorgestelle ergebenden Verwaltungsmall¬
nahmen erfüllt oder einleitet.

Säuglings - und Kleinkinderfürsorge.
( Mütterberatung .)

Je früher die ärztliche Untersuchung und
sachgemäße Betreuung des Säuglings ein¬
setzt . um so besser und gesicherter ist seine
Entwicklung . Nach diesem Grundsatz richtet
sich das Programm des Fürsorgearztes . Orga¬
nisch mit dem fortschreitenden Wachstum
soll die fürsorgeärztliche Betreuung des
Kindes erfolgen . Die Tätigkeit des Für¬
sorgearztes setzt also mit der Beratung der
werdenden Mutter ein und erstreckt sich in
der Regel auf das Kind bis zu seinem Schul¬
eintritt . woran sich organisch die Weiter¬
betreuung in der Schulkinder !

'
ürsorge an-

schließt . In welchem Umfange die ärztliche
Fürsorgestelle Säuglings - und Kleinkinder-
fürsorge ausgeübt hat , geht aus folgender
Uebersicht hervor:

Verhältnissen im Säuglingsalter , wo die
früher so gefürchteten Ernährungsstörungen
zu den größten Seltenheiten gehören , dank
der Zunahme des Stillwillens , wie er sich in
den Prozentzahlen der durch Muttermilch
oder wenigstens Zwiemilch Ernährten aus¬
wirkt und dank immer weiterer Verbreitung
richtiger Ernührungs - und Pflegeregeln.

Ernährungsweise der Säuglinge.

Jahr
Zahl der vor¬

gestellten
Säuglinge

E r n ä h

durch Muttermilch
oder Zwiemilch

r u n g

nur durch Flasche

1922 254 83 % 17%
1923 28 (1 — —

1924 280 85,3 % 14,7 %
1925 29« 87 % 13 %
1926 325 8« , 2 % 13,8%

Schulkinderfürsorge.
Sie erfolgt planmäßig derart , daß alljähr¬

lich jedes Schulkind dem Schularzt vorge¬
stellt wird , die Schulneulinge , der 4 . Jahr-

Jahr
Geburtenzahl

(ohne Totgeborene)

Verhältnis
zur

Bevölke-
rungszahl

in °/oo

unter
1 Jahr

rodesf &ll

davon in
d. ersten
14 Tagen

t

unehe¬
liche

Säuglings¬
sterblichkeit

in °/0

Zum Ver¬
gleich
Reichs-

durchschnitt

Beratungs¬
zahl im Jahr

ln der
Mütter¬

beratung

Dem Fürsorgearzt
vorgestellte

Säuglinge | Kleinkinder

1921 482 17,6 40 16 5 8,3 13,4% 1713 — _
1922 369 13 28 l« 2 7,6 13 % 1263 254 45
1923 363 13 32 7 3 8,8 13 .2 % 1923 286 135
1924 340 12,3 27 10 2 7,9 10,9 % 1825 280 201
1925 359 12,8 23 8 0 f) ,ti 10,5 % 1960 296 242
1926 344 12,3 24 10 1 6 .9 7 2555 356 325

Aus dieser Uebersicht ist ersichtlich , daß
die Säuglingssterblichkeit in Wald erfreulich
gering ist . Sie liegt weit unter dem Reichs-
durchschnitt (siehe oben ) . Die zunehmende
Vorführung der Kleinkinder in den Mütter-
beratungsstunden ist vom Standpunkt der
Rachitisbekämpfung und Tuberkulosepro¬
phylaxe zu begrüßen . Die geringe Sterb¬
lichkeit der Säuglinge , insbesondere auch
der unehelich geborenen und die niedrige
Zahl zur Beobachtung kommender krank¬
halter Störungen erweisen , daß die Gesund¬
heitsverhältnisse der Wälder jüngsten
Jugend zur Zeit durchaus befriedigend sind.
Besonders gilt das auch von den Ernährungs¬

gang und die Schulentlassenen in genauen
Einzeluntersuchungen , die übrigen Jahr¬
gänge in den Schulen in Reihen ärztlich
durchgemustert werden . Die stetige Besse¬
rung der Ernührungs - und Gesundheitsver-
lniltnisse erlitt in allen Jahrgängen nach dem
Jahre der Ruhraktion 1925 eine gleichmäßige
Verschlechterung , die bis heute noch nicht
vollständig behoben ist . Im allgemeinen
dürfte der Ernährungszustand sich wesentlich
gebessert haben , die Gesundheitsverhültnisse
als befriedigend zu bezeichnen sein , doch
Meisen die Kriegs - und Nachkriegsjahrgänge
deutliche Zeichen von Schädigung in der
Entwicklung auf , die weitere Fürsorgemaß-
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Die ärztliche Fürsorgestelle am Sdiiitzenplatz
(Arztzimmer und Ullntgenrauin ).
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Zahnklinik der Ortskrankenkasse
(Operationsraum ).



nahmen notwendig machen . Erfreulicher¬
weise ergab sich neuerdings bei immer mehr
verfeinerter Diagnostik trotz der zweifellos
gröberen Infektionsmöglichkeit keine Zu¬
nahme der tuberkulosekranken oder - gefähr¬
deten Kinder , wie die untenstehende Tabelle
anzeigt . Noch immer aber ist die Zahl der
tuberkulosekranken oder tuberkulosegefähr¬
deten Kinder so grob , dab die Tuberkulose¬
bekämpfung im Mittelpunkt aller fürsorge-
rischen Mabnahmen stehen mub.

Jahr

Landau

in Familien-
pflege

fenthalt

in Helm¬
pflege

In See- und
Solbädern

unter¬
gebracht

In
Heilstätten

unter¬
gebracht

1922 ;i8 — — 85
1923 29 2 35
1924 92 52 22 15
1925 22 78 49 19
1925 14 44 29 20

Bemerkung : Geheiinrat Carl Rufi , der am 12. Februar 1925 ver¬
storbene Ehrenbürger der Stadt Wald, nahm im Jahre 1924 acht
stark unterernährte Kinder in das Kinderheim „Eugenle" ln Neu-
chätel für einige Monate kostenlos auf.

Jahr

Zahl der
vor¬

handenen
Schulkinder

Zahl der
unter¬

suchten
Schulkinder

Zahl der Sdmlkinder mit Zeichen
aktiver oder abgelaufener

aktiver Tuberkulosen -Erkrankung
o/o

Zahl der an
Tuberkulose
gestorbenen
Schulkinder

1922 3331 3140 84 2,7 —

1923 2929 2929 109 3,7 i
1924 2520 2485 83 3 .3 2
1925 2540 2510 81 3,2 2
1925 2500 2528 83 3,3 —

Sehr stark ist die anfänglich überaus hohe
Zahl der Schulkinder mit Zeichen von Blut¬
armut und nervösen Erscheinungen zurücic-
gegangen . Nicht mit Unrecht wird das zu
einem guten feil auf die Pflege der Leibes¬
übungen und die stärkere Hautpflege durch
Besuch des Strandbades und des Schwimm¬
bades Solingen zurückzuführen sein ; ebenso
ist die Abnahme der ärztlicherseits festge¬
stellten Haltungsfehler als ein Erfolg des
durch Fachlehrer geleiteten orthopädischen
Turnens anzusehen , das auch auf das all¬
gemeine Schulturnen fördernd wirkt . An
die ärztlichen Untersuchungen und Krank¬
heitsfeststellungen knüpfen sich eine Reihe
besonderer Fürsorgemabnahmen . Diese sind
neben der Einweisung zur ärztlichen Be¬
handlung in der Zubilligung regelmäbigen
Milchgenusses , in der Teilnahme an Quäker¬
speisungen und in den systematischen Aus-
sendungen schwächlicher , gefährdeter oder
kranker Kinder zur Heilung und Erholung
in Heilstätten , Erholungsheimen , See - und
Solbädern oder in Eamilienpflege auf dem
Lunde zu erblichen . Nach dem Ergebnis der
ärztlichen Untersuchungen und Befunder¬
mittelungen landen Sch ulkinde raussend eiligen
in folgendem Umfange statt:

An der Aufbringung der Kosten für die
kinderaussendungen beteiligten sich je nach
der Bedürftigkeit der Eltern diese , das Kreis¬
wohlfahrtsamt , das städtische Gesundheits¬
amt und in zahlreichen Fällen auch die Orts¬
krankenkasse und die Betriebskranken¬
kassen . Die Ergebnisse der Aussendungen
sind allgemein sehr befriedigend , da die
Auswahl der Kinder und die Bestimmung
des Kurortes nach strengen ärztlichen Ge¬
sichtspunkten erfolgt und so jedes Kind an
die dafür geeignete Erholungsstelle kommt.

Die geschilderten Mabnahmen und Ein¬
richtungen zur Schulkinderfürsorge müßten
unvollkommen bleiben , würden sie nicht
durch eine systematische Zahnpflege er¬
gänzt . Gerade die sachgemäße Zahnpflege
hat in krankheitsvorbeugender Beziehung
eine so große Bedeutung , daß ihre Durch¬
führung ein unerläßliches Gebot geworden
ist . Der Ortskrankenkassen verband Solingen
hat im Gebäude der hiesigen Krankenkasse
eine modern eingerichtete und vollkommen
ausgestattete Zahnklinik geschaffen , in der
einige approbierte Zahnärzte , darunter ein
besonderer Schulzahnarzt , tätig sind . Durch
einen Vertrag der Stadt Wald mit dem Orts¬
krankenkassenverband Solingen ist die regel¬
mäßige zahnärztliche Untersuchung und not-
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wendige Behandlung der Schulkinder ein¬

geleitet worden . Schon der Schulneuling
muß sich dem Zahnarzte vorstellen . Bis zur
Schulentlassung bleibt er in dessen Kontrolle
und Obhut . Dieser Vertrag ist hinsichtlich
der Volksschulkinder seit dem 1 . Mai 1923,
hinsichtlich der Besucherinnen der städtischen
höheren Mädchenschule seit dem 1 . Juni 1924
in Kraft.

Die Tuberkulosefürsorge.
Nachdem bereits im Herbst 1921 eine be¬

sondere Tuberkulosefürsorge für das Gebiet
der Stadt Wald eingerichtet worden ist , hat

diese durch das Preußische Tuberkulosebe¬

kämpfungsgesetz vom 4 . August 1925 ( Pr.

Ges . Slg . S . 374 ff . ) eine gesetzliche Grund¬

lage erhalten , die eine weit größere Für¬

sorgewirkung ermöglicht , als das bis dahin

der Fall war . Während sich bisher die Er¬

mittlung von Tuberkulosekranken im we¬

sentlichen auf Selbstmeldung und Ange¬

hörige von tuberkulösen Kindern aufbauen
konnte , hat das Gesetz eine größere Anzahl

der wirklich ansteckungsfähigen Quellen er¬
schlossen . Die praktizierenden Aerzte sind

jetzt verpflichtet , jede ansteckende Krank¬

heit und jeden Todesfall an Lungen - und

Kehlkopftuberkulose anzuzeigen , damit die

Fürsorgestelle im Einvernehmen mit dem

behandelnden Arzt die notwendigen Maß¬

nahmen treffen kann . Leider sind diese

Meldungen bisher noch unbefriedigend ge¬
wesen . so daß eine lückenlose Erfassung der

Ansteckungsfähigen auf diesem Wege noch

nicht erreicht werden konnte . Sie wird durch

planmäßige Ermittlungsverfahren vom Er¬

krankten zur Ansteckungsquelle angestrebt.

Die Tuberkulosefürsorge erfolgt seitdem

hier in folgender Weise : Alle Meldefälle
werden im Einverständnis mit dem behan¬

delnden Arzt von dem Desinfektor , der als

Tuberkuloseaußenfürsorger tätig ist , be¬

sucht , Wohnungsverhältnisse festgestellt und
die gesamte Familie zur Untersuchung in die

Fürsorgestelle berufen und von dieser dau¬
ernd überwacht . Dasselbe geschieht bei

Sterbemeldungen von Tuberkulösen und den
von der Fürsorgestelle selbst als ansteckungs¬
fähig oder -verdächtig Ermittelten.

Bei den Untersuchungen werden in fast
allen Fällen limnunitätsreaktionen nach
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Moro oder Pirquet vorgenommen , in allen

Auswurfsfällen S p u t u m unters u ch u n -

gen veranlaßt , ausgiebig von der Röntgen¬
diagnostik Gebrauch gemacht , wofür ein ganz
neuer Heliodorapparat < vom Landkreis

Solingen beschafft worden ist . Zur Heilung
der Erkrankten werden Heilverfahren in
Tuberkuloseheilstätten vermittelt , soweit
nicht der behandelnde Arzt hier zuständig
ist.

Die Zahl der in Heilstätten unterge¬
brachten Erwachsenen hielt sich in mittleren
Grenzen . Für Nichtversicherte traten in
allen Fällen die Stadt Wald oder der Ber-

gisehe Verein für Gemeinwohl ein . Bei

tuberkuloseerkrankten oder -gefährdeten
Kindern machte die Erholungsfürsorge durch

weitgehende Beteiligung der Krankenkassen
keine Schwierigkeiten ( siehe das Kapitel:
Schulkinderfürsorge ) . In geeigneten Fällen

wurden Lebensmittelzulagen gewährt , be¬

sonders Lebertran und Milch.
Der Hauptwert wurde von der hiesigen

Tuberkulosefürsorge auf die Sanierung im

Rahmen der Wohnung gelegt und angestrebt,
daß wenigstens jeder ansteckend tuberkulöse

Kranke in einem eigenen Bett schlafen

konnte . Das gelang durch Beschaffung von

Leih - oder Wohlfahrtsbetten , in mehreren

Fällen auch durch Wohnungsvermittlung.
Von besonderer Wirksamkeit auf die Mög¬
lichkeit , tuberkulosekranke Familien in

hygienisch einwandfreien , genügend großen

Wohnungen unterzubringen , war die Teil¬

nahme des Fürsorgearztes an den Sitzungen
der Wohnungskommission mit beratender
Stimme . Durch die Zusammenarbeit von

Wohnungsamt , Kommission und Arzt gelang

es , bis 1 . 1 . 1926 18 Familien mit Tuber¬

kulosekrankheit geeignete Wohnungen zu
vermitteln . Trotzdem schlafen noch immer

in vielen Familien die Kranken zu eng mit

ihren Angehörigen und Kindern , so daß als

eins der dringendsten Gebote der Tuber¬

kulosefürsorge die Beschaffung von beson¬

deren Wohnungen für tuberkulöse Familien
zu bezeichnen ist . Es kann nicht genug der

Bau schlichtester Einfamilienreihenhäuser mit

getrennten Wohnungseingängen und Gärten

empfohlen werden , in denen insbesondere
minderbemittelte kinderreiche und auch

tuberkulöse Familien untergebracht werden.



Ohne eine solche besondere Wohnungsbe-
schuflung für tuberkulöse Familien ist ein
wirksamer Schutz der Angehörigen nicht zu
erreichen . Erfreulicherweise hat die Stadt
Wald mehrere Wohnungen , z . T . durch be¬
sondere Neubauten , für Tuberkulöse bereit¬
gestellt . (Siehe Abschnitt Bau - und Woli-

dungcn erfreulicherweise lückenlos erfolgen.
Der Landkreis hat in der Person des Leiters
des Eduardushauses und des Vinzenzheims in
Köln , Herrn I ) r . Wiemers , einen orthopä¬
dischen Fachbegutachter bestellt , der in
regelmäßigen kostenlosen Terminen die neu-
gemeldeten Krüppelfälle untersucht und die

Tuberkulosestatistik — Tuberkulosesterblichkeit

Jahr Einwohnerzahl
(Jahresmittel)

Todesfälle
an Tuberkulose

°lm d «
Bevölkerung

Reichsdurch¬
schnitt

Bemerkungen

1921 27 308 41 15,0 13,«
1922 27 713 39 14,3 . 14,2 ]) Verschlechterung
1923 27 7H5 38 14,0 15,1 durch schlechte

Wirtschaftslage1924 27 751 31 11,2 12,0 2) Durchschnitt für
1925 27 9H7 87 13,2 ' ) 10,7 die Städte über

15 000 Einwoh-
192« 27 91« 31 11,1 ( 9,8) *) ner

Entwicklung .der Tuberkulosefürsorge seit 1922

! Jahr

Zahl der inc
st

untersuchten
Erwachsenen

er Fürsorge¬
ille

vorgenom-
menen ärztl.
Beratungen

Vermittelte
Heilver¬

fahren für
Erwachsene

Ausge-
gebene
Spuck¬

flaschen

Verm

Betten

ittelte

Woh¬
nungen

Bemerkungen

1922 177 220 n 4 5 — Eröffnung der TuberkulosefÜrsorgesteUe , Beschaffung der Tuber¬
kulosesammlung des Hygienemuseums

1923 1«3 357 25 1« « — Umzug in geeignete Räume , Anstellung des Desinfektors als
Tuberkuloseauäenfürsorger

1924 32« 599 44 18 13 4 Anstellung einer zweiten Familienfürsorgerin . Ermittlungs¬
verfahren über die Tuberkulosekranken des Ortes ergibt:
451 aktiv Tuberkulosekranke , 98 anstedcungsfähig , 43 mit
Bazillennachweis

1925 314 574 17 53 9 3 Umbau der Fürsorgestelle mit Aufstellung eines Röntgenappa¬
rates . Stadtverordnetenbeschluä des Baues von besonderen
Häusern für Offentuberkulöse auf Antrag der Tuberkulose-
fürsorgestelle . Aufnahme des Fürsorgearztes in die Wohnungs¬
kommission mit beratender Stimme

192« . 477 959 14 52 7 11 Bau von 8 Wohnungen für tuberkulöse Familien mit getrennten
Eingängen und Gärten

Die zugehörigen Säuglinge und Kleinkinder wurden restlos in der Mütterberatungsstunde erfaßt,
die zugehörigen Schulkinder in der Schulkinderfürsorge , da am Ort jährlich sämtliche Schulkinder
untersucht werden.

nungswesen . ) Doch ist der Bedarf noch nicht
völlig gedeckt.

Krüppelfürsorge.
Durch das preußische Gesetz vom 6 . Mai

1920, das die Anzeigepflicht aller mit Krüp¬
pelleiden Behafteten unter 18 Jahren für
Aerzte , Lehrer und Hebammen angeordnet
hat , ist eine planmäßige Verhütung und Be¬
kämpfung dieser besonders vom volkswirt¬
schaftlichen Standpunkte ; aus wichtigen Ge¬
sundheitsschäden ermöglicht , zumal die Mel-

notwendigen Maßnahmen vorschlägt . Ihre
Durchführung wird dann vom Fiirsorgearzt
überwacht.

ln Krüppelfürsorge befanden sich im
ganzen 168 Personen , davon wurden 44
ambulant ärztlich behandelt , 39 in geschlos¬
sene Fürsorge überfuhrt und mit gutem Er¬
folge nach dem heutigen Stand der Wissen¬
schuft wieder hergestellt.

ln ähnlicher Weise betätigte sich die ärzt¬
liche Fürsorgestelle auf den übrigen Ge¬

hl
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Das gemeinsame Krankenhaus der Städte

bieten der Gesundheitsfürsorge , immer in

engster Zusammenarbeit mit den städtischen

Aemtern , der Kreisverwaltung , den Kranken¬

kassen und den Organen der freiwilligen
Wohlfahrtspflege.

Ein schöner Beweis für das große Inter¬

esse der Wälder Bevölkerung für gesund¬

heitliche Fragen und die harmonische Zu¬

sammenarbeit der gesamten Institutionen

auf dem Gebiete der öffentlichen Gesund¬

heitspflege war die vom 1 . bis 7 . Mai 1926

vom Landkreis Solingen und der Stadt Wald

gemeinsam veranstaltete Reichsgesund-

h e i t s w o eh e . Im Stadtsaal wurde eine

reich beschickte Gesundheitsausstellung auf¬

gebaut , die in einzelnen Kojen die wichtig¬

sten Zweige der öffentlichen Gesundheits¬

pflege behandelte : Säuglingspflege , Kinder¬

erziehung , Leibesübung , Arbeitshygiene,

Kleidung , Schlafhygieue , Wohnungs - und

Siedlungshygiene , illustriert durch zahlreiche

Bildtafeln , Modelle , Beispiele und Gegen¬

beispiele , Bekämpfung der Tuberkulose,

Haut - und Geschlechtskrankheiten , Alko¬

holismus und Krüppelleiden , erste Hilfe,

soziale Fürsorge.

Tägliche Führungen von Korporationen
und Schulen , Vorträge , Vorführungen und

Belehrungsfilme suchten gesundheitliches In¬

teresse über Lebensweise und Krankheits¬

verhütung in weiteste Kreise zu tragen . Die

Veranstaltung wurde schätzungsweise von

ca . 20 000 Menschen besucht.

Solingen , Wald , Höhscheid und Grafrath.

Das gemeinsame Krankenhaus.

Das auf Wähler Gebiet gelegene gemein¬
same Krankenhaus der Städte Solingen,
Wald , Höhscheid und Gräfrath hat auch

während der letzten Berichtszeit seinen
guten , ja glänzenden Ruf weiter gefestigt.

Die Steigerung der Krankenzahlen und
der Krankenpflegetage hat die Verwaltung
des Krankenhauses bereits in den letzten
Jahren gezwungen , die vorhandene Betten¬
zahl von 550 auf 420 zu erhöhen . Durch die
dauernd wachsende Inanspruchnahme reicht
diese Bettenzahl aber heute schon nicht mehr

aus . Eine noch stärkere Belegung der fast
schon überfüllten Räume läßt sich keines¬
falls rechtfertigen . Der Krankenhausver¬
waltungsausschuß sah sich deshalb in seiner
Sitzung am 51 . März 1927 gezwungen , eine
gründliche Erweiterung des Hauses zu be¬
schließen . Sie soll nach einem vorläufigen

Kostenanschlag zwei Millionen Mark be¬

tragen . Der Erweiterungsbau ist in der

Weise gedacht , daß zuerst ein Haus für die
Kranken der 1 . und II . Klasse mit 50 bis 60

Betten gebaut und eingerichtet wird . Danach
soll ein Anbau an das Hauptgebäude für
rund 200 Betten 111 . Klasse errichtet werden.

Diese Lösung ist aus dem Grunde gewählt
worden , um den zentralisierten Betrieb , wie

er sich bis jetzt bewährt hat , auch in Zukunft

bei der großen Bettenzahl beibehalten zu
können . Mittlerweile sind die inneren wirt¬

schaftlichen Einrichtungen , die in der Kriegs-
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und Nachkriegszeit noch nicht vollkommen
M aren , so ausgebaut , daß sie jeden Vergleich
mit anderen , auch größeren Anstalten aus-
halten . Erwähnt sei nur die Uausschlachterei
mit großer Kühlanlage , Eisherstellnng,
Schweinezucht ( 50—60 Schweine ) , Gärtnerei

Station , welcher bisher kein besonderer
Chefarzt Vorstand , ist Prof . Dr . Selter-
Solingen betraut worden . Des weiteren sind
noch als Spezialärzte hier tätig : Augenarzt
Dr . Geißler -Solingen und Nasen - und Ohren¬
arzt Prof . Dr . Röpke -Solingen.

Pllegekostentarif.

Die Pflegesätze der Inflationszeit anzugeben , lohnt sich nicht . Seit Stabilisation
der deutschen Währung betrugen sie:
ab 13. 12. 1923 in Klasse III: 3 — RM ., in Klasse 11 : 6.— RM . , in Kl . I: 9 .— RM. pro Tag
ab 1. 5. 1924 11 V 11 • 5 .50 „ , 7 —•1 n 11 4 • ii i ii 11 11 • 10 . 50 „ ii ii
ab 1. 4. 1925 11 »1 »5 * 3 .70 „ « » » 7. — ii > 11 11 ii * 10. 50 „ ii ii
ab 1. 1. 1927 11 11 11 • 3 .75 „ „ 7 .— „ , Ii 11 11 * 10 . 50 „ 11 n

mit Gewächshaus und Haushandwerker.
Die bereits oben erwähnte Steigerung der

Belegungszahlen hat die Senkung der durch¬
schnittlichen Verpflegungstage eines Kran¬
ken , die vor dem Kriege 30 betrug , not¬
wendig gemacht . Die Kranken müssen heute
im allgemeinen früher entlassen werden , als
dies angezeigt ist . Da die Neubauten erst in
1—2 Jahren fertiggestellt sein werden , sollen
einige Baracken aufgestellt werden , um der
erfahrungsgemäß größeren Inanspruchnahme
im Winter gerecht werden zu können.

Die heutige durchschnittliche Belegung
pro Pag beträgt 80— 100 Personen mehr als
im letzten Jahre.

Mit dem 1 . Oktober 1927 scheiden die bis¬
herigen Chefärzte San .- Rat Dr . Hülsmann
und Everts aus . Als Nachfolger von Dr.
Hülsmann ist Oberarzt Dr . Rieß gewählt , die
Wahl des Ersatzes für Dr . Evertz fiel auf
Prof . Dr . Schott - Köln . Außerdem soll ein
Frauenarzt hauptamtlich angestellt werden.
Als solcher ist gewählt Oberarzt Dr . Schugt-
Cöttingen . Mit der Leitung der Kinder-

Die Pflegekosten - Erhöhungen in der
III . Klasse vom 1 . 4 . 1925 und 1 . 1 . 1927 waren
infolge Uebernahme der Kosten für Spezial¬
ärzte auf das Krankenhaus notwendig.
Früher mußten diese Spezialkosten von den
Patienten selbst oder den einzelnen Zahl¬
stellen nebenher getragen werden . Es han¬
delt sich bei der Erhöhung um Erhebung
einer Pauschale von 20 bezw . 25 Pfg . pro
Krankenpflegetag zur Deckung vorstehender
Kosten.

Die Gesamtpflegetage im Rechnungsjahr
1926 ( April 1926 bis März 1927) betrugen
132 350 . Hiervon entfielen auf Solinger Bürger
60 718 (oder 45,9 % ) , auf Wähler Bürger 28 3%
( oder 21,5 % ) , auf Höhscheider Bürger 13 523
(oder 10,2 % ) , auf Gräfrather Bürger 9768
( oder 7,4 % ) , auf Ohligser Bürger 6139 ( oder
4,6 %) , auf Auswärtige 13 806 ( oder 10,4 % ) .

Die Zuschußausgaben der Stadt Wald zum
Krankenhaus betrugen im Jahre 1924:
32 030,65 RM „ im Jahre 1925 : 31 082,— RM„
im Jahre 1926 : 32 094,— RM.
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Jugendfürsorge — Jugendpflege.
Durch das preußische Ausführungsgesetz

vom 29 . März 1924 zum Reichsjugendwohl-
fahrtsgesetz vom 9. Juli 1922 wurde die Er¬

richtung der Jugendämter Angelegenheiten
der Stadt - und Landkreise . Gemeinden über

10 000 Einwohner können indessen durch

Beschluß des kreisausschusses zur Errichtung
besonderer Jugendämter ermächtigt werden.
Die Stadtverordnetenversammlung beschloß
am 24 . April 1924, das hier seit 1 . April 1921

eingerichtete städtische Jugendamt selb¬

ständig zu erhalten . Der Kreisausschuß ge¬
nehmigte durch Beschluß vom 1 . Dez . 1924

nach längeren Verhandlungen diese Absicht.

Die Jugendfürsorge.
Durch das Inkrafttreten des Reichsjugend-

wohlfahrtsgesetzes erhöhte sich die Zahl der

zu beaufsichtigenden Pflegekinder von
12 auf 100 im Jahre 1925 und 109 im Jahre
1926 infolge Heraufsetzung der Altersgrenze
von 6 auf 14 Jahre und die Einbeziehung
der bei Müttern und Verwandten befind¬

lichen unehelichen Rinder in die Aufsicht.
Die Zahl der vom Amtsvo r m u n d be¬

treuten Personen stieg von 102 am 1 . April
1921 auf 145 am 1 . Januar 1923, 176 am

1 . April 1924 ( Inkrafttreten des Reichs-

jugendwohlfahrtsgesetzes ) , 189 am 1 . April

1923 und 218 am 1 . April 1926. Die Zunahme

war also nach dem Inkrafttreten des Jugend¬
wohlfahrtsgesetzes weniger stark als un¬

mittelbar vorher . Seit Stabilisierung der

Währung hat die Amtsvormundschaft fol¬

gende finanziellen Ergebnisse zu verzeichnen:

untergebracht sind , ist in Wald entsprechend
der ursprünglichen Fassung des Reichs¬

jugendwohlfahrtsgesetzes eine Aufgabe des

Jugendamtes . Diese Regelung hat sich
weiterhin bewährt . Sie verhindert Streitig¬
keiten über das üb und Wie wirtschaftlicher
Fürsorge , wenn wie fast in jedem Falle bei

Jugendlichen Fragen der Erziehung in den

Fürsorgefall hineinspielen . In Verbindung
mit dieser Aufgabe steht die ebenfalls vom
Jugendamt geübte F ü r sorg e f ü r W ö oh -
neri n n e n u n d S ä u g I i n g e u n d d i e

Verwaltung des s t ä d t i s oh e n Wai¬
senhause s . Die leihweise Hergabe eines
Säuglingsschlafkorbes auf 9 Monate , eine
Einrichtung , die sich mit der Gestellung von
Säuglingswäsche sehr bewährt hat , wurde
1923 : 13 mal , 1924: 17 mal . 1923 : 22 mal . 1926:
30 mal erbeten . Säuglingswäsche wurde an
bedürftige Mütter 1923 : 13 mal . 1926: 43 mal

abgegeben . Seit I . April 1923 wird be¬
dürftigen Müttern , die auf die Wochenhilfe
nach der Reichsversicherungsordnung keinen
Anspruch haben , Wochenfürsorge durch die
Bezirkstürsorgeverbände gewährt . In Wald
vermittelte die Ausgabe das Jugendamt im
Rechnungsjahre 1923 in 13 Fällen . 1926 eben¬
falls in 13 Fällen.

Im s t ä d t i s ch e n Waisen h a u s L i n -
d e rsberg befanden sich in den Berichts¬
jahren 12— 18 Kinder in Pflege.

Da die alte Schule Lindersberg , in der das
Waisenhaus seit Gründung am 1 . Okt . 1896,
also reichlich 30 Jahre , sein Heim hat , in
keiner Hinsicht den an ein W ' aisenhaus-
gebäude zu stellenden Anforderungen ge-

Rechnung«- 1
Jahr !

Einnahme Ausgabe
Zunahme de«

Mündelvermögens
Gesamt¬
umsatz

Gesamtmündel¬
vermögen

fäft su' SU! J/?J/

1924/2 .3 i 13 138,40 9 145,81 3 989,45 • 26 273,66 4 722,78

1925/26 , 21 107,75 14 429,65 6 678,10 42 215,50 11 400,88

Die dem Jugendamt als Gemeinde-
waisenrat obliegenden Pflichten und

Aufgaben werden mit seit vielen Jahren be¬

währter Unterstützung der gleichzeitig zu
Waisenräten bestellten Bezirksarmenpfleger
erfüllt . Die Fürsorge für die hilfsbedürf¬

tigen Minderjährigen , wenigstens soweit sie
unehelich , vollverwaist oder durch behörd¬
liche Anordnung getrennt von den Eltern

Die Waisenhausfrequenz.

Jahr
Zahl der

Ptlegetage

Gesamt-
Ausgabe

:r . h

Aut den Otlege-
tag entfallen

!R. «

1923 4478 — —

1924 5484 9631,33 1,74

1925 5698 11425,12 2,01

1926 4396 12499,07 2,84
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neigt . beschloß die Stadtverordneten - Ver¬
sammlung am 22 . II . 1926, das seit I . -f . 1926
unbenutzte sechsklussige Schulgebäude
Dingshaus zu einem Waisenhaus umzu¬
bauen und einzurichten . Für den Umbau und
die innere Einrichtung sind rund "i () 01 ) 1) RM.
bewilligt worden . Mit den Arbeiten wurde
schon begonnen . Der Umzug des Waisen¬
hauses dürfte Juli 1927 erfolgen können.

Die am meisten der Kritik unterworfene
Aufgabe des Jugendamtes ist die Mitwirkung
bei der Durchführung der Fürsorge¬
erziehung. Wie häufig diese in den
letzten 5 Jahren für Wälder Jugendliche von
den Gerichten ungeordnet wurde , zeigt fol¬
gende Uebersicht:

Jahr Geschlecht
Knaben j Mädchen

Alter
unter über

14 Jahren

Reh
evangl.

gion
kath.

Insge¬
samt

1922 15 3 12 7 15 4 19
1923 10 9 11 8 17 2 19
1924- 8 15 15 8 20 3 23

(dav. 3
üblSJ)

1925 3 8 5 5 11 — 11
192<i 7 4 7 4 11 — 11

Das Jugendamt beantragt die Fürsorge¬
erziehung nur dann , wenn alle anderen
Maßnahmen zur Beseitigung der Erziehungs¬
not erfolglos sind oder bleiben . In der Regel
gehen dem Antrag eine längere Schutzauf¬
sicht und mehrfache Verhandlungen vor dem
Fürsorgeausschuß des Vereins „ Jugend¬
schutz “ vorauf . Zu diesen Verhandlungen
werden die Jugendlichen mit ihren Er¬
ziehungsberechtigten eingeladen . Das Ju¬
gendamt ist bestrebt , möglichst weite Kreise
der Bevölkerung zur Erfüllung seiner Auf¬
gaben heranzuziehen . Soweit es sich um
Jugendfürsorgeaufgaben handelt , sind die
zur Mitwirkung bereiten Kreise im Verein
„Jugendschutz “ zusammengeschlossen . Nicht
nur auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehung,
deren möglichste Verhütung das Bestreben
der mitwirkenden Kräfte ist , sondern auch
bei der Durchführung der Jugendge¬
richt s h i I f e und bei der Führung von
S ch u t z a u f s i ch t e n bediente sich das
Jugendamt der seit Jahren bewährten Mit¬
wirkung dieses Vereins , dem durch Beschluß
des Jugendamtes vom 1 . Juni 1925 die Auf¬
gaben aus § § 60 und 51 Reichsjugendw ohl-

fahrtsg 'esetz zur selbständigen Erledigung
übertragen wurden . Die evgl . Kirclien-
gemeinde hat für ihre Genieindemitglieder
das evgl . J u g e n d - u n d W ohl-
f a h r t s a m t unter Leitung des Pfarrers
Wetschky geschaffen und eine Fürsorgerin
hauptamtlich angestellt , wodurch das städti¬
sche Jugendamt eine wesentliche Unterstüt¬
zung in der Erfüllung seiner Aufgaben er¬
fährt . Zu den Kosten dieser Einrichtung
leistete die Stadt 1925 und 1926 eine Beihilfe
von je 500 Mark.

Die evgl . Kreissynode Solingen hat im
Jahre 1926 auf Anregung des für den Ausbau
der Jugendfürsorge - Einrichtungen unermüd¬
lich tätigen Pfarrers Wetschky - Wald die
I lammerstein sehen Gutsgebäude in Wald-
Obenscheid käuflich erworben , um dort ein
V o r a s y I f ü r g e f ä h r d e t e M ä d ch e n
— das erste im Stadt - und Landkreis
Solingen — einzurichten . Die Umbau - und
Einrichtungsarbeiten , zu deren Kosten neben
Staat und Provinz . Landkreis und Stadtkreis
Solingen auch die Stadt Wald beigetragen
hat , wurden so sehr gefördert , daß am
5 , Februar 1927 das Heim unter dem schönen
Namen „Quellenhof “' feierlich seiner Zweck¬
bestimmung übergeben werden konnte.

Die übrigen Aufgaben , die dem Jugend¬
amt gesetzlich zufullen , können mit Rücksicht
auf Mangel an Personal und Geld nur teil¬
weise erfüllt werden . Die am 1 . April 1925
vom Jugendamt befürwortete und danach
von der Stadtverordneten - Versammlung be¬
schlossene Anstellung einer Stadtfürsorgerin
mußte bisher aus Ersparnisgründen unter¬
bleiben.

Die Jugendpflege.
Im Gegensatz zu den Jugendfür¬

sorge - Aufgaben, über die bisher be¬
richtet wurde , gehört die Förderung der
J u g e n d p f I e g e nicht zu den Pflicht - son¬
dern zu den Kannaufgaben des Jugend¬
amtes.

Die Geschäftsführung des „Ortsaus¬
schusses für Jugendpflege

“
, in dem die in

Wald bestellenden Jugendpflegevereine ihre
Vertretung finden , lag schon vor dem Inkraft¬
treten des Reichs j ugendwohlfahrtsgesetzes
dem städtischen Jugendamte ob . Für die
Bildung und Betätigung des Ortsausschusses
sind besondere Richtlinien aufgestellt . Die
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Die Diele des evangelischen Mädchenheiins „Quellenhof“
zu Obenscheidt.

anerkannte Spielplatznot , der Mangel stadt¬

eigener Turnhallen , einer Jugendherberge
und einer Badeanstalt boten auf Anregung
des Ortsausschusses dem Jugendamt Veran¬

lassung zu manchen Vorlagen an die Stadt¬

verordnetenversammlung . Die Spielplatznot
( Wald hat statt , wie verlangt , 2,5 qm z . Li.

nur ca . 1 qm nutzbare Spielplatzfläche pro
hopf der Bevölkerung ) wird gelindert durch
die neuen , noch im Bau befindlichen städti¬
schen Spielplätze am Wecks Wäldchen und
zwischen Berg - und Brunnenstrafie . Ein ur¬

sprünglich für Spielplatzzwecke angemiete¬
tes Gelände an der Germanenstralle wird
nach neuesten Beschlüssen teilweise für den
Bau einer gemeinsamen Badeanstalt der
Städte Solingen , Wald und Grafrath in An¬

spruch genommen . Hoffentlich gelingt es,
daneben auch noch die dringendsten Spiel¬
platzwünsche des Schlagbaumer Bezirks zu
berücksichtigen , so daß dann nach Fertig¬
stellung der geplanten und im Bau befind¬
lichen Spielplätze etwa 2 qm Spielplatzfläche
pro Kopf der Bevölkerung vorhanden sein
würde . Für den Ausbau des Spielplatzes
des Kreuzweger Turnerbundes wurden 1925
von der Stadt 4000 Mk . bewilligt . Der Aus - -
bau unterblieb bisher , weil Kreis und Staat
keine entsprechenden Beihilfen bewilligten.
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Die Anträge dazu werden im Jahre 1927 er¬
neuert . Für die Einrichtung einer Jugend¬
herberge stellte die Stadt 1925 dem Jugend¬
herbergsverband 2 Bäume zur Verfügung
und setzte sie in einen verwendungsfähigen
Zustand . Die erste städtische Turnhalle an
der Schule Eintrachtstraße wurde Ende 1926

fertiggestellt . Neben diesen Aufwendungen
der Stadt leisteten einige Vereine , teilweise
mit finanzieller Unterstützung des Jugend¬
amtes , durch Ausbau vorhandener und

Schaffung neuer Anlagen ( eine Jugendher¬
berge , eine Turnhalle , ein Jugendheim u . a .)
Beachtenswertes . Jugendamt und Vereine
veranstalteten Kurse zur Aus - und Weiter-

bildung von Jugendführern . Brachte so die
Berichtszeit hinsichtlich der Schaffung von

Voraussetzungen für die körperliche Ertüch¬

tigung , insbesondere unseres Nachwuchses,
beachtliche Fortschritte und noch verhei¬
ßungsvollere y\ nsätze für die Zukunft

( Kampfbahn , Badeanstalt ) , so muß die För¬

derung der geistigen Jugendpflege leider
fast ganz den Vereinen überlassen werden.
Nur auf dem Gebiete des Kampfes gegen
Schmutz - und Schundliteratur schritt das

Jugendamt zu einer selbständigen Aktion
durch Veranstaltungen wohlgelungener
Jugendbuchwochen in den Jahren 1925 und



1926, ;m denen sieh uuth die Stadtbücherei
beteiligte.

Dem Ortsausschuß fiir Jugendpflege ge-
hörten an:

wurden . Der mittelbare Einfluß durch
kohlentmingel , Verkehrs - , Zoll - und Absatz-
schwierigkeiten war aber für die meisten
Betriebe bald so empfindlich , daß Arbeits-

1
1922 1923 1924 1925 1920

Sportvereine Zahl 12 11 12 11 9
mit Jugendlichen münnl. 887 (vif) 080 903 495

weibl. 102 121 195 353 170
mit Schülern münnl. 847 871 219 231 284

weibl . ; 08 244 i 207 202 239
Konf . Jngendvereine Zahl (i 0 8 8 8

mit Jugendlichen münnl. 198 108 230 199 251
weibl. 108 200 183 105 110

mit Schülern münnl. 9 00
|

15 13 8
weibl . j — 2 1 4 16

Sonst . Jngendvereine Zahl 5 [
' 4 4 3 7

mit Jugendlichen münnl. 180 200 448 49 143
weibl . | 175 192 208 52 01

mit Schülern münnl . i — 51 50 — 14
weibl . ! — 89 33 — 29

. 1
Insgesamt ; 2084 2395 2547 2231 1820

Berufsschule münnl. — — — 550 501
weibl. — — — 290 312

3083 2099

Arbeitsamt.
Am I . Oktober 1922 trat das Arbeitsnach¬

weisgesetz vom 22 . 7 . 1922 in kraft . In Durch¬
führung dieses Gesetzes wurde Wald vom
Regierungspräsidenten dem Bezirk eines in
Solingen zu errichtenden Oeffentlichen Ar¬
beitsnachweises für den Stadtkreis Solingen
und die Städte Ohligs , Wald . Gräfrath und
Höhscheid des Landkreises Solingen zuge¬
teilt . Verwaltungsgemeinde ist die Stadt
Solingen.

Die Organisation des Arbeitsnachweises,
dessen Satzungen sich noch heute iin Stadium
der Beratungen befinden , wurde verzögert
durch die französisch - belgische Besetzung des
Ruhrgebiets ab 11 . 1 . 1925 und den dadurch
ausgelösten passiven Widerstand.

Das Jahr 1922 brachte der Solinger
Industrie Hochkonjunktur . Erwerbslose
waren in Wald nicht vorhanden , es herrschte
sogar fühlbarer Arbeitermangel . Der Ruhr¬
kampf brachte eine schnelle Aenderung,
wenn auch liier im englisch besetzten Gebiet
Ordnung und Verkehr aulrecht erhalten

zeitverkürzungen und Arbeiterentlassungen
von Monat zu Monat an Umfang und Zahl
Zunahmen.

Stichtag Vollerwerbs¬
lose

Kurz¬
arbeiter

Notstands-
ai beiter

i. 4. 23 571 — 57
i. 5. 23 392 — 304
i. 0 . 23 835 570 300
i. 7. 23 712 227 480
i. 8. 23 954 411 525
i. 9. 23 2751 719 001
i. 10. 23 3321 852 559

15. 10. 23 3729 1132 185

Daneben erhielt eine nicht feststellbare
Zahl der Einwohner Lohnsicherung durch
Vermittlung der Arbeitgeber , wenn diese
dem Arbeitgeberverband angehörten . Nach
Liquidation des Ruhrkampfes traten die Be¬
stimmungen der Erwerbslosenfürsorge Ver¬
ordnung wieder in kraft . Die Betreuung
der Erwerbslosen durch den Arbeitgeber
hörte auf , so daß zunächst die Zahl der von
der Gemeinde unterstützten Erwerbslosen
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nodi anschwoll , dann aber sehr schnell ab-
jiabm , wie nachstehend ersichtlich:

Stichtag
Vollerwerbs¬

lose
Kurz¬

arbeiter
Notstands¬

arbeiter

15 . 11 . 28 5868 1397 _

15 . 12 . 28 2693 441 —

1 . 1 . 24 2770 697 —

1 . 2 . 24 2047 9 . —

1. 8 . 24 894 8 —

1 . 4 . 24 186 — —

Die Kosten der Erwerbslosen - Fürsorge
trug während des Ruhrkampfes bis zum
lb . 12 . 1923 das Reich allein . Danach sollten
Arbeitnehmer , Arbeitgeber und Gemein¬
den nach den Bestimmungen der Mittel-
aufbringungsverordnung vom 15 . 10 . 1923 zu
den Kosten beitragen . Diese Verordnung
wurde im besetzten Gebiet nur teilweise , bei
uns überhaupt nicht durchgeführt . Erst durch
die neue Verordnung über Erwerbslosen-

Fürsorge vom 16 . 2 . 1924, die die Erwerbs¬
losenfürsorge in festen organisatorischen Zu¬
sammenhang mit den Arbeitsnachweisen
brachte , wurde wieder eine feste Beteiligung
der Gemeinden an den Kosten , und zwar

V# hinsichtlich der Fürsorge - und % hinsicht¬
lich der Verwaltungsausgaben (einschl . Ar¬
beitsnachweis ) geschaffen , die bis heute noch

besteht . Ab 1 . 4 . 1924 führt das städtische
Arbeitsamt , teilweise als Nebenstelle des
Oeffentlichen Arbeitsnachweises Solingen,
die ihm obliegenden Aufgaben aus . Die Er¬
werbslosenzahl nahm weiter ab und erreichte
ihren tiefsten Stand im Jahre 1924 und seit¬
her überhaupt am 24 . 5 . 1924 mit 7 männ¬
lichen Erwerbslosen . Im Juni und Juli 1924
nahm die Erwerbslosigkeit wieder zu , am
6 . 9 . 1924 wurde mit 334 (davon 4 weibl . ) der
Höchststand der Krise überwunden . All¬
mählich und stetig sank dann die Erwerbs¬
losenzahl auf 38 (davon 2 weiblich ) am
25 . 4 . 1925. Es folgte dann eine langsame
aber stetige Zunahme . Am 1 . 10 . 1925 war
die Zahl 144, am 1 . 11 . 1925 : 151 , am 1 . 12 . 1925:
305, und am 1 . 1 . 1926 : 612 erreicht . Die Zu¬
nahme von 100 Prozent je Monat verringerte
sich dann etwas , war aber doch noch recht
erheblich . Am 1 . 4 . 1926 wurden 1096 ( davon
55 weibl . ) Erwerbslose unterstützt , am
1 . 7 . 1926 waren es 1358 und am 7 . 8. 1926:

1456 (davon 80 weibl . ) . Damit war der
Höchststand des Jahres 1926 erreicht . Die

Besserung der Konjunktur , verursacht teil¬
weise durch den englischen Bergarbeiter¬
streik , wird durch folgende Erwerbslosen¬
ziffern belegt : 2 . 10 . 1926 : 1192, 6 . 11 . 1926:
935 , 18 . 12 . 1926 : 812.

beider war es aber die günstigere Ar¬

beitsmarktlage nicht allein , die den Rückgang
der Zahl der unterstützten Erwerbslosen be¬

dingte . Zu einem Teil wurde dieser dadurch
verursacht , daß immer mehr Erwerbslose die

Unterstiitzungshöchstdauer erreichten und

„ausgesteuert
“

, d . h . vom Bezüge der Er¬
werbslosen - Unterstützung ausgeschlossen
wurden . Die Zahl dieser „Ausgesteuerten“
erreichte seit 1 . 7 . 1926 bis 22. 11 . 1926 : 120.
Der größte Teil dieser Leute mußte die Hilfe
des Wohlfahrtsamtes in Anspruch nehmen
und belastete dieses in völlig unvorher¬

gesehener Weise . Die lang andauernde Krise

nötigte das Reich , den Städten die Ausgaben
für die Ausgesteuerten ab 1 . 10 . 1926 zur
Hälfte und ab 22. 11 . 1926, seit Inkrafttreten
der Verordnung über die „Krisenfürsorge

“
,

zu 75 Prozent abzunehmen . Die „ Krisen¬
fürsorge “ wird den „Ausgesteuerten “ nicht
durch das Wohlfahrtsamt , sondern nach den

gleichen Grundsätzen und Sätzen wie die
Erwerbslosenfürsorge vom Arbeitsnachweis
gezahlt.

Die Zahl der Unterstützten:

Erwerbs-
losen-

Fiirsorge

Krisen-
Fiirsorge

zu¬
sammen

am 27. 11 . 1926 840 83 923
am 18 . 12 . 1926 812 108 920
am 31 . 12 . 1926 895 ' 137 1032

am 15 . 1. 1927 938 186 1124

am 29 . 1 . 1927 877 197 1074

Bei der Wertung dieser Zahlen darf nicht
außer Betracht bleiben , daß eine manchmal
nicht unerhebliche Zahl von Erwerbslosen
vorhanden ist , die aus irgendwelchen materi¬
ellen oder rechtlichen Gründen überhaupt
keine oder nur Wohlfahrtsunterstützung be¬
ziehen kann . Auch die Zahl der tatsächlich
Erwerbslosen würde den Umfang der Wirt¬
schaftskrise des letzten Jahres nicht voll¬

ständig erkennen lassen , da sichere Unter¬

lagen über die Arbeitszeitverkürzungen und
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die Zahl der davon betroffenen Personell
fehlen . Die Fürsorge für Kurzarbeiter , die
seit I . 5 . 1926 von den Arbeitsnachweisen ge¬
übt wird , bietet für den tatsächlichen Um¬
fang der Kurzarbeit , insbesondere in unserem
Bezirk mit starker Heimindustrie , einen
völlig unbrauchbaren Malistab . Der Anteil
der Stadt an den Kosten der Erwerbslosen¬
fürsorge ( V») und des Arbeitsnachweises ( hi)
betrug 192h : 20 516,45 RM . , 1925 : 59 925,58 RM .,
1920 ( 1. 4 — 51 . 12. = 9 Mon . ) 118 330,28 RM.

Die p r o d u k t i v e E r w e r b 1 o s e n -
1 ii r s o r g e war besonders in den Zeiten
langandauernder und umfangreicher Er¬
werbslosigkeit eine wertvolle und not¬
wendige Ergänzung der Unterstiitzungsge-
währung . Durch die Einrichtung von Not-
standsarbeiten wurde es möglich ', einen wenn
auch mit Rücksicht auf die Schwierigkeit der
Bereitstellung geeigneter Arbeiten und der
dafür notwendigen Mittel geringen Teil der
Erwerbslosen abwechselnd gegen Tariflohn
( oder ihm angeglichene Entschädigung ) zu
beschäftigen . Im Kapitel „Tiefbau " ist näher
ausgefiihrt , was alles in den letzten Jahren
größtenteils mit Erwerbslosen in Wald au
Straßen - , Kanalbauten und sonstigen An¬
lagen geschaffen worden ist . Besonders um¬
fangreiche Arbeiten wurden in der Zeit des
Ruhrkampfes ausgeführt . Die Zahl der an
den Stichtagen Beschäftigten wurde vor¬
stehend schon genannt . Insgesamt wurden
in rund 8 Monaten 61 518 Tagewerke ge¬
leistet = 7 500 pro Monat . Es waren also
durchschnittlich 500 Erwerbslose pro Arbeits¬
tag beschäftigt . Die vom Reich zur Ver¬
tilgung gestellten Papiermark Vorschüsse
stellten nach dem Berliner Dollarkurs einen
Wert von 245 807,51 CM . dar . Hiervon wur¬
den der Stadt 217 548,50 CM . als Zuschuß be¬
lassen . Ueber die Rückzahlung des Restes
wurde lange verhandelt mit dem Ergebnis,
daß durch Anerkennung eines Darlehns von
6 500 Mark , rückzahlbar in 5 Jahresraten,
seitens der Stadt das Reich sich für befriedigt
erklärte.

In den Jahren 1924, 1925 und 1926 war die
Zahl der bei Notstandsarbeiten beschäligten
Erwerbslosen gegen 1925 unbedeutend . Bei
sogenannten kleinen Notstandsarbeiten wur¬
den vom Juli 1924 bis | uni 1925 beispiels¬
weise beschäftigt am I . 8 . 1924: 46 , am
1 . 9 . 1924 : 122, am 1. 10. 1924: 147 , am

1. 11 . 1924 : 152 , am I . 12 . 1924 : 59, am
I . 1 . 1925 : 60 , am 1 . 2 . 1925 : 44 , am 1 . 5 . 1925:
25 , vom 1 . 4 . bis Ende Juni 1925 ca . 15 Mann.
Im Herbst 1925 wurde als große Notstands-
arbeit die Erdbewegung an der Spielplatz¬
anlage zwischen Berg - und Brunnenstraße in
Angriff genommen , wo bis zu 50 Erwerbs¬
lose an rund 5 000 Arbeitstagen beschäftigt
wurden . Seit Februar 1926 werden die Er¬
werbslosen zur Eeistung von Pflichtarbeit
herangezogen . Sie erhalten eine 50prozentige
Prämie zu ihrer Hauptunterstützung und
verbessern dadurch ihre wirtschaftliche Lage.
Ohne unmittelbaren Zwang stieg die Zahl
der Pllichtarbeiter im April 1926 auf 200
wöchentlich bei je I6stiindiger Beschäftigung.
Mit Rücksicht auf Mangel an Aufsichts¬
personul und Arbeitsgerät konnte eine
weitere Steigerung der Zahl der Beschäf¬
tigten nicht vorgenommen werden . Im Herbst
1926 nahm der in politischen Motiven be¬
gründete Widerstand der linksradikalen
Elemente gegen die Pflichtarbeit agitato¬
rischen C harakter an und führte zu einer
vorübergehenden Beunruhigung der Er¬
werbslosen und nachfolgenden Verhand¬
lungen im Stadtverordneten - Kollegium . Dort
wurde die Beibehaltung der Pflichtarbeit im
Dezember 1926 beschlossen . Seitdem ist die
Zahl der Pflichtarbeiter , die jetzt je 5 Tage
pro Woche beschäftigt werden , nach vorüber¬
gehendem Sinken wieder auf den alten
Stand von 200 bis 240 gestiegen.

Nach dem Willen der Reichsregierung
soll am 1 . 4 . 1927 das Gesetz über die
Arbeitslosenversicherung in Kraft treten . Bei
der parlamentarischen Behandlung des Ge¬
setzes im Reichstag sind aber noch manche
Klippen zu umschiffen , wodurch das Inkraft¬
treten dieses Gesetzes verzögert werden
kann . In der jetzigen Krise und in der von
der Reichsregierung gewünschten Form , die
den Gemeinden wie bisher Vn (statt V», wie
vom Reichsrat beschlossen ) Anteil an den
Kosten der Krisenfürsorge aufbürden will,
würde das Inkrafttreten des Gesetzes wahr¬
scheinlich eine Mehrbelastung statt der von
den Städten erhofften Entlastung bringen.
Die Bezugsdauer für die Unterstützung ist
im Versicherungsgesetz kürzer und die Vor¬
aussetzungen sind schwerer erfüllbar . Die
Zahl der Krisenunterstützungsempfünger
würde nach Inkrafttreten des Versicherungs-
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gesetzes stark ansdiwellen . Die Nichtbetei¬
ligung der Gemeinden an den Kosten der
Erwerbslosenversidierung dürfte völlig auf¬

gewogen , wenn nicht überstiegen werden
durch die hierdurdi stärkere Belastung mit
dem K -Anteil an der Krisenunterstützung.

Das dem Arbeitsnachweis seit 1 . 1 . 1925
angegliederte Beruf samt konnte bisher
infolge personeller , wirtschaftlidier und ört¬
licher Hemmungen seine Tätigkeit nodi
nidit zum sichtbaren Erfolge entwickeln.
Ohne Zweifel haben wir sdion jetzt und

künftig nodi mehr Ursadie , mit unserin
Mensehennadiwuchs haushälterisch umzu¬
gehen . Den geeigneten Mann an den geeig¬
neten Platz zu bringen , ist eine Aufgabe , für
die es sidi lohnt , auch ins Gewicht fallende
Aufwendungen zu madien . Möge der Aus¬
bau des Berufsamtes für unsere Jugend von
Vorteil sein.

Milde Stiftungen.
Die drei von dem Wälder Ehrenbürger,

Geheimen Kommerzienrat Carl Ruß , Neu-
chatel , vor dein Kriege begründeten milden
Stiftungen

1 . die Eheleute Carl Ruß -Stiftung
2 . die Lehrer Carl Ruß -Stiftung
3 . die Mathilde Halbadi -Stiftung

haben leider auch durch die Inflation zum

größten Teil Wert und Bedeutung verloren.

Das Gesamtstiftungsvermögen der Ehe¬
leute Carl R u ß - S t i f t u n g betrug am
1 . April 1913 94 729,44 Mk „ durdi weitere
Zuwendungen des Stifters während der
Kriegszeit und sogleich nach dem Kriege
wuchs es auf rund 150 000 Mk . an . Heute hat
es noch einen Wert von rund 50 000 Mk . , den
die Immobilien ( Ruß - Häuser ) repräsentieren.
Das übrige Kapital ist entwertet . Die Ruß-
Häuser sind im Jahre 1926 sämtlich gründ¬
lich instandgesetzt und angestrichen worden,
lin Rechnungsjahr 1926 betrugen die Ein¬
nahmen 2642,70 Mk . (ausschließlich Pacht - und
Mieteinnahmen ) , die Ausgaben 2955,30 Mk .,
so daß mithin ein Zuschuß von 312,60 Mk.
erforderlich war . En .de 1926 war ein Rest¬
barbestand von 1999,50 Mk . vorhanden . Die

Aufwertungsansprüche der Stiftung werden
auf 730 Mk . veranschlagt . Seit 1924 hat die
Eheleute Carl Ruß -Stiftung nidit mehr die
satzungsmäßigen Stipendien gewähren
können.

Das Vermögen der Leh re r Carl Ru ß-
Stiftung, im Jahre 1916 auf rund
22 000 Mk . angewadisen , war in Wert¬
papieren angelegt und ist ebenfalls ein Opfer
der Inflation geworden . Die Aufwertungs¬
ansprüche betragen gerade 500 Mk.

Die Mathilde H a 1 b a eh - S t i f t u n g
konnte für die Stadt Wald noch nidit wirk¬
sam werden , weil die Schwestern Oelber¬
mann noch leben.
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VIII . BAU - UND WOHNUNGSWESEN.

Der seit dem 1. Januar 1897 amtierende
Stadtbaumeister Heinrich Wender ist am
31 . März 1926 wegen zunehmender körper¬
licher Schwäche pensioniert worden . Am
23 . Februar 1927 ist er in Wald gestorben.
Dem treuen , gewissenhaften Beamten , der
an der baulichen Entwicklung Wald ’s wäh¬
rend seiner fast 30 jährigen Tätigkeit in
verantwortungsvoller Stelle regen Anteil ge¬
nommen hat , sei auch an dieser Stelle der
Dank der Oeffentlichkeit ausgesprochen.

Die Stelle Wenders wurde bisher nicht
wieder besetzt . Das Baudezernat verwaltet
I . Beigeordneter Schneider. Hochbau,
Tiefbau und Baupolizei werden in Einzel¬
abteilungen bearbeitet.

Der Hochbau
und das Wohnungsproblem.

Der Wohnungsbau hat nach dem kriege
eine sonderbare Entwicklung genommen.
Als im Jahre 1918/19 die Kriegsteilnehmer
in die Heimat zurückströmten , die Zahl der
Trauungen und Eamiliengründungen zu¬
nahm und alle die kriegsgetrauten Paare

Wohnungen verlangten , konnte das Bedürf¬
nis nicht befriedigt werden . Durch den Aus¬
fall der Bautätigkeit während des Krieges
war ein Unterangebot an Wohnungen vor¬
handen . Das hätte die Preise der Woh¬
nungen ( Mieten ) natürlicherweise steigern
müssen ; denn die erhöhte Nachfrage nach
Wohnungen hätte das bewirkt , und so
würde , wenn man sich nach privatwirtschaft¬
lichen Grundsätzen richtet , durch hohe
Mieten vielleicht überraschend schnell die
Baulust des Privatkapitals gestiegen sein.
Doch darf man bei diesem Gedanken allein
nicht verharren . Es sind auch Gründe dafür
ins Feld zu führen — sie liegen auf sozialem
Gebiet — daß es nicht rein nach liberalen
Prinzipien gehen konnte . Die Zwangsbe-
wirtschaftung , deren Schwergewicht wohl
nicht in erster Linie in dem unterbrochenen
Verl iigungsrecht des Eigentümers als viel¬
mehr in der Kargheit des Hausmietzinses lag,
ohne dessen auskömmliche Höhe der Eigen¬
tümer Lust und Liebe an seinen Miethäusern
verliert , ihre Unterhaltung unterläßt und
du rch seine verständliche Interesselosigkeit
der Allgemeinheit mehr schadet als nützt,
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hatte immerhin Berechtigung . Niemand wird,
auch der Hauseigentümer nicht , leugnen
wollen , daß nach dem Kriege eine Ratio¬
nierung der vorhandenen Wohnungen not¬
wendig war . Die Bekämpfung der Woh¬
nungsnot durfte aber im Grunde kein ad¬
ministratives , sondern ein ökonomisches
Problem sein , und man mußte Mittel und
Wege finden , das Privatkapital so früh wie
möglich daran zu beteiligen . Kurz und gut,
die Gründe sind bekannt , weshalb nicht der
Privatmann , sondern die Oeffentlichkeit
(Gemeinden usw . ) bauen mußte . Die Stadt
Wahl hat das in einem Umfange getan , wie
es eben möglich war.

Im Jahre 192 0 wurden die ersten
städtischen Siedlungen am Wecks Wäldchen
errichtet . Insgesamt sind dort 4h Wohn¬
häuser mit in Wohnungen neugeschaffen
worden.

Im Jahre 1922 erbaute die Stadt ein
Haus an der Ecke . Schlagbaumer - und Donau¬
straße mit 9 Wohnungen und an der Sand-
strafie zw' ei Häuser mit II Wohnungen sowie
den Kassenraum pp . für die Sparkassen¬
zweigstelle . Infolge der ungeheuren finan¬
ziellen Schwierigkeiten und der Aussichts¬
losigkeit , Anleihen zu günstigen Bedin¬
gungen zu erhalten , ist bedauerlicherweise
in den Jahren 1921 und 1922 ein Stillstand in
der städtischen Wohnungsbautätigkeit ein¬
getreten.

Im Jahre 192 3 folgte der Bau von
29 Einfamilienhäusern , die im Erbbaurecht
errichtet sind . Die architektonisch schönen
Häuser , durchweg alle von ihren Bewohnern
mit freundlichem Blumenschmuck versehen,
sind Zierden der Gemeinde . Die Häuser
befinden sich an der Germanen - , Parallel - ,
Stübbener - , Heid - , Henrietten - und Strau-
cherstraße.

Im Jahre 1924 sind weitere 9 Wohn¬
häuser mit 34 Wohnungen an der Sand - ,
M .-Gönratherstraße , an der Haupt - , Heid-
und Krausenerstraße errichtet worden.

Im Jahre 1925 wurden 11 Wohnhäuser
mit 32 Wohnungen an der Eschbach - und
Lessingstraße ( je eins als Feuerwehrsied¬
lungsheim ; siehe Abschnitt Feuerlöschwesen ) ,
Eintracht - und Gasstraße ( je eins des städti¬
schen Gaswerks ; siehe Abschnitt Gaswerk)

und die übrigen Häuser an der Mittelgün-
ratherstraße erbaut.

Im Jahre 192h schließlich führte die
Stadt den Bau von 6 Einfamilienhäusern für
lungenkranke Familien , deren Isolierung der
Fürsorgearzt empfahl , aus und errichtete
zum Bezug am 1 . April 1927 eine Reihen¬
hausgruppe ( -5 Häuser ) an der Fuhrstraße
mit 1b Wohnungen . Fernerhin erwarb die
Stadt zwei unbenutzte Fabrikgebäude , das
eine der Firma Rhenania an der Altenhofer¬
straße . das andere der Firma W alter Stock
an der Goten - und Frankenstraße : beide
Fabrikgebäude wurden zu Wohnungs-
zwecken umgebaut . Das erste enthält 21
W' ohnungen , das zweite 33 WOhnungen.

Insgesamt hat die Stadt in der Nachkriegs¬
zeit bis zum Jahre 1926 einschl . 304 Woh¬
nungen neu hergestellt.

Der Spar - u . Bauverein e .G .m . b . H . ,
Wald , errichtete nach dem Kriege
im Jahre 1919 : 19 Wohnhäuser mit 41 Wohn . ,
im Jahre 1925 : 5 Wohnhäuser mit 10 Wohn . ,
im Jahre 1926 :

" Wohnhäuser mit 29 Wohn .,
zusammen 80 Wohnungen . Im Jahre 1927
wird er mit weitgehender städtischer Hilfe
ein neues großzügiges Bauprogramm zur
Ausführung bringen und die Stadt entlasten.
Die Stadt wird selbst nur einige Spezial¬
bauten ( Feuerwehrsiedlung auf dem alten
Schützenplatz u . a . ) errichten . Das Bau¬
programm des Spar - und Bauvereins für
1927 sieht die Errichtung einer aus 23 Häu¬
sern bestehenden Siedlung am Altenhof vor,
die 90 Wohnungen enthalten wird . Ferner
baut der Verein an der Ecke Berg - und
Altenhoferstraße ein Doppelhaus mit 13
Wohnungen , an der Krügerstraße 4 Häuser
mit 16 Wohnungen , an der Ecke Post - und
Locherstraße 1 Doppelhaus mit 6 Woh¬
nungen und 2 großen Geschäftslokalen , an
der Krautstraße 1 Haus mit 2 Wohnungen,
an der Schloßstraße 3 Häuser mit 13 W' oh¬
nungen . Schließlich wird der Spar - und Bau¬
verein im Jahre 1927 mit einem Doppelhaus,
enthaltend 6 W' ohnungen , den Beginn einer
neuen Siedlung an der Frankenstraße in
Verbindung mit dem von der Stadt umge¬
bauten Werksgebäude der Firma Stock
machen.

ln diesem Zusammenhang interessiert es
auch , die Entwicklung der Privatwohnhaus-
bautätigkeit zu erfahren.
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Städtischer Reihenhausbuu an der Sandstratie.
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Partie Erbbauliäuser an der Ecke Stiibbener - und Parallelstrafie.
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Erbbauhuus an der Henriettenstraße.



1919 : 1 WOhnliaus mit I Wohnung
1920 : I . . - I
1921 : 3 Wohnhäuser mit 4 Wohnungen
1922 : 22
1923: 1(>
1924 : 4
1923: 19
1926 : 10
Insgesamt sind demnach muh dem Kriege

bis 1926 einschließlich
von der Stadt 113 Häuser mit 304 WOhnungen
vom Spar - und

Bau verein 29 1 lüuser mit HO Wohnungen
von Privaten 76 1 läuser mit 200 Wohnungen

insgesamt 220 Häuser mit 384 Wohnungen
errichtet worden.

Bei Ausarbeitung der städtischen und der
Bauprojekte des Spar - und Bauvereins ist
in weitgeliendem Malle aut städtebauliche
Belange Rücksicht genommen worden . Audi
die privaten Bauabsichten wurden in dieser
Hinsicht beeinflußt . In dieser Beziehung
sind besonders die Bauten an der Sand-
strafie zu erwähnen , die mit dem neuen
Häuserblock der Firma Gehr . Kurz , dessen
Ausgestaltung in einem städtischen Wettbe¬
werb und unter städtischer Finanzhilfe ge¬
sichert wurde , das Straßen - und Ortsbild
erheblich verschönern und vereinheitlichen,
auf Verkehr und Bauentwicklung gebührend
Rücksicht nehmen . Auch die Ausfüllung
der Baulücke Brokamp an der Hauptstraße
(Straßenbahnhaltestelle Bahnhof ) und die
vollendete Regulierung der Ecke Körner-
und Hauptstraße ( mit Neubau Prinz ) , wie
auch die Ersetzung des alten , ehemals dem
Landkreis Solingen gehörigen Fachwerk¬
hauses an der Donau - und Schlagbaumer-
straße durch einen neuzeitlichen Massivbau
dürfen hier genannt werden . ln gleicher
Richtung liegt die Ausgestaltung der Haupt¬
straße am Kriegerdenkmal , wo durch Ab¬
bruch zweier alter Fachwerkhäuser Platz
für eine notwendige Straßenerweiterung und
Raum Hir die Errichtung eines architekto¬
nisch ganz vorzüglich angepaßten Wohn - und
Geschäftshauses der Stadt geschaffen wurde.
Ebensolche Regulierungen sind auf städtische
Veranlassungen hin durch den Spar - und
Bauverein an der unteren Poststraße und an
der Ecke Berg - und Altenhoferstraße be¬
gonnen worden . Durch die Ebbbauhäuser

wurden verschiedene Wohnstraßen und
- viertel ungemein verschönert und der An¬
reiz zum Bau moderner Einfamilienhäuser
gegeben . Immer aber mußte das Prinzip der
Kostenbilligkeit und Wirtschaftlichkeit dem
dekorativen übergeordnet werden.

Wenn es auch feststeht , daß nach dem
Kriege bis 1926 einschließlich insgesamt 220
Häuser mit 384 Wohnungen gebaut worden
sind , so ist damit die Wohnungsnot noch
nicht beseitigt . Das ist trotz aller mutmaß¬
lichen Erwägungen wohl erklärlich . Zunächst
bleibt zu berücksichtigen , daß während des
Krieges der Bau von 230 bis 300 Häusern
( festgestellt nach Durchschnittszahlen vor
dem Kriege ! ) unterblieben ist , daß fernerhin
nach dem Kriege Familiengründungen in
großem Maße ( 1919 : 266 ; 1920 : 418 ; 1921 : 304;
1922 ; 306 ; 1923: 286 ; 1924 : 203 ; 1923 : 238;
1926 : 231 ) erfolgten . E

'
amilienauflösungen

aber verhältnismäßig wenig festzustellen
sind . Eherner ist trotz mancher Abwehrmaß¬
nahmen immer noch der „Zug zur Stadt“
auch bei uns bemerkbar geworden und hat
sich in einer weiteren Belastung des Woh-
nungsmarktes ausgedrückt . Auch bleibt zu
berücksichtigen , daß eine Anzahl Altwoh¬
nungen verfallen und nicht mehr bewohnbar
sind . Nach den ziemlich zuverlässigen Er¬
hebungen des Wohnungsamtes beträgt die
Zahl der dringlichen Wohnungssuchenden
Eamilien noch etwa 230 , der weniger drin¬
genden E

'älle etwa 330 . Dank der betriebenen
Bautätigkeit der Stadt , des Spar - und Bau¬
vereins und Privater , die weiterhin immer
noch gefördert werden soll und muß , hat
doch schon eine bemerkbare Minderung des
vor Jahren eingetretenen Wohnungselendes
eingesetzt . Im Jahre 1924 erreichte die
Wohnungsnot ihren höchsten Stand . Damals
befanden sich 420 dringlich vorgemerkte
Wohnungssuchende E

’amilien in Wald . Nach
wie vor ist deshalb die Behebung der Woh¬
nungsnot mit allen verfügbaren Mitteln die
wichtigste Aufgabe der Gemeinde . Sie hat
im Jahre 1924 zur Errichtung von 14 Privat¬
wohnungen , 1923 von 37 und 1926 von 18
Privatwohnungen ( ausschl . Spar - und Bau-
verein ) I lauszinssteuermittel hergegeben.
Die städtischen Siedlungsbauten repräsen¬
tieren nicht allein einen hohen Goldmark¬
wert . sie sichern der Stadt auch Einnahmen,
durch die die Eigentümerin in die Lage ver-
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Wohnsiedlung , linke Seite , Buchen - und Krautstrafie.
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setzt wird . Pri vatban Vorhaben und ihre
eigenen jetzt und noch weiterhin so zu för¬
dern , daß ohne Inanspruchnahme von Steuer-
mitteln Zinsverbilligungen hei der Aufnahme
notwendiger Xuschußhypotheken gewälirt
werden können . Beispielsweise Bringen die
Erbbauhäuser Brutto 10 000 Mk . Zinsen und
Tilgungsbeträge pro Jahr ein . vom übrigen
llaushesitz der Stadt gellen etwa 100 000 Mk.
an Miete ein . Berner ist die Stadt , wie es
ihre Pflicht ist , bestrebt , ihren Mietern durch
angemessene Mietzinsfestsetzungen das
Wohnen zu erleichtern . In den meisten
nach dem Kriege erbauten Häusern der
Stadt wird die gesetzliche Miete , von einem
normalen Mietsatz gefordert , der der Brie¬
densmiete in ähnlichen Bauten entspricht.
Neuerdings erst beansprucht die Stadt in
den letzten fertiggestellten Häusern eine
Ifurchschnittsmiete von 150 Mk . pro Zimmer.
Aus dieser Darstellung geht hervor , daß
unter den obwaltenden ungünstigen Allge¬
mein Verhältnissen das denkbar Möglichste
zur Bekämpfung der Wohnungsnot getan
worden ist . Das Bestreben wird fortgesetzt.

UebeT die übrige I lochbautätigkeit der
Stadt ist schon in anderen Kapiteln dieses
Berichtes manches gesagt . Das gilt von den
B

’euerwehrsiedlungen ( im Abschnitt : B
'euer-

wehr ) , den Häusern für lungenkranke und
gefährdete B

’amilien ( im Abschnitt : Gesund¬
heitswesen ) , dem „Stadtsaal "

( im Abschnitt:
Volksbildungswesen ) , der Turnhalle an der
Volksschule Eintvachtstruße ( im Abschnitt:
Jugendpflege ) , der neuen Stadtbücherei ( im
Abschnitt : \ ’

olkshilclungswesen ) , so daß hier
im einzelnen nicht mehr darauf eingegangen
zu werden braucht.

Der Tiefbau.
Das Bauwesen teilt siyh in zwei Haupt¬

gebiete : Hoch - und Tiefbau . Beide sind
gleich wichtig : beide können nur in steter
Anpassung aneinander ihre Aufgaben lösen.

Im vorhergehenden Abschnitt ist der
Hochbau nach dem Kriege bereits geschildert
worden . Bis folgt jetzt eine Abhandlung
über die Tiefbautiitigkeit der Stadt in der¬
selben Zeit.

Das Strußcnwesen.
Die Dnrchgangsstraßen von Ort zu Ort

gehören allgemein in den Vcrwaltungr-

bereich der Provinz . Wir brauchen sie hier
im Rahmen einer gemeindlichen Uebersieht
nur zu nennen , wenn sie im Zusammenhang
mit städtischen Unternehmungen . Projekten
usw . stehen . Provinzialstraßen sind die
Haupt - , Beethoven - , Düsseldorfer - und
Schlagbaunierstruße . Die Mangonherger-
straße wird es nach Vollendung ihres be¬
gonnenen Ausbaus durch die beteiligten
Städte Solingen , Ohligs , Wald und I löhscheid
werden.

Auf dem Gebiete des Straßenwesens hat
die Stadt eine besondere Tätigkeit entfalten
müssen . Der Grund lag in der gewaltigen
Entwicklung des Straßenverkehrs , der sieh
heute von den Verhältnissen in der Vor¬
kriegszeit wesentlich unterscheidet . Unge¬
zählte Automobile , schwere und leichte Last¬
wagen und Motorräder durchfahren heute
die Städte und Ortschaften , und vom Sieges¬
zug des Kraftfahrzeugs ist fast schon der
letzte Blecken nicht mehr unberührt ge¬
blieben.

Daraus ergeben sich für den Tiefbau
einer Gemeinde die Aufgaben : die vorhan¬
denen Straßen zu unterhalten und notwendig
weitere Straßen und Durchgangsverbin¬
dungen zu schaffen , schließlich fiir das BTiß-
gängerpublikum ausreichende Sicherheit auf
den Straßen durch Anlage von Bürgersteigen
u . dergl . herzustellen.

Die Unterhaltung der Straßen erfordert,
je größer die Benutzung wird , immer höhere
Mittel . Zwar ist der Verschleiß einer ge¬
pflasterten Straße auch heute noch nicht so
erheblich , wie es bei chaussierten Straßen
der Ball ist .- Diesen letzteren wird durch die
Automobilreifen schnell und sicher die Decke
zerfahren und aulgefurcht , so daß sich je
nach dem Umfang der Inanspruchnahme
schon nach kürzerer Zeit Neudeckungen er¬
forderlich machen . Nicht alle Straßen
können gepflastert werden , und nur liir die
belebtesten und verkehrsreichsten Straßen
kann mit Rücksicht auf die höheren Kosten
eine solche Regelung vertreten werden.

Während der Berichtsjahre sind Straßen¬
ausbauten in großer Zahl vorgenommen
worden , die alle notwendig waren und die
zu einem erheblichen Teil , soweit es sich um
BTdarbeiten handelte , im Wege der Not¬
standsarbeit ( produktive Bh worbslosen I iir-
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sorge ) zur Ausführung kamen . Es handelt
sich u . a . um folgende Projekte:

Ausbau der Kreuz - und Teichstraße , der
verlängerten Schloßstraße , der Richard-
Wagnerstraße , Unten - Gönratherstraße,
eines Teiles der F rankenstraße , der
Straße am Freiheitsplatz , Charlotten¬
straße , Locherstraße , verlängerte Jäger¬
straße , Friesenstraße , eines Teiles der
Krautstraße , Wiesenstraße , Querstraße,
Henshauserstraße . Befestigung des Dam¬
mes der Frankenstraße in Herberg , Aus¬
bau des Dammes der Bergstraße usw.
Die Wittkullerstraße ist inzwischen auch

in ihrem letzten unteren Teile mit Klein¬
pflaster versehen worden . Dies erforderte
die starke Inanspruchnahme des Fahrdamms
dieser Straße.

Zur Entlastung der Hauptstraße vom
Kraftfahrzeugdurchgangsverkehr plant die
Straßenbauverwaltung die großzügige An¬
lage einer Entlastungsstraße , die von der
unteren Hauptstraße etwa an der katho¬
lischen Kirche gegenüber bis zum Bahnhof
führen soll und als Automobilstraße aufzu-
fassen ist . Die Fluchtlinien für diesen neuem
Straßenzug , der eine Breite bis zu 17 m er¬
halten soll , sind bereits festgelegt . Mit der
Bauausführung wird begreiflicherweise erst
in einigen Jahren zu rechnen sein.

Mit diesen Straßenausbauten wurden
vielfach Verbreiterungen unübersichtlicher
Kurven und Straßenmündungen vorgenom¬
men , so daß auch durch solche Maßnahmen
eine leichtere und ordnungsmäßigere Ver¬
kehrsabwicklung ermöglicht wurde . Erwähnt
sei in dieser Beziehung die Regulierung der
Ecke Hauptstraße am Kriegerdenkmal , wo
zwei alte Schieferhäuser , die in der Flucht¬
linie der Straße standen und den Verkehr
beengten , abgebrochen worden sind , damit
eine Straßenerbreiterung und der flucht¬
linienmäßige Bau eines modernen Wohn-
und Geschäftshauses ausgeführt werden
konnte . Ferner sind dieselben Maßnahmen
an der Ecke Sand - und Düsseldorferstraße,
Ecke Körner - und Hauptstraße , Ecke Berg-
und Altenhoferstraße und schließlidi an der
Ecke Poststraße durchgeführt worden bezw.
in Durchführung begriffen.

Um der durch die ungeheuerliche Ent¬
wicklung des Kraftfahrzeugverkehrs sich
ständig steigenden Verkehrsunsicherheit für

Fußgänger entgegenzu wirken , mußte der
Personenverkehr von den Fahrdämmen der
Hauptstraßen abgelenkt werden . So erwies
sich die Anlage von Bürgersteigen an einer
großen Zahl von Straßen notwendig . Bürger¬
steige wurden an folgenden Straßen ange¬
legt : untere Hauptstraße , mittlere Haupt¬
straße , obere Hauptstraße (dort zuin Teil an
der nördlichen Seite ) , Wittkullerstraße.
Schlagbaumerstraffe , Albrechtstraße , Alten¬
hoferstraße , Poststraße , Frankenstraße . Zur
Zeit der Abfassung dieses Berichts ist man
mit der Herstellung der Bürgersteiganlage
an der Beethovenstraße , der Mangenberger-
straße und des restlichen Teiles der oberen
Hauptstraße beschäftigt.

Schließlich darf hier noch erwähnt
werden , daß zur Erleichterung des Nacht¬
verkehrs auf den Straßen die Beleuchtung
durch Gaslaternen und eine Anzahl elek¬
trischer Bogenlampen wesentlich vervoll¬
kommnet wurde.
Kanalbauten.

Die in der Vorkriegszeit begonnene
Kanalisierung des Stadtgebietes zwecks
Schmutz - und Abwässerbeseitigung erlitt in
der Kriegszeit verständlicherweise eine Un¬
terbrechung . Sofort nach Beendigung des

Krieges wurden aber die Kanal bauten fort¬

gesetzt . Dies konnte geschehen , um mit den
überwiegend einfachen Erdarbeiten Arbeits¬
lose in produktiver Weise zu beschäftigen
Bis zum Jahre 1926 einschließlich ist die
Kanalisation noch auf folgende Straßen und
Strecken ausgedehnt worden:

Frankenstraße , untere Hauptstraße , mitt¬
lere Hauptstraße vom Gewerkschaftshaus
bis Steinstraße , Oben - Itter , Strecke zwi¬
schen Franken - und Kleinestraße , f rie-
senstraße , Altenhofer - und Bergstraße,
Mittel - Itter , Dültgenstal , Tiefenclick,
Stübbenerstraße , Lilienstraße , Unten¬
itter , Buchenstraße , Wittkuller - und Wie¬
senstraße , Oben - Gönrath , Germaner-
straße , Beethovenstraße , Viehbachtal,
Krausenerbachtal , Vorflutkanal Deller-
und Körnerstraße , Union - und Allee¬
straße , Dammstraße , Schlagbaumerstraße,
Mittel - Gönratherstraße , Locherstraße,
Heidstraße , Gasstraße.
Insgesamt sind nach dem Kriege H 000 m

Kanäle gelegt worden . Der Baukostenwert
ist mit rund 400 000 GM . ermittelt.
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Stadtverschönerung -
Grünanlagen - Aufforstungen.

Weiter hat die Stadtverwaltung grollen
Wert auf die Verschönerung des Stadtbildes,
auf die Erhaltung und Erweiterung der
Grünanlagen gelegt . Unter anderem ist die
Spielplatz - und Grünanlage an der Albrecht-
straße geschaffen worden , / wischen Berg-
und Brunnenstianße im oberen krausener-
bachtal wird eine großzügige Sportplatz-
und Grünanlage hergestellt , die aber erst in
einigen Jahren fertig sein wird . Die Anlage
soll eine bisher ziemlich wüste Strecke im
krausenerbachtal verdecken . Sie wird sich
ihrem Plane nach vorzüglich in die kette der
im krausenerbachtal befindlichen Sport - und
Spielplätze eingliedern . Das Projekt sieht
die Schaffung eines großen Spielfeldes mit
Ringlaufhahn und 100- m- Eaufbahn , Tribüne,
Ankleiderüumen , kinderspielplützen usw.
vor . Im oberen Teile der Anlage soll dem¬
nächst das geplante kriegerehrenmal der
Wälder Bürgerschaft Aufstellung finden . Die
Gesamtausf ührung wird rund "500 000 l\ 1k . er¬
fordern . Der größte Teil der Erdarbeiten
ist bereits ausgeführt.

Die zahlreichen kahlen Bergabhänge im
Itter - , Lochbach - und krausenerbachtal sind

"mit tausenden Bäumen und Sträuchern
wieder aufgeforstet worden . Für die Spa¬
ziergänger wurden neue Wege angelegt und
die vorhandenen verbessert . Viele Straßen
sind mit Baumschmuck versehen worden.

Wertvolle Arbeiten leisteten in dieser
Hinsicht auch die beiden am Ort bestehenden
I leimatpllegevereine , der Wälder Verein für
Natur - und Heimatpflege und der Verein für
Naturschutz - und Heimatpflege „ lttertal “ .
Durch die energische 'Tätigkeit beider Ver¬
eine , die sich häufig zu gemeinsamer Arbeit
verbinden , hat der Gedanke der Stadtver-
schönerung und Stadthygienisierung einen
kräftigen Impuls erhalten . Große Gebiete
unserer ehedem bewaldeten Täler sind durch
diese Vereine , die sich der finanziellen Un¬
terstützung der Stadt Wahl und des Land¬
kreises Solingen erfreuen , wieder aufge¬
forstet worden . Die Stadt wurde in dieser Be¬
ziehung durch die Rührigkeit der genannten
Vereine oft wesentlich entlastet , die auch für
die Erweiterung des Blumenschmucks an
Häusern und in Gärten lebhaftes Interesse
in der Bürgerschaft geweckt haben.

Sind nun auch durch die Bestimmungen
des Waldschutz - und Uferrandwegegesetzes
vom 29 . 7 . 1922 die noch vorhandenen Wald-
partien gegen willkürliche Abholzung und
Verschandelung geschützt , so ist dieser ge¬
setzliche Schutz doch nur relativ . Zunächst
ist er nur auf Jahre beschränkt und anderer¬
seits sind den Waldbesitzern noch Möglich¬
keiten der Abholzung ihrer Baumbestände
gegeben . Ist das letztere auch bei vernünf¬
tiger Würdigung des Eigentumsrechts be¬
greiflich , so kann die Oeffentlichkeit aber
allzu leicht dadurch großen Schaden haben.

SPORTPLATZu GRÜNANLAGEd»b GEMEINDE WALD- RMLD.
4«2SO.

Studien - und Grünanlage zwischen Rerg- und Brunnenstruße
OrumlriU , In Ausführung seif l !)2">
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mit
Aufforstung durch Schulkinder im Ittertal.

Die Stadt Wuld hat dank der verständnis¬
vollen Einstellung des Stadtverordneten-
kollegiunis schon eine grolle Anzahl Wald-
lind Griinparzellen in den einzelnen Tälern
erwerben können . Nur ' auf diesem Wege
wird die Erhaltung und notwendige Aus¬
dehnung der Grünflächen auf die Dauer

möglich sein.

Der Kommunalfriedhof.
Eigentlich ist das Bedürfnis für einen

kommunalen Friedhof schon lange Zeit in
Wald vorhanden . Dies ist nicht nur in erster
Einie aus der allgemeinen Tendenz , auch in
Deutschland das Bestattungswesen mehr und
mehr zu kommunalisieren , entstanden , son¬
dern vielmehr in einer Zwangsläufigkeit
begründet , die in den örtlichen Verhältnissen
liegt . Zunächst steht fest , dafl die evange¬
lische Kirchengemeinde nicht allzu lange
mehr imstande sein wird , auf ihrem Fried¬
hof an der Eorherstrafle Bestattungen vor¬
zunehmen . Die katholische Kirchengemeinde
Wald ist allerdings noch auf Jahre hinaus
mit Friedhofsgelände versorgt . Dagegen
strebt seit langer Zeit schon der Sch [agbaum-
Mangenberger Bezirk nach einem Friedhof,
der nicht so weit wie die vorhandenen Be¬
gräbnisplätze von diesem dichtbesiedelten.
Gebiet entfernt ist . Namentlich die katho¬
lische Kirchengemeinde Mangenberg , die

keinen eigenen Friedhof besitzt , hat stets
über die weite Entfernung des katholischen
Friedhofes an der Rosenkamperstralle ge¬
klagt . Fallt man dies und die Forderung
der freigeistigen Bewegung , die in Wahl
nicht gering ist , zusammen , so resultiert da¬
raus die Notwendigkeit der Schaffung eines
neuen , zentral gelegenen kommunalen Fried¬
hofes in Wahl.

Am 29 . September 1922 beauftragte das
Stadtverordnetenkollegium die Verwaltung,
der kommunalen Bestattung , näherzutreten.
Auf Vorschlag der Bau Verwaltung wurde
nach längeren Verhandlungen mit den Eigen¬
tümern , Erben Hammesfahr - Eoche , ein
groller Geländekomplex am Vogelsang von
der Stadt erworben . Es war ein überaus
glücklicher Gedanke , das Vogelsanger Ge¬
lände in das Eigentum der Stadt zu bringen
und es für die Friedhofsanlage zu sichern,
da es in jeder Beziehung wohl das idealste
Terrain dazu im Bezirke der Stadtgemeinde
Wald ist . Der Erwerb erfolgte im Jahre 1924
im Austausch gegen gleichwertige Grund¬
stücke der Stadt . Das für den Friedhof vor¬
gesehene Gelände ist etwa 2^ Morgen groll
und liegt zwischen der Eisenbahnstrecke
Wald —Solingen und dem Weg von Vogel¬
sang nach Eigen . Nach dem Gutachten des
Kreisarztes zu Solingen ist es nach der Lage,
den Boden - und Wasserverhältnissen zur
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Anlage eines Friedhofes sehr gut geeignet.
Das erworbene Terrain , ( las sich später noch
erheblich vergrößern lädt , wird muh der
Berechnung des Kreisarztes ()2 Jahre aus-
reichen . wenn man dort sämtliche in Wald
Gestorbenen bestatten würde . Da dies zu¬
nächst durch die noch vorhandenen Beerdi¬
gungsmöglichkeiten auf den konfessionellen
Friedhöfen nicht der Fall ist . so kann man
damit rechnen , daß der Kommunallriedhol
am \ ogelsang etwa 100 Jahre in Betrieb sein
wird . Dieser Mutmaßung ist natürlich nicht
unterstellt . duH der Friedhof wegen seiner
ausgezeichneten zentralen Lage im Falle der
Zusammenlegung der Städte des Solinger
Bezirks als Zentralbegräbnisplatz der Groß¬
stadt Solingen in Anspruch genommen wird.
Das ist aber nicht nur möglich , sondern sehr
wahrscheinlich , wenn die Städtevereinigung
Wirklichkeit wird.

Mittlerweile ist mit dem Ausbau eines
Teiles des Friedhofes begonnen worden . Die
Flaue dazu lieferte der Düsseldorfer Garten¬
architekt Josef Buerbauni , der übrigens auch
die technischen Unterlagen für die Sport¬
platz - und Grünanlage zwischen Berg - und
Brunnenstraße hergestellt hat.

Der Friedhof wird trotz denkbar wirt¬
schaftlichster Ausnutzung des vorhandenen
Geländes reichlich Grünschmuck aufweisen.
1in oberen , dem gemeinsamen Krankenhaus
zu gelegenen , doch von diesem durch einen
hohen Waldstreifen getrennten Teile (erster
Bauabschnitt ) wird in unmittelbarer Nähe
des I laupteinganges auf erhöhter Terrasse
die Kapelle zu stehen kommen . Ihr gegen¬
über soll die Friedhofsgärtnerei angelegt
werden . Der zweite , westliche I eil ( zweiter
Bauabschnitt ) läuft in der Mulde unweit der
Bahnuntertunnelung am Weg nach Figen
aus . Dort im Grunde wird die Anlage in

KOMMUNAL' FRIEDHOF
HR STAOT WALD - RHI.D.

M. 1:9000 '
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einem von Promenadenwegen und Zierwerk

umgebenen Teiche einen stimmungsvollen
Abschluß linden . Es braucht nicht besonders

hervorgehoben zu werden , daß die ausge¬
zeichnete Aufteilung des Geländes in die ein¬
zelnen Gräberfelder und deren Umrahmung
durch Baum - und Strauchwerk die einheit¬
liche Ausgestaltung der Reihengräber ge¬
bietet . In einer noch auszuarbeitenden Fried¬

hofsordnung , die sich dem erprobten Muster

auswärtiger Friedhofsvorsehriften moderner
Art anpassen soll , werden entsprechende
Bestimmungen enthalten sein . Wer die Ar¬
beiten zur Herstellung des ersten Feiles in

Augenschein nimmt , ist davon überzeugt , daß
die Stadt Wald in ihrem Kommunalfriedhof
eine hervorragende soziale Tat vollbringt,
die mit ihrer Zweckmäßigkeit gleichzeitig
die Aesthetik des gefühlvollen Menschen
verbindet.

Strafjenhygiene — Müllabfuhr.
Die Straßenreinigung, die vor

dem Kriege zweimal wöchentlich im Schlag-
baum - Mangenberger Bezirk und dreimal
wöchentlich im engeren Stadtgebiet vorge¬
nommen wurde , ist inzwischen nach vor¬

übergehender wesentlicher Einschränkung
wieder auf zweimalige wöchentliche Reini¬

gung sowohl der hierfür in Frage kommen¬

den gepflasterten Straßen im Schlagbaum-
Mangenberger - , wie auch der im inneren

Stadt - Bezirk gebracht worden . Zur schnel¬
leren Vornahme der Reinigung , die bislang
mittels Pferdekehrmaschine erfolgte , hat das

Stadtverordnetenkollegium die Anschaffung
eines Motorkehrgeräts beschlossen.

Die Straßen besprengung wäh¬
rend der heißen Jahreszeit erfolgte bisher
ebenfalls durch drei schon in der Vorkriegszeit
vorhandene Sprengwagen mit Pferdebetrieb.
Neben diesen Wagen , die auch ferner in Be¬
trieb bleiben , ist im Jahre 1926 ein moderner
Auto -Sprengwagen der Firma Krupp -Essen
in Dienst gestellt worden , der ein Wasser¬

fassungsvermögen von 4 Vi cbm hat und eine
schnellere und daher häufigere Straßenbe-

sprengung verbürgt.
Die Müllabfuhr ist ebenfalls wieder

auf den Vorkriegsstand gebracht worden,
d . h . sie findet auf fast sämtlichen Straßen
der Stadt zweimal in der Woche statt . Zur
besseren Erledigung des Abfuhrgeschäfts ist

die Verwendung einheitlicher geschlossener
Mülleimer angeordnet worden . Doch ist in

hygienischer Beziehung insofern noch nicht
der Idealzustand erreicht , weil die Ent¬

leerung der Gefäße in die Müllwagen unter

Staubentwicklung vor sich geht . In anderen
Städten bringt man die verschlossenen Müll¬

gefäße auf den Kippen zur Entleerung.
Während im engeren Stadtbezirk noch ge¬
nügend Kippgelegenheit vorhanden ist , hat
das Mangenberger Gebiet seit einiger Zeit
eine geeignete Kippe entbehrt . Es sind aber
Schritte unternommen , diesem Uebelstande
bald abzuhelfen.

Bachregulierungen — Die Itter-
genossenschaft.

Schon vor mehr als 100 Jahren haben sich
die am Itterlauf interessierten Gemeinden
mit der Reinigung und Unterhaltung dieses

Baches lebhaft beschäftigt . Alte aufgedeckte
Berichte der Gemeindeverwaltung Wald aus
der Zeit um 1810 lassen erkennen , daß da¬
mals schon auf die systematische Reinigung
des Itterbaches behördlicherseits großes Ge¬
wicht gelegt werden mußte . Im Laufe der
Zeit und vor allen Dingen seit beschleunigter
Bebauung und Industrialisierung des hie¬

sigen Gebiets hat die Frage der Itterreini¬

gung und Itterregulierung nachgerade hohe
wirtschaftliche Bedeutung erlangt.

Bereits vor dem Kriege wurde der soge¬
nannte „ Itterverband “ gegründet — ( Zweck-
verband der Landkreise Solingen , Düsseldorf
und Mettmann ) — der die Aufgabe hatte,
der zunehmenden Verschlammung und Ver¬

unreinigung des Itterbaches und seiner
Nebenläufe entgegenzuwirken . Die Aus¬

führung größerer Regulierungsarbeiten hat

der Krieg vereitelt . Erst im Jahre 1921

wurden regierungsseitig die Dinge in dieser

Beziehung wieder in Fluß gebracht . Nach

längeren Verhandlungen ist es gelungen,
gemäß den Bestimmungen des im Jahre 1913
erlassenen Wassergesetzes eine Wasser¬

genossenschaft für die Itter und ihre Neben¬
läufe zu schaffen . Dieser Wassergenossen-
schaft gehören die drei Landkreise Solingen,
Düsseldorf , Mettmann und die Gemeinden
Benrath , Hilden , Ohligs , Haan , Wald und
Gräfrath an , sowie die gesamten Teich¬
besitzer an den hierunter verzeichneten
Wasserläufen , ferner unter gewisser Voraus-

82



Setzung die Eigentümer der im Nieder-
schlugsgebiet dieser Bachläufe gelegenen ge¬
werblichen Anlagen . Sitz der Genossenschaft
ist Oliligs . derzeitiger Vorsteher Bürger¬
meister Sauerbrey , Ohligs.

Die Wassergenossenschuft bezweckt nach
dem allgemeinen Blaue den Ausbau und die
Unterhaltung der Itter und des Urdenbacher
Altrheins , des Garatherbaehes , des Hörster
Flutgrabens , des Lochbaches , des krausener-
budies , sowie des Thienhausener - und
I laanerbadies . Die Stadt Wald interessiert
natürlich die Regulierung des Itterbuches,
des Loch - und krausenerbaches , soweit sich
diese Wasserläufe auf Wälder Gebiet er¬
strecken.

Die durch die Ausführung , die Unter¬
haltung , den Betrieb und die Verwaltung
der genossenschaftlichen Anlagen entstehen¬
den kosten werden durch Beiträge der Ge¬
nossen gedeckt , und zwar derart , dal ? die
drei Landkreise vorab 25 Prozent der Aus¬
bau - und Unterhaltungskosten nach Verein¬
barung unter sich und die übrigen Genossen
die restlichen 75 Prozent sowie die Gesamt¬

kosten der Reinhaltung zu tragen haben . Der
Vorteil des einzelnen Genossen aus der Her¬
stellung und Unterhaltung der genossen¬
schal tlichen Anlagen wird selbstverständlich
bei der Festsetzung des Beitrages berück¬
sichtigt.

Nach einer großzügigen Planfestsetzung
sind bereits im Jahre 1921 die ersten Arbeiten
( zum Teil im Wege der Notstandsmaßnahme)
begonnen worden . Bis heute haben sich
diese allerdings noch nicht auf die Gemeinde
Wald erstreckt . Die Stadt Wahl hat ledig¬
lich aus eigener Veranlassung bereits einen
Teil des krausener Bachlaufes kanalisiert.

Talsperre im Iitertal.
Seit Bestehen des Strandbades „ Ittertal“

ist das Badewasser in der Hauptsache dem
Itterbach entnommen worden . Der Itterbach,
der durch die Abwässer der in seinem
Niederschlagsgebiet liegenden industriellen
Werke und durch Haus - und Straßenab¬
wässer verschmutzt wird , liefert nicht das zum
Bade erforderliche reine W asser . Um der Ver¬
unreinigung durch die Hausabwässer ent-
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pepeiizmviik .cn , hat die Stadt Wald schon vor

einigen Jahren einen Kanal angelegt , durch

den die Abwässer aus dem Stadtgebiet unter¬

halb des Strandbades in die Itter fließen.

Trotz alledem stehen Sachverständige auf

dem Standpunkt , daß die Verunreinigung

der Itter schon im Oberlauf einen solchen

Grad erreicht hat , daß das Wasser nicht

mehr für Badezwecke benutzt werden kann.

Der Weiterbetrieb des Strandbades würde

dadurch in Frage gestellt . Durch die tat¬

kräftige Unterstützung des Landkreises , ins¬

besondere des rührigen weitsrhauenden

Landrats Dr . Lucas und unter Mithilfe der

Städte Wald , Ohligs , Gräfrath , Haan und der

Solinger Kreisbahn wird nun von den Strand¬

badunternehmern im Ittertal oberhalb des

Bades eine 'Talsperre gebaut , durch die das

einwandfreie , keimarme Wasser des Holzer

Buches zur Versorgung des Strandbades auf¬

gestaut wird . Der Itterbach selbst wird um

dieses Staubecken herumgeleitet . Die groß¬

zügige Anlage (Fassungsvermögen der 'Tal¬

sperre etwa 80 000 cbm ) soll noch im Laufe

des Jahres 192 " fertiggestellt werden , so daß

zur Badesaison 1928 das Strandbad mit dem

Holzer Bach wasser beliefert wird . Die An¬

lage kostet etwa 200 000 Mk . Der Landkreis

Solingen und die genannten Städte , sowie

auch die Solinger Kreisbahn werden zu¬

sammen 100 000 Mk . zinsloses Darlehn und

weitere 100 000 Mk . 5 % verzinslichen Kredit

dem Strandbadunternehmen gewähren . Zur

Ausführung der projektierten Talsperren¬

anlage bedurfte es der Verleihung des Rechts

zur Ableitung des Holzer Bachwassers und

zur Aufstauung desselben im Ittertal sowie

zur Verlegung des Itterbaches . Diese Rechte

hat der Bezirksausschuß in Düsseldorf in

voller Anerkennung ihrer Notwendigkeit

verliehen . Ueberhaupt sind sämtliche recht¬

lichen Schwierigkeiten überwunden , die

allerdings geraume Zeit der Ausführung des

Projekts im Wege gestanden haben.
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IX. SONSTIGES

Uebersicht über die Geburten, Sterbefälle und Eheschließungen.

Jahrgang

Gehn r t e n

lebend geboren tot geboren

imännlichhcilbiewhcilehe un¬
hcilehe Gesamt¬summedarunterOrts¬fremde hcilnnämweiblidi hcilehe un¬hcilehe Gesamt¬summe

|

darunterOrts¬fremde

1922 233 209 417 25 442 75 9 10 18 i 19 3
1923 222 234 413 43 456 93 7 6 11 2 13 1
1924 271 236 476 31 507 167 8 10 18 — 18 4
1925 297 347 616 28 644 285 14 11 22 3 25 10
1926 346 315 622 39 661 317 17 18 33 2 35 19

Jahrgang

Gesamtzahl
der Sterbefälle

Es starben
im ersten Lebensjahre Zahl

der Ehe¬
schließungen

Gesamt¬lhaz

der
Sterbe¬

fälle

ohn.
Totgeb.da¬runterOrts¬fremdehcilnnämweiblidihcileheun¬hcileheGesamt¬summedarunterOrts¬fremde

1922 501 242 20 17 34 3 37 9 306
1923 451 204 21 25 40 6 46 14 286
1924 469 246 34 19 46 7 53 26 203
1925 486 273 24 27 46 5 51 28 258
1926 489 269 30 25 49 6 55 32 231

Todesursachen.
Es starben an:

Jah r-
gmift

Tuberkulose T yphus Lungen¬
entzündung

Krankheiten der
Atmungsorgane Diphtherie

hcilnnämhcilbiew
|

zusamm.darunterOrts¬fremdehcilnnämhcilbiewzusamm.darunterOrts¬fremdehcilnnämhcilbiewzusamm.darunterOrts¬fremdehcilnnämhcilbiewzusamm.darunterOrts¬fremdehcilnnämhcilbiewzusamm.darunterOrts¬fremde

1922 54 31 85 4H 2 2 4 2 35 25 60 29 6 2 8 5 5 3 8 6
1923 48 35 83 45 2 5 7 6 14 13 27 11 3 5 8 2 1 — 1 —

1924 36 30 titi 35 7 9 16 15 11 16 27 18 6 1 7 4 2 2 4 4
1925 47 29 76 39 8 13 21 18 41 25 HH 47 2 1 3 2 1 — 1 —

1926 41 27 68 37 — — — — 39 18 57 39 9 3 12 3 — —
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Todesursachen.
Es starben an:

J ahr-
gang

Keuchhusten Selbstmord Unglücksfällen
Magen - u . Darm¬
katarrh bei Kin¬
dern unter 1 Jahr

Scharlach

hcilnnämweiblidizusamm.darunterOrts¬fremdehcilnnäm

i

hcilbiewzusamm.darunterOrts¬fremde

|

hcilnnämweiblidizusamm.darunterOrts¬fremdehcilnnämhcilbiewzusamm.darunterOrts¬fremdehcilnnämhcilbiewzusamm.darunterOrts¬fremde

1922 1 — i — 2 — 2 1 10 2 12 7 — 1 i — _ _ —

1923 1 — i — 1 2 3 — 10 — 10 4 2 2 4 1 _ 3 3 3
1924 2 1 3 1 3 2 5 1 12 5 17 13 — 2 2 — — 1 1 1
1925 — 2 2 — 2 - 2 1 12 2 14 10 3 5 8 3 — — — —

1926 — — — 4 1 5 3 13 3 16 12 2 i 3 1 — — — - —

Die Standesamtsgeschäfte haben in den
Berichtsjahren — abgesehen von einem durch
den Mangel an selbständigen Wohnungen be¬
dingten geringen Rückgang der Eheschließun¬
gen — eine erhebliche Steigerung erfahren.
Die Zunahme der Geburten - und Sterbezif¬
fern ist derart groß , daß Solingen gegenüber
Wald im Jahre 1926 in der Zahl dieser Beur¬
kundungen zurückgeblieben ist . So beträgt
die Zahl der Lebendgeborenen 1926 für Wald
661 (Solingen 615 ) , der Totgeborenen 35
(Solingen 17 ) , der Sterbefälle 489 (Solingen
336 ) . Die Steigerung hat ihren Grund darin,
daß das Standesamt Wald auch für die Beur¬
kundung aller Geburten und Sterbelälle im
gemeinsamen Krankenhaus der Städte
Solingen , Wald , Höhscheid und Gräfrath zu¬
ständig ist . Die stärkere Inanspruchnahme
des Krankenhauses in den letzten Jahren
durch die Kranken und speziell durch die
hoffenden Mütter ist zweifellos zurückzu¬
führen auf die schlechten WohnungsVerhält¬
nisse , andererseits auf die vorbildliche Ein¬
richtung der Anstalt selbst und im beson¬
deren auf die mustergültige Einrichtung
einer Wöchnerinnenstation unter fachmänni¬
scher Leitung , sowie nicht zuletzt auf die
Ausdehnung der Familien Versicherung bei
den Krankenkassen . Einzelheiten , auch hin¬
sichtlich der Art der Todesursachen bei den
Sterbefällen , können aus den Uebersichten
entnommen werden . —

Das Mieteinigungsamt.
Der vorsitzführende Rechtsanwalt Ohliger

legte am 1 . Juli 1923 sein Amt als Vor¬
sitzender des Mieteinigungsamtes nieder . An
seine Stelle traten Amtsgerichtsrat Weißleder
und Amtsgerichtsrat Dr . Stiff in Solingen in

Wechselfolge . Mit der Gründung des Haus-
uncl Grundbesitzer - und des Mieterschutz¬
vereins übernahmen die Stellen der von den
politischen Parteien berufenen Beisitzer
solche der beiden Organisationen . Neben
den mannigfaltigen Mietstreitigkeiten spiel¬
ten die Mietpreisfestsetzungen vor allem
nach Inkrafttreten des Reichsmietengesetzes
vom 24 . 3 . 1922 die Hauptrolle . Ein Kapitel
für sich bildeten die Feststellungen ( betr.
Angemessenheit und Gleichwertigkeit ) der
auf Grund des § 16 des Gesetzes über Mieter¬
schutz und Mieteinigungsämter vom 1 . 7 . 1926
erforderlichen Ersatzraumsicherungen . Mit
diesem Gesetz wurde die Aufhebung von
Mietverhältnissen dem Mietschöffengericht
( Amtsgericht ) übertragen.

In Anspruch genommen wurde das Miet¬
einigungsamt vom 1 . 1 . 1922 bis 25 . 12 . 1926
in 487 Fällen zum Zwecke der Kündigung,
in 430 Fällen zum Zwecke der Mietpreisfest¬

setzung,
in 153 Fällen zum Zwecke der Aufhebung

von Wohnungsbeschlagnahmen,
in 44 Fällen auf Grund des § 16 des Mieter¬

schutzgesetzes und sonstiger Miet¬
streitigkeiten.

Entscheidungen sind gefällt worden in
592 Fällen , Klagen sind in 153 Fällen zurück¬
genommen worden , und außerterminliche
Erledigung fanden 249 , zusammen also
994 Fälle . Der Rest harrt z . T . seiner Er¬
ledigung im nächsten Jahr und ist dem zu¬
ständigen Mietschöffengericht Solingen wei¬
tergeleitet worden.

Das Kleingartens di iedsgericht
ist erfreulicherweise nur in 12 Fällen an¬
gerufen worden.



Das dem Wohnungsamt ungegliederte
Kleingartennebenamt erfuh r am
1 . Juli 1924 . Angliederung an die städtische
Vermögensstelle , zumal nicht Privatbesitz,
sondern nur städtisches Gartenland zur Ver¬
pachtung kam . —

folgen d e ß e r u f s g r u p pen: Metall¬
verarbeitung , Baugewerbe , Industrie der
Maschinen , Instrumente und Apparate , Han¬
dels - und Verkehrsgewerbe , Nahrungs - und
Genulhnittel und Industrie der Schnitz - und
Holzstoffe . —

Vergleichskammer des Gewerbegerichts Solingen in Wald,
umfassend die Gemeinden Wald und Grafrath.

Zuhl der vor der Vergleichskammer erledigten
Die Streitfälle a ) und b ) fan¬
den ihre Erledigung durch

Jahr
SitzungeArbeit-

£•

geber-KlagenArbeit¬

er

nehiner-Klagen
tgidelrenugebliebeneSachen

in dieHaupt-
sitzung ver¬
wiesenen
Rechts¬

streitigkeit.
gignähnagemachteKlagenüberhauptKlagezu¬rücknahme

außer¬
gerichtlich.hcielgreVgerichtlich.Vergleich

fua

andereArt
betrugenzusammen

1922 25 41 88 10 47 181 30 87 46 11 124

1928 22 12 150 8 90 255 27 41 53 41 162
1924 15 15 158 11 titf 248 6 62 30 73 171
1925 22 27 419 — 116 562 59 132 162 93 446
1926 20 22 188 2 98 308 19 67 47 75 208

Die Zusammenstellung zeigt einerseits,
dalä vor der Gewerbegerichtsvergleichs¬
kammer Wahl unverhältnismäßig viele Strei¬
tigkeiten haben direkt geschlichtet werden
können . Andererseits legt die namentlich
im Jahre 1925 erreichte außerordentlich hohe
Zahl der Streitfälle beredtes Zeugnis für den
wirtschaftlichen Niedergang der Solinger
Industrie ab . Die Streitigkeiten der
vor der Vergleichskammer erledigten Sachen
betrafen bei den Arbeitgeber-
Klagen in der Hauptsache : Wiederauf¬
nahme der Arbeit , Schadenersatz wegen Ver-
lassens und Nichtantritts der Arbeit und

wegen mangelhafter Arbeit , Rückerstattung
zuviel erhaltenen Lohnes , Fortsetzung und
Aullösung des Lehrverhältnisses ; bei den
Arbeitnehmer - Klagen; Antritt,
Fortsetzung und Auflösung des Arbeitsver¬
hältnisses bezw . Entschädigung , Zahlung
rückständigen Lohnes , Ausstellung und Her¬
ausgabe von Zeugnissen , Herausgabe von
Gerätschaften , Kleidungsstücken usw . , sowie
Fortsetzung und Auflösung des Lehrver¬
trages . Die erledigten Klagen ver¬
teilen s i di im w e s e n t I i ch e ii au I

Allgemeine Oriskrankenkasse Wald.
Wo Bezirke sich wie der unsrige zu einem

solchen mit ausgebautem Industriecharakter
entwickeln , treten infolge der zunehmenden
Bevölkerungsdichte Erscheinungen zutage,
die im Interesse des Volkswohles einer sorg¬
fältigen Beobachtung bedürfen . Neben einer
Beobachtung kommt es aber auch auf ein
tatkräftiges Eingreifen an , wo dieses ge¬
boten erscheint . Außer den öffentlichen
Fürsorgestellen kommen insbesondere die
Präger der Sozialversicherung , unter diesen
in erster Linie die Krankenkassen , hierfür
in Frage . Diese sind ebenso wie die Bevöl¬
kerung selbst an den Gesundheitsverhält¬
nissen interessiert , da ihre Leistungsfähig¬
keit genau wie die des Einzelnen von einer
gesundheitlich befriedigenden Grundlage
abhängig ist . Für sie gilt es darum , in aus¬
reichendem Umfange , da wo es notwendig
erscheint , einzugreifen , um das Aufkommen
von Mißständen in Bezug auf die Volks¬
gesundheit nach Möglichkeit zu verhindern.
Inwieweit die hier für unseren Stadtbezirk
in Frage kommende Allgemeine Ortskrun-
kenkasse diesen Anforderungen gerecht ge-

87



Allgemeine Ortskrankenkasse.
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worden ist , mögen die nachfolgenden Aus¬

führungen erläutern.
Zunächst dürfte die äußere Entwicklung

der Kasse interessieren . Aus diesen Grün¬

den geben wir nachstehend die Entwicklung
der Mitgliederbewegung in Jahresdurch¬
schnitten wieder.

Es betrug der durchschnittliche Jahres¬
mitgliederbestand:

1914 = 5 778
1919 = 6 435
1920 = 7 939
1921 = 8 401
1922 = 9 436
1923 = 9 578
1924 = 8 557
1923 = 9 527
1926 = 9159

Ein starkes Anschwellen des Mitglieder¬
bestandes gegenüber der Vorkriegszeit ist
ohne weiteres festzustellen . Die allerdings
in einzelnen Jahren zu verzeichnenden
Rückschläge sind auf die wirtschaftlichen
Tiefstände zurückzufiihren und nur darin zu
begründen.

Mehr als das Aeußere dürfte aber der
innere Aufbau , insbesondere der Ausbau der

Leistungen interessieren . Der allgemeine
Gesundheitszustand der Bevölkerung war
nach dem Kriege infolge der durchgemachten
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Leiden , der erlittenen Entbehrungen , äußerst
schlecht . Der Einzelne war in den meisten
Fällen hilflos gegenüber diesem Zustande,
ln Erkenntnis dieser Tatsache waren es
Vorstand und Verwaltung der Allgemeinen
Ortskrankenkasse , die bereits Anfang 1920
in nicht zu verkennender Weise Erheb¬
liches zur Besserung dieser Lage durch die
Einführung der obligatorischen Familien¬
versicherung für die Versicherten der

hiesigen Ortskrankenkasse beitrugen . Zu¬
nächst wurde allen im Haushalt des Ver¬
sicherten lebenden Angehörigen , soweit sie
von dem Arbeitsverdienst des Versicherten
unterhalten wurden , freie ärztliche Behand¬

lung und bei Notwendigkeit Krankenhaus¬

pflege auf Kassenkosten gewährt . Im Laufe
der nachfolgenden Jahre wurde dann stufen¬
weise eine weitere Ausdehnung der Familien-
versicherung durchgeführt.

Noch in der Inflation im Jahre 1922
wurde die Erweiterung des Verwaltungs¬
gebäudes beschlossen . Neben der notwen¬

digen Büro -Erweiterung sollte aber auch die

Möglichkeit zur Unterbringung einer eigenen
Zahnklinik geschaffen werden . Dieses ist
auch beschlußgemäß geschehen . Die Zahn¬
klinik wurde im Februar 1923 bereits in Be¬
trieb genommen . Gleichzeitig mit der Er¬

öffnung wurde dann neben der ärztlichen



Behandlung auch die vollständig freie zahn¬
ärztliche Behandlung für Familienangehörige
eingeführt.

Durch die Errichtung des Erweiterungs¬
baues war es aber auch möglich , die aus der
Vorkriegszeit noch vorhandenen Vermögens¬
bestände den Einflüssen der Inflation zu ent¬
ziehen und sie als dauernde Vermögenswerte
den Versicherten zu erhalten.

Im Laufe der nachfolgenden Jahre ist
dann noch in der Familienversicherung Heil¬
anstaltspflege vorgesehen worden , ferner
Gewährung der halben Arzneikosten , sowie
Zuschüsse zu Zahnersatz und sonstigen Heil¬
mitteln.

Aber nicht nur auf die Fürsorge für die
Angehörigen hat sich die Tätigkeit des Vor¬
standes und der Verwaltung beschränkt,
sondern auch für die Versicherten wurden
mannigfache neue Leistungen eingeführt
bezw . bestehende erweitert . Hier ist es vor
allen Dingen die Ausdehnung der Unter-
stiitzungspflicht bis zu 39 Wochen , Erhöhung
der Barleistungen bis zu 75 v . H . des Grund¬
lohnes , die nicht unerwähnt bleiben dürfen.
Heute beträgt das Krankengeld 50—75 v . H.
des Grundlohnes ( durchschnittlicher Arbeits¬
verdienst ) , das Hausgeld 25—50 v . H . des
Grundlohnes . Diese Leistungen , die nach
dem Familienstände in sozialer Weise ge¬
staffelt sind , erreichen in beiden Fällen die
vom Gesetzgeber festgelegten Höchstgrenzen
und schützen so den Versicherten in Krank¬
heitsfällen vor größerer Not und Entbehrung.

Zur Deckung des notwendigen Finanz¬
bedarfes werden von den Arbeitgebern
und Arbeitnehmern Beiträge erhoben , die
zur Zeit 6 v . H . des Grundlohnes be¬
tragen . Diese dürfen als relativ gering
bezeichnet werden , vor allem , wenn be¬
rücksichtigt wird , welche umfangreichen
Leistungen diesen gegenüberstehen . Sind
doch in näherer Umgebung Kassen mit
einem bedeutend größeren Mitgliederbestand,
die 7 'A und mehr v . I I . an Beiträgen erheben
müssen , auf der anderen Seite aber nicht an
die Leistungen der hiesigen Kasse heran¬
reichen können . Zu erklären ist dieses wohl
nur durch eine angepaßte Grundlohnstaffe¬
lung , durch die eine Unterversicherung mög¬
lichst uusgeschaltet wird und jeder ent¬
sprechend seiner Leistungsfähigkeit Beiträge
zu zahlen hat . Der Grundlohn ist in

10 Stufen gestaffelt , beginnend mit 60 Pfg.
und endend mit 10,50 Mark für den Kalender¬
tag bezw . 4,20 Mark und 73,50 Mark für die
Woche.

Vorstand und Verwaltung der Kasse
haben aber ihr Augenmerk nicht nur auf
Leistungen gerichtet , die der Beseitigung von
Schäden der Gesundheit dienen , sondern dar¬
über hinaus auch in tatkräftiger Weise ver¬
sucht , vorbeugende Heilfürsorge zu treiben.
Kann doch bei dieser Art der Fürsorge
häufig mit wenig Mitteln , im richtigen
Augenblick angewandt , ein Erfolg erzielt
werden , der auf die Dauer auch ein wirt¬
schaftlicher Erfolg für die Kasse sein wird.
Neben der notwendigen Aufklärung durch
Vorträge , Druckschriften und dergleichen ist
es vor allem die Heil - und Genesendenfür¬
sorge , die in umfangreicher Weise für
KasSenmitglieder durchgeführt wurde . Hier¬
für standen der Kasse reichlich Heime zur
Verfügung , die dann auch in weitgehendster
Weise in Anspruch genommen wurden und
manchem Versicherten die Kraft wiederge¬
geben haben , seinen Platz im Erwerbsleben
auszufüllen.

Ganz besonders wurde aber auch dem
heranwachsenden Geschlecht eine erhöhte
Aufmerksamkeit gewidmet und auch hier
schon Sorge getragen , daß beim Eintritt in
das Erwerbsleben ein kräftiger und wider¬
standsfähiger Körper vorhanden war . So
sind in vielen hundert Fällen , meist in Ge¬
meinschaft mit den örtlichen Fürsorgestellen,
Kinderheilverfahren in Heilstätten , Sol¬
bädern , Spebädern , Erholungsheimen und
dergleichen durchgeführt worden , für die
gleichfalls bedeutende Mittel aufgewandt
wurden.

Erwähnenswert ist vor allem aber auch
die Schulzahnpflege . Diese wird gleichfalls
durch unser zahnärztliches Institut vermittelt
und jedem Schüler bezw . jeder Schülerin
kostenlos zuteil . Die Kostenaufbringung
geschieht hier in Verbindung mit der Stadt
gemeinschaftlich . Hierüber ist schon an be¬
sonderer Stelle Näheres gesagt.

Von dem Gesichtspunkt dieser Entwick¬
lung der Kassenleistung ist es interessant,
einen Vergleich in Bezug auf die Betriebs¬
krankenkassen anzustellen . Vor Kriegsbe¬
ginn bestanden deren noch 12 in unserem
Kassenbezirk , während heute nur noch 2
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solcher Kassen vorhanden sind . Die Schlie¬

ßung dieser Kassen erfolgte zum Teil auf

Anordnung der Aufsichtsbehörde , weil nicht
mehr genügend Mitglieder vorhanden waren,
zum Teil weil sich finanzielle Schwierig¬
keiten einstellten , dann aber auch wohl des¬
halb , weil erkannt wurde , daß zur Erfüllung
der immer größer werdenden Aufgaben der

Krankenversicherung nur große leistungs¬
fähige Kassen im Stande seien . Die letztere
Erkenntnis ist jedenfalls freudig zu begrüßen,
da eine derartige Anschauung dem Zweck
und Ziel der deutschen Sozialversicherung
am besten gerecht wird.

Die Steigerung des Aufgabengebietes der

Krankenversicherung dürfte eindrucksvoll
aus den Jahres -Einnahmen und Ausgaben
zu ersehen sein , weshalb wir diese Zahlen
für den Vorkriegsstand sowie die Jahre der
Berichtsperiode , soweit geordnete Währungs¬
verhältnisse dies zulassen und somit die an¬
geführten Zahlen als Wertmesser dienen
können , hierunter wiedergeben:

Einnahme Ausgabe
1914 = 296 561,21 264 995,27 Mk.
1924 = 588 912,69 565 627,83 „
1925 = 883 861,03 878 245,64 „
1926 = 892 420,91 871 281,00 „

Die Kasse ist außer mit ihren eigenen
Verwaltungsarbeiten auch noch mit solchen
für andere Versicherungsträger und Eür-

sorgestellen in erheblicher Weise belastet . So
werden den Arbeitgebern die ihnen ob¬

liegenden Verpflichtungen für die Marken¬

verwendung in der Invalidenversicherung
abgenommen . Ebenso erfolgt die Einziehung
der Erwerbslosenfürsorgebeiträge für den
Arbeitsnachweis durch die Krankenkasse.
Hierfür wird eine Entschädigung gezahlt,
die nicht immer im Verhältnis der zu bewäl¬

tigenden Arbeiten steht . Soweit diese Ar¬
beiten nicht durch den Gesetzgeber der
Kasse zugewiesen wurden , hat sich der Vor¬
stand von der Erwägung leiten lassen , daß
die Uebernahme derartiger Arbeiten nicht
nur im Interesse der Arbeitgeber , sondern
in vielen Fällen auch im Interesse der Ver¬
sicherten liegt , denen durch die Kasse eine
Gewähr für die ordnungsmäßige Beachtung
ihrer Rechte gesichert wird.

Wir schließen diesen Abschnitt , so schreibt
die Ortskrankenkasse , mit dem Wunsche,
daß alle berufenen Vertreter , sei es aus In¬
dustrie , Handel , Verwaltung und dergleichen,
ebenso bemüht sein mögen wie die Allge¬
meine Ortskrankenkasse , zur Besserung der
Volksgesundheit beizutragen.
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Das politische Bild in Wald bei den Wahlen nach der Staatsumwälzung.

Wahl zur Deutschen National¬
versammlung am 19 . 1 . 1919

Ober¬
meyer
SPD
3746

Agnes
USP
5679

Giesberts
Zentrum

1154

Koch
DVP
875

Erke lenz
DD
2227

Wahl zur Preußischen Landes¬
versammlung am 26. 1. 1919

Limbertj
SPD
3580

Obuch
USP
4410

Kloft
Zentrum

1068

Linz
DVP
673

Schloß¬
mann
DD
1878 , _

Reichstagswahl am 6 . Juni 1920
MSPD

1213
USPD
7213

Zentrum
1174

DDP
1320

DVP
2703

DNVP
381

KP
Zetkin

277
' •

Landtagswahl am 20 . Febr . 1921
USPD

418
Zentrum

1246
SPD
1733

DNVP
734

DVP
2789

VKPD
5522

DDP
1106

Provinziallandtagswahl
am 20. Februar 1921

USPD

412

Zentrum

1245

SPD

1733

DNVP

701

DVP

2787

VKPD

5508

DDP

1104

Kreistagswahl am 20 . Febr . 1921

Reichstagswahl am 4 . Mai 1924
SPD
2042

DNVP
949

Zentrum
1228

KPD
5453

DVP
3693

Völk .Soz.
Block

90

DDP
869

Wirtsch .-
Partei

466

USP

65

Polen

5

Chr .-Soz.
Volksg.

75

Freiwirt-
schaftsb.

19

Häusser-
bund

4

Republ.
51

Freiheits-
Partei

10

Reichstagswahl am 7 . Dez . 1924
SPD
2074

DNVP
845

Zentrum
1218

KPD
5736

DVP
3117

Völk .Soz.
Block

59

DDP
1017

Wirtsch .-
Partei

399

Polen
8

Chr .-Soz.
Volksg.

16

Freiwirt-
schaftsb.

6

USPD
63

Aufw .-P.
411

Iläusser-
bund

2

Landtagswahl am 7 . Dez . 1924
SPD
2071

DNVP
846

Zentrum
1221

KPD
5736

DVP
3088

Völk .Soz.
Block

63

DDP
1013

Wirtsch .-
Partei

400

USPD
61

Polen
2

Chr .- Soz.
Volksg.

20

Aufw .-P.
397

Freiwirt-
schaftsb.

21

Reichspräsidentenwahl
( l . Wahlg .) am 29 . März 1925

Braun
1885

Held
15

Helpach
618

Jarres
3711

Ludendorff
42

Marx
1227

Thälmann
4760

Zerspl.
17

Reichspräsidenten wähl
( 11 . Wellig . ) am 26 . April 1925

v . H Ol¬
denburg

4600

Marx
4728

Thälmann
4776

Chr .- Soz.
Partei

41
Provinziell and tags wähl

am 29 . November 192>

Zentrum
681

SPD
969

DVP
1235

DNVP
416

KPf)
3717

DDP
327

D .- Vülk.
Freih .- P.

15

Rhein.
Bauern

u . Winzer
0

Sparerb.
377

USPD
2

Wirtsch .-
Partei

457

Polen-
Partei

1

Kreistagswahl am 29 . Nov . 1925
Zentrum

677
SPD
971

DVP
1251

DNVP
417

KPD
3711

DDP
324

Wirtsch .-
Partei

456

Sparer-
bund
379

Chr .-Soz. Partei und
Chr . Zusammenarb.

42

Volksbegehren über Enteig¬
nung der Fürstenvermogen

Eintragungszeit
4 . bis 17 . März 1926

Eintrag .-
berecht.

19363

Lmtra-
gungen

11246

gültige
Eintrag.
58.07 »/„

»

Volksentscheid über Enteig¬
nung der Fürsten vermögen
am 20 . Juni 1926.

Eintrag .-
berecht.

19091

Ja-
Stimmen

12216

Nein¬
stimmen

305

Ungült.
Stimmen

464
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